
Studies on the Social and Political Constitution of the Economy

INTERNATIONAL MAX PLANCK RESEARCH SCHOOL
on the Social and Political Constitution of the Economy
Köln, Germany

Filippo Gian-Antonio Reale

Die politische Ökonomie  
soziotechnischen Wandels 

Eine Fallstudie an Hand der Arbeitsbeziehungen in der  
spanischen Verkehrsluftfahrt



Studies on the Social and Political Constitution of the Economy

Studies on the Social and Political Constitution of the Economy  

are published  online on http://imprs.mpifg.de. Go to Dissertation Series.

Published by IMPRS-SPCE

International Max Planck Research School on the Social and  

Political Constitution of the Economy, Cologne

http://imprs.mpifg.de

© Filippo Gian-Antonio Reale, 2016

Filippo Gian-Antonio Reale

Die politische Ökonomie soziotechnischen Wandels 

Eine Fallstudie an Hand der Arbeitsbeziehungen in der  

spanischen Verkehrsluftfahrt

ISBN: 978-3-946416-13-5

DOI: 10.17617/2.2272647



Studies on the Social and Political Constitution of the Economy

Zusammenfassung

Der Ein�uss technologischen Wandels auf institutionellen Wandel in der 

politischen Ökonomie erscheint bisher kaum umfassend untersucht, ob-

wohl Wandel in den zur Produktion eingesetzten Technologien elemen-

tar für den Kapitalismus ist. Die vorliegende Studie nähert sich dieser Fra-

ge und untersucht den Ein�uss der Digitalisierung in der Steuerung von 

Verkehrs�ugzeugen mittels digitalem „Fly-by-wire“ auf die institutionelle 

Rahmung des Arbeitsmarktes von Pilotinnen und Piloten. 

Die Einzelfallstudie untersucht die spanische Fluggesellschaft „Iberia“ vor 

dem Hintergrund der anhaltenden Deregulierung des europäischen Luft-

fahrtsektors. Die Frage ist, wie technologischer und institutioneller Wan-

del genau kausal verbunden sind. Die mit der Methode des „Process Tra-

cing“ getesteten Hypothesen beruhen vor allem auf der Betrachtung des 

rationalen Einsatzes politischer Machtressourcen. Das Ergebnis lautet, 

dass der Zusammenhang jedoch um Eigenschaften des politischen Be-

wusstseins der Arbeitenden ebenso erweitert werden müsste wie um die 

organisationalen Strukturen des Betriebes und der Gewerkschaften.

Die Studie kombiniert Ansätze aus der Techniksoziologie, der Arbeits- 

und Industriesoziologie sowie der Politischen Ökonomie.  
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Glossar  

BOE (Bolet’n Oficial del Estado) Span. nat. Gesetzblatt 

BOCM (Bolet’n Oficial de la Comunidad de Madrid) 

Gesetzblatt der Autonomen Gemeinschaft Madrid  

CCQ (cross-crew qualification) VerkŸrzter Erwerb von 

Musterberechtigungen aufbauend auf bereits 

erworbener Kenntnis eines Šhnlichen Flugzeugtyps 

dFBW (digital fly-by-wire) Digitale Infrastruktur fŸr 

Verkehrsflugzeuge 

dry lease Leasing eines Flugzeugs zum Betrieb u.a. mit eigener 

Besatzung 

EASA (European Aviation Safety Agency) Eur. 

Luftsicherheitsbehšrde 

EU-FCL Eur. Regulierung der Lizenzierung von 

Luftfahrtpersonal im ZustŠndigkeitsbereich von EASA 

EU-OPS Eur. Regulierung des Betriebs von Flugzeugen im 

ZustŠndigkeitsbereich von EASA 

gemeinsame Musterberechtigung Regulative Zusammenfassung mehrerer (sehr 

Šhnlicher) Flugzeugtypen in einer Musterberechtigung 

IATA (International Air Transport Association) Int. 

Interessenverband der Fluggesellschaften 

ICAO (International Civil Aviation Organization) UN-

assoziierte int. Luftfahrtbehšrde 

JAA (Joint Aviation Authorities) Kollaboration eur. nat. 

Luftfahrtbehšrden zur Harmonisierung von 

Vorschriften; 2009 abgelšst durch EASA 
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JAR-FCL Gemeinsame eur. Regulierung der Lizenzierung  von 

Luftfahrtpersonal  im Rahmen der JAA; ŸberfŸhrt in 

EU-FCL 

JAR-OPS Gemeinsame eur. Regulierung des Betriebs von 

Flugzeugen im Rahmen der JAA; ŸberfŸhrt in EU-OPS 

Legacycarrier Ehemalis šffentlich verwalteter Netzwerkcarrier mit fŸr 

die 1940er bis 1980er typischen organisationalen 

Strukturen 

MFF (mixed-fleet flying) Halten mehrerer 

Musterberechtigungen durch eine*n einzelne*n Pilot*in 

Musterberechtigung Lizenz fŸr Pilot*innen zum Betrieb eines bestimmten 

Flugzeugtyps 

Netzwerkcarrier Fluggesellschaft mit diversifiziertem Streckennetz 

SEPLA (Sindicato Espa–ol de Pilotos de Lineas AŽreas) 

€lteste span. Pilot*innen-Gewerkschaft 

UPPA (Uni—n Profesional de Pilotos de Aerol’nea) Span. 

Pilot*innen-Gewerkschaft 

wet lease Leasing eines Flugzeugs u.a. inkl. Besatzung 
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1. Einleitung  

Der Erfolg der Zusammenarbeit im europŠischen AIRBUS-Projekt ist mittlerweile deutlich 

sichtbar. AIRBUS hat sich global als bedeutender Hersteller von FluggerŠten etabliert. Im 

Folgenden geht es hierbei vor allem um die Bedeutung des Konsortiums in der Herstellung 

von Verkehrsflugzeugen. In diesem Bereich steht AIRBUS praktisch in einer duopolitischen 

Wettbewerbssituation mit dem US-amerikanischen Hersteller Boeing (Campos 2001; vgl. 

Flottau 2011). Boeing und AIRBUS stellen dabei vor allem Mittel- und 

Langstreckenflugzeuge her und es ist gerade dieser Markt, den die beiden Konzerne 

untereinander aufteilen. Dabei ist es bemerkenswert, dass Boeing schon seit 1916 existiert 

(Boeing 2016; Heppenheimer 1995), wŠhrend AIRBUS erst 1970 gegrŸndet wird (AIRBUS 

2016a; vgl. Francis/Pevzner 2006). Einige Kennzahlen verdeutlichen hierbei die Situation am 

Markt fŸr Verkehrsflugzeuge und den škonomischen Erfolg von AIRBUS. 

1.1. Wirtschaftlicher und Marketingerfolg des ãAIRBUSÒ -Projekts  

Laut aktuellem Statista-Dossier (Statista 2015) betrug der Umsatz von AIRBUS im Jahr 2014 

rund 60,7 Mio. Euro, wŠhrend der Umsatz von Boeing sich auf 90,7 Mio. US-Dollar (ca. 83 

Mio. Euro) belief. Zum 31. Oktober 2015 hatte AIRBUS insgesamt 16121 Bestellungen 

erhalten und hiervon bereits 9380 Flugzeuge ausgeliefert. 8551 AIRBUS-Flugzeuge 

befanden sich zu diesem Zeitpunkt in Betrieb (AIRBUS 2016b). Abbildung 1 zeigt, dass 

AIRBUS in zehn der vergangenen zwšlf Jahre in der Summe sogar mehr Bestellungen als 

Boeing erhalten hat. AIRBUS darf damit in dem vorhandenen Duopol (vgl. Olienyk/Carbaugh 

2011; Hayward 1994) als gleichwertig angesehen werden. In der …ffentlichkeit besitzt der 

Konzern eine stabile Reputation als globaler Hersteller zuverlŠssiger und effizienter 

Verkehrsflugzeuge. 

AIRBUS erscheint auch als Marke in der breiten europŠischen …ffentlichkeit etabliert. Im 

Rahmen des Marketings von AIRBUS ist 2013 gemeinsam mit dem Tesloff-Verlag und dem 

SŸ§warenhersteller Ferrero eine Sonderreihe der ã†berraschungseierÒ entstanden, in der 

Merchandise von AIRBUS und Tesloff zu finden war (Tesloff-Verlag 2014). Lufthansa (2016) 

meldet, Ferrero habe au§erdem Modelle des neuesten AIRBUS A380 regulŠr als Spielzeuge 

in seinen †berraschungseier eingefŸgt. Allein daran lassen sich Aufwand und Erfolg einer 

umfassenden, auch auf weite Teile der technologisch und škonomisch desinteressierten 

…ffentlichkeit gerichteten Marketingstrategie des Unternehmens ablesen. 
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Abbildung 1: JŠhrliche Bestellungen bei Boeing und AIRBUS s eit 2003 im Vergleich  

 
Quelle: Statista 2016. 

Insgesamt ist die Marke AIRBUS im Denken und Sprachgebrauch angekommen. Der 

Waliser Jasper Fforde (2014; Hvhbg.: FR) lŠsst beispielsweise in einem grotesken 

Jugendbuch den Charakter Gabby der DrachenwŠchterin Jenny Strange erklŠren: 

ãÕEver wondered how those huge jetliners seem to hang in the air on those tiny wings? [!] How 

Skybus (sic) lead the world in efficient aircraft that can fly twice as far on half the fuel? [!] The 

drones working in the facility below [!] extract the angelÕs feathers using Shandar -supplied 

magic. They then ship it out in the Skybus lorries. The refined material is known in the 

aeronautical industry as Guanolite, and is stuffed inside aircraft wings to assist with lift.ÕÒ 

Dass AIRBUS mittels der Anwendung von Magie weiterverarbeitete Engelsfedern verwendet, 

um seine Flugzeuge flugfŠhig zu machen, konnte bisher nicht nachgewiesen werden. 

Stattdessen darf auch weiterhin davon ausgegangen werden, dass es sich lediglich um 

angewandte Physik handelt. Dennoch hat eine ganz bestimmte andere Technologie 

erheblich dazu beigetragen, dass AIRBUS im Verlauf der 1970er und 1980er Jahre in einem 

von US-amerikanischen Konzernen stark beherrschten Markt Fu§ fassen und sich in den 

1990er und 2000er Jahren neben Boeing zu einem von lediglich zwei verbleibenden gro§en 

globalen Herstellern von Verkehrsflugzeugen weiterentwickeln konnte (Kingsley-Jones 

2013), und zwar digitales Fly-by-wire (dFBW).1 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
1 Zu diesem Thema stellt das einigen der angesprochenen ã†berraschungseierÒ beigefŸgte Faltblatt 
mit dem Titel ãAb in die LuftÒ auf seiner fŸnften Seite unter der †berschrift ãGanz schšn viele 
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1.1.1. Digitales Fly -by-wire: Funktionsweise und wirtschaftliche Folg en 

Diese Technologie wŠre hier zunŠchst mit der gebotenen AusfŸhrlichkeit zu erlŠutern. 

GrundsŠtzlich besteht die Steuerung jedes Flugzeugs darin, dass der Pilot/die Pilotin im 

Cockpit Eingaben vornimmt, die in Bewegungen der so genannten SteuerflŠchen (vor allem 

Hšhen- und Seitenleitwerk sowie Querruder) umgesetzt werden, so dass sich die 

physikalische Lage des Flugzeugs im Raum verŠndert. Bei so genannten konventionellen 

Flugsteuerungssystemen wird die Eingabe der Pilotin/des Piloten mechanisch oder 

hydraulisch auf die SteuerflŠchen Ÿbertragen. Mit anderen Worten und ohne besondere 

Vereinfachung ausgedrŸckt, wird z."B. die Energie des Fu§tritts auf das entsprechende Pedal 

im Cockpit mechanisch in eine entsprechende Bewegung des Seitenleitwerks Ÿbertragen. 

HierfŸr emblematisch stehen die zu Beginn hierzu noch verwendeten, bisweilen von au§en 

deutlich sichtbaren SeilzŸge zwischen Cockpit und Leitwerk (Abbildung 2). Dieser 

Mechanismus kann durch verschiedene Bauteile mechanisch unterstŸtzt und fŸr den/die 

Pilot*in vereinfacht werden Ð die Steuerung bleibt dennoch konventionell, so dass diese 

Details hier nicht von umfassenderer Bedeutung sind. 

Vielmehr geht es um die Entwicklung hin zu nicht-mechanischen Infrastrukturen. Wird so 

genanntes Fly-by-wire eingesetzt, geschieht die †bertragung des Kommandos stattdessen Ð 

wie der Begriff impliziert Ð mittels Kabeln (wires), das hei§t: elektrisch. Diese Bezeichnung  

umfasst zunŠchst jegliche Art ãflight control system wherein vehicle control input is 

transmitted completely by electrical meansÒ (Schmidt/Morris/Jenney 1998: 3). FrŸhe Fly-by-

wire-Infrastrukturen funktionierten dabei zunŠchst noch analog. Das hei§t, die Eingaben des 

Piloten/der Pilotin wurden zwar in elektrische Signale umgewandelt, mit denen andere 

mechanische Bauteile gesteuert wurden, aber hierbei handelte es sich nicht um digitalisierte 

Informationen, sondern die Bauteile wurden unmittelbar elektrisch angesprochen und 

gesteuert (Fielding/Luckner 2000).  Hierbei war das erste Verkehrsflugzeug mit Fly-by-wire Ð 

allerdings mit analogem Fly-by-wire Ð die Concorde (Bri•re/Traverse 1993).  

 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
BildschirmeÒ fest (Hvhbg.: FR): ãDas Cockpit eines Flugzeugs ist voller Technik. Computer helfen den 
Piloten (sic) beim Fliegen.Ò 
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Abbildung 2: Blaupause der Lockheed Super Constellation L -1049A 

 
Quelle: Wikimedia Commons (Lizenz: CC BY-SA 3.0; Autor: User:Kaboldy). 

Digitales Fly-by-wire (dFBW), um das es hier gehen soll, verŠnderte dies weiter (Krahe 

1996). Mittlerweile bedient, vereinfacht formuliert, der Pilot/die Pilotin im Cockpit lediglich 

einen Computer. Dieser Computer kommuniziert mit Hilfe digitaler Signale mit anderen 

Computern an den SteuerflŠchen, die dort so genannte Stellmotoren (actuators) in 

Bewegung setzen und damit die SteuerflŠchen bewegen. Entlang der Kabel werden nur 

noch digitale Signale hinsichtlich der durch den Stellmotor vorzunehmenden 

Steuerbewegung gesandt Ð darŸber hinaus wird keine Energie mehr Ÿbertragen. Weil es 

sich um digitale Signale handelt, sind zur korrekten Interpretation dieser Signale am Ende 

der Leitungen wiederum entsprechende Rechenbauteile notwendig, welche die digitalen 

Informationen in Steuerbefehle transformieren kšnnen. Das Personal gibt hierbei lediglich so 

genannte pilot control objectives vor, also Zielvorgaben hinsichtlich der Lage oder Bewegung 
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des Flugzeugs im Raum Ð nicht jedoch hinsichtlich der Stellung der SteuerflŠchen. 

Stattdessen setzt der Computer dies ins VerhŠltnis zum tatsŠchlichen Zustand des 

Flugzeugs und bestimmt und veranlasst eigenstŠndig die passenden Korrekturen mittels der 

SteuerflŠchen (Favre 1998). Die resultierenden, spezifischen Entscheidungen bezŸglich der 

Position der SteuerflŠchen im Einzelnen sind somit nicht mehr von dem/der Pilot*in zu 

treffen. Sofern der Pilot/die Pilotin keine €nderung der Fluglage vorgibt, das Flugzeug also 

konstant im Raum bleiben soll, die Šu§eren Bedingungen sich aber verŠndern Ð 

beispielsweise durch aufkommenden Seitenwind Ð, korrigiert der Computer selbststŠndig die 

SteuerflŠchen, um die konstante Fluglage aufrecht zu erhalten, weil sich an den 

Zielvorgaben nichts geŠndert hat. In konventionell gesteuerten Flugzeugen bedŸrfte dies 

einer Anpassung durch die Pilotin/den Piloten. 

Die Interaktion des/der Pilot*in mit dem tatsŠchlichen Flugzeug ist zu jedem Zeitpunkt durch 

den Flugcomputer vermittelt. Hieraus ergibt sich unter anderem, dass genau betrachtet der 

Pilot/die Pilotin nur mit einer digitalen ReprŠsentation des Flugzeugs tatsŠchlich interagiert 

(Echeverri-Carroll 1996).2 Die ReprŠsentation des Flugzeugs gegenŸber dem Personal hŠngt 

folglich dabei weniger von den Eigenschaften des Flugzeugs selbst, als vielmehr von der 

Programmierung der interaktiven OberflŠche ab. Hieraus ergibt sich auch eines der zentralen 

Merkmale der Technologie, welches fŸr das vorliegende Projekt erhebliche Bedeutung hat, 

nŠmlich, dass entsprechend fŸr viele unterschiedliche Flugzeuge im Wesentlichen die 

gleiche OberflŠche zur Bedienung programmiert und zur VerfŸgung gestellt werden kann. 

1.1.2. FlottenkommunalitŠt als Erfolgsfaktor des AIRBUS -Konsortiums  

Das erste Verkehrsflugzeug mit dFBW war das Modell A320 des AIRBUS-Konsortiums, das 

1986 in Betrieb genommen wurde (AIRBUS 2016c). AIRBUS war mit dem Ziel gegrŸndet 

worden, den damals im Flugzeugbau deutlich dominierenden US-amerikanischen Konzernen 

eine wettbewerbsfŠhige westeuropŠische Konkurrenz zu bieten (Hayward 1994, 1987). 

Dabei wurde das AIRBUS-Projekt von Beginn an als kollaboratives Projekt durchgefŸhrt, weil 

sich nach dem Zweiten Weltkrieg herausgestellt hatte, dass keines der westeuropŠischen 

LŠnder allein einen mit der US-amerikanischen Luftfahrtindustrie vergleichbaren Sektor 

wŸrde aufbauen kšnnen. Dieselbe Erkenntnis hatte kurz zuvor Gro§britannien und 

Frankreich dazu bewogen, im Concorde-Projekt zusammenzuarbeiten, nachdem sich weder 

die franzšsische Caravelle noch die britische Comet im Weltmarkt hatten durchsetzen 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
2 Theoretisch mŸsste der Pilot/die Pilotin sich bei der Verwendung von dFBW nicht einmal an Bord 
des Flugzeugs befinden. Es wŠre eine Frage der DatenŸbertragung, die digitalen Signale vom Boden 
aus an den jeweiligen Flugcomputer zu Ÿbertragen. Bei mechanischen oder selbst bei analogen 
Technologien wŠre dies nicht mšglich. Diese †berlegung kann die Funktionsweise von dFBW 
nochmals genauer illustrieren. 
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kšnnen (Johnman/Lynch 2002; Berg/Mammen 1981; Grieco 1979). Als Folge dessen 

schlossen sich im Verlauf der 1970er Jahre Hersteller aus Frankreich und dem Vereinigten 

Kšnigreich mit westdeutschen und spanischen Herstellern zum AIRBUS-Konsortium 

zusammen. Die spanische CASA trat dem Konsortium konkret im Jahre 1971 bei. Die 

spanische Regierung verfolgte hiermit unter anderem das Ziel, den Beitritt des Landes zur 

EWG zu fšrdern. AIRBUS brachte in seinen Anfangsjahren zunŠchst das Modell A300 

heraus, welches das erste Mittelstreckenflugzeug mit Gro§raumkabine war (also ein 

vergleichsweise gro§es Flugzeug fŸr vergleichsweise kurze Strecken). Das Folgemodell 

A310 war ebenfalls zweistrahlig und besa§ eine Gro§raumkabine, war aber fŸr lŠngere 

Routen ausgelegt. Damit konkurrierte es, anders als der A300, unmittelbar mit anderen 

zeitgenšssischen Fabrikaten wie Boeings 767. Innerhalb kurzer Zeit wurde aber klar, dass 

AIRBUS eine vollstŠndige Flugzeugfamilie wŸrde anbieten mŸssen, um konkurrenzfŠhig zu 

bleiben (Klepper 1990). Da dies jedoch nicht ohne weiteres kurzfristig mšglich war, entschied 

sich AIRBUS, zunŠchst den A320 herauszubringen, zugleich aber mittels der durch dFBW 

mšglichen KommunalitŠt bereits in diesem Modell SkalenertrŠge fŸr die Abnehmer 

anzulegen. KommunalitŠt bezeichnet dabei die operativen †bereinstimmungen und 

€hnlichkeiten in der Handhabung mehrerer Flugzeuge (NATO 2013). Je grš§er die 

KommunalitŠt zwischen zwei beliebigen Cockpits, desto nŸtzlicher ist folglich das Wissen 

Ÿber die korrekte Handhabung des einen bei der Bedienung des anderen. Zugleich kšnnen 

Flugzeuge auch hinsichtlich der Wartung KommunalitŠt aufweisen. Dies spielt im 

vorliegenden Projekt keine besondere Rolle, aber auch hier kšnnen dank der mehrfachen 

Verwendbarkeit von Ersatzteilen und wegen des zwischen Modellen Ÿbertragbaren 

technischen Wissens KommunalitŠten bestehen. Neben den Ersparnissen durch die 

Wirtschaftlichkeit des Modells A320 selbst erwarben Abnehmer also automatisch auch das 

Versprechen auf kŸnftige Einsparungen in der Wartung und im Training fŸr alle spŠter noch 

zu erwerbenden Modelle dank KommunalitŠt. Kingsley-Jones (2013) sieht daher in dFBW 

einen entscheidenden SchlŸssel fŸr den vertrieblichen Erfolg von Airbus. 

Das Konzept der KommunalitŠt in der Flotte gewinnt dadurch an Bedeutung fŸr die 

Fluggesellschaften, dass die HomogenitŠt der Flotte als ein entscheidendes Erfolgskriterium 

der seit den 1990er Jahren zunehmend auftretenden Billigfluggesellschaften (low cost carrier 

oder no-frills carrier) angesehen wird (Harvey 2007; Doganis [2000] 2006). Diese 

Unternehmen mit ihren spezifischen Strategien treten zunehmende in Konkurrenz zu den 

ehemaligen Staatsfluggesellschaften, so genannten Legacycarriern, die bis zur 

Deregulierung der Verkehrsluftfahrt weitestgehend nationale Monopolisten innerhalb 

protektionistischer Rahmenbedingungen gewesen waren.  
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1.2. Die Regulierung der Verkehrsluftfahrt in der Nachkriegszeit  

Bis in die spŠten 1970er Jahre war der Verkehrsluftfahrtsektor in Europa und Nordamerika 

streng reguliert und unterlag ausschlie§lich der nationalen ZustŠndigkeit. Er war einer der 

am meisten regulierten Sektoren Ÿberhaupt (Doganis [1985] 2010: 25; OÕReilly/Stone Sweet 

1998). 

1.2.1. Protektionismus der 1940er bis 1970er Jahre  

Die Chicago Convention, bei der unter anderem die ICAO gegrŸndet wurde, hatte die 

Entscheidung Ÿber †berflugs- und Landerechte usw. uneingeschrŠnkt als alleiniges Befugnis 

der territorialen Staaten festgelegt (OÕReilly/Stone Sweet 1998). Als Folge dessen mussten 

transnationale Strecken, deren Preise, zugelassene Fluggesellschaften und KapazitŠten, 

zwangslŠufig bilateral verhandelt werden. Traditionell waren internationale Streckennetze 

daher auf solche bilateralen Abkommen, so genannte BASAs, angewiesen (Kassim 1995). 

Das Bermuda-Abkommen von 1946 zwischen den Vereinigten Staaten und Gro§britannien 

hatte dabei Vorbildcharakter (Lawton 1999). In diesen bilateralen Abkommen wurde 

detailliert festgelegt, welche Fluggesellschaften die betreffende Strecke bedienen durften, 

wie diese die KapazitŠten untereinander aufzuteilen hatten, wie die Preisgestaltung 

auszusehen hatte und wie die ErtrŠge aus dieser Strecke auf die beteiligten 

Fluggesellschaften aufzuteilen waren. Die Preisgestaltung orientierte sich hŠufig an 

Vorgaben des internationalen Interessenverbands IATA (Doganis [1985] 2010; Lawton 

1999). 

Der Vertrag von Rom schloss 1957/58 au§erdem den Lufttransport ausdrŸcklich aus dem 

Kompetenzbereich des Ministerrates der EWG aus. Insofern bestand selbst innerhalb 

Westeuropas kaum transnationale Regulierung. Dieser Zustand erschien so legitim und 

beruhte auf einem derart breiten Konsens, dass selbst kleinste Vorstš§e zur 

gemeinschaftlichen Regulierung (z."B. 1964, 1979) vehement zurŸckgewiesen wurden 

(OÕReilly/Stone Sweet 1998). Noch 1982 konnten auf Initiative der EuropŠischen 

Kommission und des Ministerrates lediglich einzelne Liberalisierungsma§nahmen auf 

europŠischer Ebene durchgesetzt werden, die letztlich auch nur 3"% aller innereuropŠischen 

Routen betrafen (OÕReilly/Stone Sweet 1998). 

Dieses ãmissgŸnstige Verteidigen nationaler AutonomieÒ (jealous guarding of national 

autonomy; Lawton 1999), das Kassim (1995: passim) als ãpatriotischen InterventionismusÒ 

bezeichnet, fŸhrte dazu, dass der Sektor im Prinzip ausschlie§lich aus nationalen 

Fluggesellschaften (flag carriers) bestand (Kassim 1995), die entweder tatsŠchlich in 

šffentlicher Hand waren oder zumindest unter besonderer staatlicher Beeinflussung standen 
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(Hanlon [1996] 2007). Das Kapital stammte in der Regel aus šffentlichen Haushalten. 

ProfitabilitŠt stand dabei lange im Hintergrund, wŠhrend diese Unternehmen vielmehr 

einerseits Prestige ausstrahlen sollten und andererseits Elemente staatlicher Wirtschafts- 

und Strukturpolitik waren (Doganis [1985] 2010: 42-43). Viele flag carriers galten als Teil des 

šffentlichen Dienstes und dienten der Schaffung von ArbeitsplŠtzen oder der ErfŸllung 

anderer šffentlicher Aufgaben (Kangis/OÕReilly 2003). Da es Ÿberdies in der Regel nur einen 

flag carrier pro Land gab, wirtschafteten sie meistens innerhalb eines nationalen Monopols 

und wurden entsprechend u."a. bei der Vergabe von Landerechten bevorzugt. Kassim (1995: 

passim) spricht von ãnational championsÒ. Hieran, also an ihrer Monopolstellung und ihren 

šffentlichen Aufgaben, orientierten sich demnach sowohl der institutionelle Rahmen dieser 

Betriebe als auch ihre organisationale Struktur. BASAs etablierten dabei meistens ein 

Duopol der beiden flag carrier der beteiligten Staaten auf den durch sie regulierten Strecken 

(Doganis [1985] 2010: 30). 

1.2.2. Deregulierung der Verkehrsluftfahrt seit Ende der 1980er Jahre  

Seit Ende der 1970er Jahre setzte sich in den Vereinigten Staaten und Westeuropa 

allmŠhlich ein Trend zur Deregulierung durch (OÕReilly 1993). 1978 trat in den Vereinigten 

Staaten der Airline Deregulation Act in Kraft. Zuvor hatte die Regierung seit ca. 1970 erste 

Schritte zur Deregulierung unternommen, insbesondere in Bezug auf das Kartellrecht und 

die Preisbildung. Zudem hatte sie einige sehr liberale BASAs geschlossen (Kassim 1997). 

Der Airline Deregulation Act beseitigte zunŠchst sŠmtliche staatliche Regulierung in Bezug 

auf Marktzugang und Preisbildung auf Strecken innerhalb der USA (Doganis [1985] 2010: 

44). BezŸglich der transnationalen Strecken begann die Regierung der Vereinigten Staaten 

in den Folgejahren ebenfalls den Gro§teil ihrer BASAs neu zu verhandeln und zu 

deregulieren. Unter anderem wurden viele durch diese Vereinbarungen konstituierte Duopole 

aufgelšst (mit dem Ergebnis so genannter multiple designation; vgl. Doganis [1985] 2010: 

47-49). 

In Europa ging der Impuls zur Deregulierung vor allem von Gro§britannien und den 

Niederlanden aus, die 1984 auch als erste ein BASA abschlossen, welches im Vergleich zu 

bisherigen bilateralen Abkommen bemerkenswert liberal war (Doganis [1985] 2010: 46). 

Gro§britannien vertrat ohnehin eine besonders liberale Politik und besa§ beispielsweise mit 

der CAA die erste und einzige staatlich unabhŠngige sektorale Regulierungsbehšrde in 

Europa (Kassim 1995). Der EuropŠische Gerichtshof hatte mehrmals befunden, dass die 

Tatsache, dass der Vertrag von Rom die Regulierung des Luftfahrtsektors ausdrŸcklich den 

Nationalstaaten zubilligt, nicht bedeutet, dass die Regelungen der EWG Ÿber FreizŸgigkeit 

und freien Handeln nicht trotzdem fŸr den Sektor gelten (OÕReilly/Stone Sweet 1998). In der 
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Frage, ob flag carriers gegen das europŠische Kartellrecht versto§en, hatte es Šhnliche 

Entscheidungen gegeben (ebd.). Seit Beginn der 1980er Jahre zielte au§erdem die 

EuropŠische Kommission zunehmend auf eine Deregulierung des innereuropŠischen 

Marktes fŸr Flugdienstleistungen (Lawton 1999). Seit 1987 wurde dieser Binnenmarkt in drei 

Schritten (packages) dereguliert (vgl. European Parliament 2015): 

1. Im ersten Schritt 1987 wurden einzelne Regulierungen bezŸglich Preisbildung und 

der Verteilung von KapazitŠten zwischen Fluggesellschaften auf bestimmten 

Strecken aufgehoben. Doganis ([1985] 2010: 46) schreibt, hierin lag auch das erste 

Bekenntnis dazu, dass die in den Ršmischen VertrŠgen festgelegten freien 

Wettbewerbsregeln im Prinzip auch fŸr den Luftfahrtsektor zu gelten hŠtten. 

2. 1990 wurde der innereuropŠische Markt weiter dereguliert. Die Aufteilung von 

KapazitŠten zwischen Fluggesellschaften und die Preissetzung wurden weiter 

liberalisiert und es wurden Fluggesellschaften aus der EuropŠischen Union so 

genannte Fourth Freedom Rights in allen anderen Mitgliedsstaaten gewŠhrt.3 

3. Das dritte package trat 1993 in Kraft und garantierte ab 1997 allen Fluggesellschaften 

aus Mitgliedsstaaten der EU vollstŠndige Cabotage-Rechte (auch Ninth Freedom 

Rights) in allen anderen Mitgliedsstaaten, d."h. das Recht, innerhalb des anderen 

Staates Passagiere zu transportieren, ohne dabei das Territorium des Heimatstaates 

zu berŸhren. GrundsŠtzlich wurde die Lizenzierung auf Unionsebene verlegt. 

†berdies wurde die Lizenzierung von Fluggesellschaften auf e uropŠischer Ebene 

harmonisiert. Die Preissetzung wurde vollstŠndig dereguliert. 

EuropŠische Wettbewerbsregeln im Luftfahrtmarkt gelten nunmehr au§er in der EU 

zusŠtzlich im Luftverkehr mit Albanien, Bosnien und Herzegowina, Mazedonien, Montenegro, 

Serbien, dem Kosovo, Norwegen sowie Irland. Diese Staaten sind Teil der European 

Common Aviation Area (ECAA). Zudem besteht ein so genanntes Partial Integration 

Agreement mit demselben Ergebnis mit der Schweiz (Breitenmoser 2003). 

Die folgende Abbildung zeigt exemplarisch den Liberalisierungsindikator der OECD fŸr den 

Luftfahrtsektor ausgewŠhlter LŠnder. Besonders am Beispiel (West-)Deutschlands ist der 

Verlauf der innereuropŠischen Deregulierung deutlich sichtbar. Hier fŠllt der Indikator zum 

ersten Mal 1987, sowie anschlie§end 1990, 1993 und 1997 Ð zu den Zeitpunkten den 

entscheidenden Ma§nahmen auf Ebene der EU. (Die vollstŠndige Privatisierung der 

Lufthansa 1997 schlŠgt sich ebenfalls im Indikator nieder, der somit in jenem Jahr auf den 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
3 Dies bezeichnet die Erlaubnis, Passagiere in einem anderen Staat an Bord zu nehmen, und schlie§t 
Third Freedom Rights ein, also die Erlaubnis, Passagiere in einen anderen Staat zu befšrdern. 
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Wert 0 fŠllt.). Im (mit weiter unten zu liefernder BegrŸndung) in diesem Projekt untersuchten 

Spanien ist die Deregulierung des inlŠndischen Marktes und die Auflšsung der 

Monopolstellung Iberias 1994/1995 prŠgnant, genauso wie die umfassende Privatisierung 

Iberias 1999 bis 2001. Dass der Mittelwert fŸr die gesamte OECD (N=26; ab 1996: N=30) 

konstant und sichtbar fŠllt, unterstreicht empirisch die eben skizzierten ãglobalerenÒ 

Tendenzen (zumindest fŸr die LŠnder der OECD). Insgesamt ergibt sich ein stark 

deregulierter Sektor insbesondere in Nordamerika und Europa im Kontrast zum Rest der 

Welt, wo weiterhin starke Regulierung und Protektionismus verbreitet sind (Doganis [1985] 

2010: 25-26). 

Abbildung 3: OECD-Regulierungsindikator fŸr die Verkehrsluftfahrt a usgewŠhlter Staaten  

Quelle: OECD. (Eigene Darstellung.) 

FŸr Spanien ist also neben den eben skizzierten Schritten der transantionalen Deregulierung 

zusŠtzlich der nationale Abbau von Markteintrittsbarrieren 1994 im Diagramm ablesbar, der 

1992/1993 begonnen hatte (Guardnido Rueda/JaŽn Garc’a 2005). Ab 1994 verlor Iberia das 

Monopol auf nationalen Linienstrecken, so dass die bisherigen Chartergesellschaften Air 

Europa und Spanair ab sofort in den Wettbewerb eintreten konnten. 

1.2.3. Folgen der Deregulierung fŸr die  Markstruktur  

Einige der zuvor staatlich geschŸtzten flag carriers konnten die kumulierten Vorteile ihrer 

Marktstellung auch nach der …ffnung der MŠrkte verteidigen. Sie restrukturierten sich in 

organisationaler Hinsicht und bildeten Luftfahrtallianzen, darunter Star Alliance, SkyTeam 

und oneworld (Kassim 1995). Die Deregulierung des Marktes fŸhrte zudem zu diversen 

†bernahmen und ZusammenschlŸssen (Chang/Williams 1999). Der Abbau sŠmtlicher 

vorhandener Schutzma§nahmen fŸr die Staatsfluggesellschaft stŸrzte jedoch die hier zu 
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untersuchende Iberia, auch wegen unzureichender Vorbereitung, innerhalb kŸrzester Zeit in 

die Krise. Ihr Marktanteil fiel zwischen 1992 und 1996 von 100"% auf 70"% innerhalb 

Spaniens (ebd.), 1994 macht Iberia einen Verlust von 523 Mio. US-Dollar (Vidal Olivares 

2008). Ein ambitionierter Restrukturierungsplan wird verabschiedet, der unter anderem 

Subventionen seitens des spanischen Staates vorsieht, die erhebliche Konflikte verursachen 

und erst 1995 von der EuropŠischen Kommission genehmigt werden kšnnen. 

Eine der wichtigsten Folgen der Deregulierung des Sektors war der Eintritt in den Markt so 

genannter low cost carriers. Sie werden im deutschen Sprachgebrauch bisweilen als 

Billigfluggesellschaften (ãBilligfliegerÒ) bezeichnet. Fluggesellschaften mit diesem 

GeschŠftsmodell konzentrieren sich darauf, mittels Kostensenkung eine PreisfŸhrerschaft 

auf den von ihnen bedienten MŠrkten aufzubauen (DLR 2008). Geraint Harvey (2007: 16) zu 

Folge produzieren sie im Durchschnitt mit lediglich 43"% der Kosten eines Netzwerkcarriers. 

Sie setzen damit Netzwerkcarrier unter gro§en Druck, die ihre WettbewerbsfŠhigkeit 

garantieren mŸssen, zugleich aber ihr diversifiziertes Streckenangebot aufrechterhalten 

wollen. Dieser Druck ist umso grš§er bei Legacycarriern, bei denen zusŠtzlich ihre 

pfadabhŠngigen, von vor der Deregulierung herrŸhrenden organisationale Strukturen 

besonderen Hindernisse ihrer WettbewerbsfŠhigkeit in einem deregulierten Markt sind. 

Diese Billigfluggesellschaften verfolgen die folgenden Strategien zur Senkung ihrer Kosten 

(DLR 2008; Harvey 2007; Doganis [2000] 2006) Ð wobei allerdings gezeigt werden kann, 

dass auch hier im Laufe der Zeit wieder Rekombinationen stattfinden (Klophaus et al. 2012; 

Alamdari/Fagan 2005). 

1. Sie betreiben eine junge und vor allem homogene Flotte, also eine Flotte mit hoher 

KommunalitŠt. Von den 21 in Deutschland verkehrenden, durch das DLR (2013) als 

Billigfluggesellschaften eingestuften Unternehmen betreiben nur sechs eine Flotte, fŸr 

die mehr als eine einzige Musterberechtigung nštig ist. (Zu diesen sechs 

Unternehmen zŠhlt wiederum auch Air Berlin, welche ohnehin nicht uneingeschrŠnkt 

als low cost carrier zŠhlt; ebd.) In der Regel betreiben diese Unternehmen reine 

Flotten aus Boeings 737-Serie oder aus AIRBUSÔ A320-Familie. Gerade dieses 

Element von ãlow-costÒ-Strategien ist im Hinblick auf dieses Projekt interessant. 

Kangis und OÕReilly (2003: 107) sprechen von ãfleet commonality as a strategy leverÒ, 

genauer (ebd.: 106): 

ãMixed fleets are costly in maintenance and different crew types are needed to support 

the different types of aircraft. This requires a rather sophisticated system of scheduling 

which cannot be entertained without some corporate slack to manage the inevitable 

increase in the number of imponderables.Ò 
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Hanlon ([1996] 2007: 58; Hvhbg. i. O.) schreibt: 

ãThe key concept in a low-cost model is simplicity. [!] The simplicity of their operations is 

seen first and foremost in low-cost airlinesÕ standardized fleets.Ò 

2. Billigfluggesellschaften reduzieren den Komfort in der Kabine auf das rechtlich 

garantierte Minimum. So nutzen sie etwa den Kabinenraum bestmšglich aus, indem 

sie die Beinfreiheit und sogar die Anzahl an WaschrŠumen reduzieren und bieten 

Speisen und GetrŠnke nur gegen zusŠtzliche Bezahlung an. Hieraus ergibt sich auch 

die Bezeichnung als ãno frillsÒ (engl.: ãohne ZusŠtzeÒ; wšrtl.: ãohne RŸschenÒ) carrier. 

Diese Strategie ist allerdings zielgruppengebunden und hat sich beispielsweise bei 

der Erzeugung von Nachfrage unter GeschŠftsreisenden durchaus als kompliziert 

erwiesen (Mason 2001; vgl. Fourie/Lubbe 2006). 

3. Sie benutzen Randzeiten fŸr Starts und Landungen, weil diese gŸnstiger zu erwerben 

sind. Bisweilen nutzen sie aus demselben Grund auch kleinere und abgelegenere 

FlughŠfen. Die Netzwerke dieser Fluggesellschaften sind demnach nicht sehr 

komplex (Dobruszkes 2006). 

4. Sie beschrŠnken sich auf direkte Vertriebswege, insbesondere online, und betreiben 

aggressive Werbung.  

5. Sie beschrŠnken sich auf das Minimum an vorgeschriebener Besatzung pro Flug. 

HŠufig ist zudem die Bezahlung von Pilot*innen vergleichsweise niedrig, wŠhrend die 

Arbeitsbelastung relativ hoch ist. Zugleich stehen diese Unternehmen hierfŸr mitunter 

auch in der Kritik (Harvey 2007; vgl. Hunter 2006). 

Netzwerkcarrier haben in verschiedener Weise auf diese neue und neuartige Konkurrenz 

reagiert: 

1. Einige Netzwerkcarrier haben eigene Billigfluggesellschaften innerhalb ihrer 

Konzerne gebildet, z."B. Germanwings in der Lufthansa-Gruppe oder Iberia Express. 

Die tatsŠchliche ViabilitŠt dieser Strategie hŠngt von diversen anderen Bedingungen 

ab (Dennis 2007; Graham/Vowles 2006; Morrell 2005, Graf 2005; vgl. Plehwe 2013; 

Harvey/Turnbull 2006). Insbesondere im Langstreckensegment ist dies fraglich 

(Francis et al. 2007; vgl. Wensveen/Leick 2009). 

2. Einige Fluggesellschaften stellten ihr gesamtes Unternehmensprofil mehr oder 

weniger auf das ãlow-costÒ-Modell um, vor allem Aer Lingus (Wallace et al. 2006). Air 

Berlin gehšrt ebenfalls zu den Airlines, die zumindest partiell im Billigflugsegment 

konkurrieren (Daft/Albers 2013). 
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GrundsŠtzlich stellt die Mšglichkeit zur Steigerung der KommunalitŠt in der eigenen 

diversifizierten Flotte eine vielversprechende Mšglichkeit fŸr Netzwerkcarrier dar, das 

Erfolgskonzept von Billigfluggsellschaften nachzuahmen (Klingenberg 2005). 

1.3. …konomische und polit -škonomische Folgen steigender KommunalitŠt  

Die wirtschaftlichen Folgen fŸr Fluggesellschaften von dFBW und der davon ausgehenden 

KommunalitŠt wurden von AIRBUS ausfŸhrlich beworben (AIRBUS 2014a-b, 2013a-c), in 

Fachzeitschriften kommentiert (Donoghue 1994; Kingsley-Jones 2013) und auch mehrfach 

wissenschaftlich untersucht (z."B. Klingenberg 2005; BrŸggen/Klose 2010; Kilpi 2007). Diese 

wissenschaftlichen Analysen betreffen allerdings durchweg nur finanzielle Aspekte wie 

direkte Kosteneinsparungen, wŠhrend bisher keine polit-škonomische Untersuchung zu den 

Folgen dieser Technologie vorliegt. Dies ist Ÿberraschend, was besonders deutlich wird, 

wenn man diese Technologie mit anderen wesentlichen Innovationen im Luftfahrtsektor 

vergleicht. 

Die EinfŸhrung des Strahl- oder DŸsentriebwerks (turbojet) und anschlie§end des darauf 

aufbauenden Mantelstromtriebwerks (turbofan) zur Ablšsung bis dahin Ÿblicher 

Propellertriebwerke, von Constant (1973; 1980) prominent als ãturbojet revolutionÒ 

bezeichnet, hatte vor allem eines zur Folge: dass Verkehrsflugzeuge ab sofort unter 

effizienteren Bedingungen weiter Fliegen konnten. Diese Effizienzsteigerung hatte in erster 

Linie finanzielle Folgen in Form von Energieeinsparungen, sowie Folgen fŸr die DiversitŠt 

des Angebots der damaligen Fluggesellschaften, insofern als weiter entfernte Flugziele in die 

Angebotspalette aufgenommen werden konnten. Es sind aber keine Folgen unmittelbar 

offensichtlich fŸr die politische …konomie des Sektors oder des Arbeitsmarktes. Die 

Entwicklung des so genannten glass cockpits, eigentlich EFIS (Electronic Flight Instrument 

System; FAA 2016), also elektrischer und elektronischer Anzeigen zur einfachen 

†berwachung des Flugzeugs und seines Zustands, hingegen fŸhrte im Wesentlichen zu zwei 

Debatten: erstens zu der vor ergonomischen und arbeitspsychologischen HintergrŸnden 

verfolgten Frage, ob durch die damit einher gehende Automatisierung Sicherheitsprobleme 

erzeugt wŸrden (Billings 1991; Wiener 1989, 1985); sowie zweitens, dass ein vollstŠndiges 

Besatzungsmitglied, nŠmlich der Bordingenieur/die Bordingenieurin, auf Verkehrsflugzeugen 

ŸberflŸssig wurde. Letzteres besa§ natŸrlich unmittelbare Relevanz fŸr die politische 

…konomie des Arbeitsmarktes fŸr Cockpitpersonal. Gewerkschaften bekŠmpften die 

technisch motivierte Streichung dieser TŠtigkeit vehement, die sich jedoch trotzdem 

vergleichsweise schnell durchsetzte (Brockhoff 1996). 

Zu der Wirkung von dFBW existiert dagegen bisher keine ausfŸhrliche Studie hinsichtlich 

dessen Einflusses auf die politische …konomie. Dies Ÿberrascht angesichts einer ganzen 
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Reihe von Hinweisen sowohl durch AIRBUS selbst (s."o.), in Fachzeitschriften (z."B. North 

2002; Krahe 1996; Learmount/Lewis 1995; Donoghue 1994), in Verordnungen 

entsprechender Behšrden (FSB 2013; CJAA 2004) und in wissenschaftlichen Artikeln (z."B. 

Klingenberg 2005) dazu, dass mittels durch dFBW erzeugter KommunalitŠt die Unterschiede 

in den FŠhigkeiten und Fertigkeiten der Pilot*innen innerhalb eines Korps erheblich verringert 

werden kšnnen. 

Allein aus AnsŠtzen wie der politischen …konomie der Skills und der Arbeitsbeziehungen, die 

spŠter noch ausfŸhrlich zur Sprache kommen werden, lassen sich Vermutungen darŸber 

ableiten, wie eine Angleichung der FŠhigkeiten und Fertigkeiten sich auf die politische 

…konomie auswirkt. FŸr den Augenblick kurz zusammengefasst lŠsst sich sagen, dass diese 

Angleichung sich vermutlich auf die Machtressourcen der organisierten ArbeitskrŠfte 

auswirken dŸrfte, indem sie einerseits aus der ExklusivitŠt bestimmter TŠtigkeitsprofile sich 

ergebende Machtressourcen verringert, wŠhrend sie zugleich auf der gemeinsamen 

Problemwahrnehmung beruhende Machtressourcen vermehrt. Insgesamt wŠre zu erwarten, 

dass eine auf die radikale Flexibilisierung der ArbeitskrŠftebasis gerichtete technologische 

Innovation verschiedene untersuchungswŸrdige Prozesse hinsichtlich der Organisation des 

Arbeitsprozesses und der Arbeitsbeziehungen nach sich zieht. 

Aus Sicht der vergleichenden politischen …konomie interessiert die Reorganisation der 

Arbeitsbeziehungen vor allem hinsichtlich institutionellen Wandels. Institutioneller Wandel ist 

dabei zu begreifen als Wandel in formalisierten, durch Dritte durchsetzbaren Regeln, die den 

politischen und wirtschaftlichen Handlungsspielraum polit-škonomischer Akteure festlegen 

(Streeck/Thelen 2005). Es handelt sich um eine Ÿbliche Definition von Institutionen im 

Historischen Institutionalismus. Es geht konkreter also darum, in welcher Form formal 

reguliert und durch Dritte durchsetzbar ist, 

- wer oder welche Organisation in legitimer Weise die polit-škonomischen Interessen 

welcher konkreten Gruppe vertritt 

- durch wen und mittels welcher Prozesse Entscheidungen getroffen werden 

- wie Ressourcen verteilt und akkumuliert werden; sowie 

- wie wirtschaftliche Austauschbeziehungen abzulaufen haben. 

Institutioneller Wandel in der politischen …konomie steht also als das zu ErklŠrende im 

Zentrum dieser Arbeit. Der Einfluss technologischen Wandels ist dabei der zentrale 

Ausgangspunkt. Die Fragestellung dieser Arbeit lautet demgemŠ§: 
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†ber welchen Mechanismus beeinflusst technologischer Wandel institutionellen Wandel?  

Es ergibt sich also aus den speziellen Kontexten der EinfŸhrung von dFBW in der 

Verkehrsluftfahrt eine umfassendere, allgemeinere theoretische Frage, die fŸr einige AnsŠtze 

von Bedeutung ist. Ohne der noch zu liefernden Zusammenfassung des Forschungsstandes 

zu weit vorauszugreifen, wŠre festzustellen, dass dieser Zusammenhang bislang kaum 

systematisch erlŠutert worden ist (Pinch 2008). In der institutionellen Theorie (vgl. Meyer 

2010; Morgan et al. 2010; Hall/Taylor 1996; Steinmo et al. 1992) ist bislang kaum die 

Bedeutung technologischen Wandels fŸr institutionellen Wandel, oder Ÿberhaupt die 

Bedeutung von Technologie fŸr die Ausgestaltung des institutionellen Rahmens 

industrialisierter politischer …konomien, systematisch analysiert worden (Werle 2005). Dies 

ist grundsŠtzlich Ÿberraschend, gerade angesichts dessen, dass beispielsweise der 

Historische Institutionalismus in der politischen …konomie eigentlich sensitiv fŸr den 

historischen Wandel technologischer Grundlagen der Produktion sein mŸsste. Es wird aber 

auch noch gezeigt werden, dass andere naheliegende AnsŠtze, wie beispielsweise die 

Techniksoziologie (Degele 2002), ebenfalls unbefriedigende Antworten auf diese Frage 

liefern. 

1.4. Zur vorliegenden Arbeit  

Zur Beantwortung der Fragestellung wird eine Einzelfallstudie durchgefŸhrt, deren zu 

untersuchender Fall nach dem Auswahlprinzip der Extremfallauswahl (Gerring 2001) 

ausgesucht wird. Zuvor theoretisch formulierte Hypothesen Ÿber den kausalen Verlauf des 

Mechanismus werden mit Hilfe der Methode des Process Tracing (Beach/Pedersen 2013) 

getestet. Es wird sich dabei zeigen, dass einerseits Ÿberzeugende theoretische Argumente 

existieren, die nahelegen, dass technologischer Wandel Ÿber VerŠnderungen in den 

KontrollverhŠltnissen im Produktionsprozess eine Wirkung auf die MachtverhŠltnisse in der 

politischen …konomie des Arbeitsmarktes ausŸbt. Es gibt begrŸndete Erwartungen, dass die 

relevanten Akteure darauf reagieren, was schlie§lich in institutionellem Wandel mŸndet. 

Andererseits werden erhebliche Zweifel Ÿber das Bewusstsein der Akteure Ÿber die Wirkung 

der Technologie zu finden sein, was wiederum dazu fŸhrt, die Erwartungen an ihren 

politischen Einsatz hinsichtlich der Technologie anpassen zu mŸssen. ErklŠrbare Probleme 

bei der Datenerhebung erschweren diese und andere Schlussfolgerungen. 

Diese Arbeit ist folgenderma§en aufgebaut: Es folgt ein ausfŸhrlicher Theorieteil, in dem die 

fŸr die Beantwortung der Fragestellung bedeutenden AnsŠtze kritisch diskutiert und zugleich 

ihre Grenzen thematisiert werden. Der Bewertung des Forschungsstandes schlie§t sich die 

Formulierung der im weiteren Verlauf der Arbeit zu testenden Theorie inklusive der 

essenziellen Randbedingungen an. Hieran schlie§t sich das methodische Kapitel an, in 
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welchen mšgliche Methoden diskutiert, eine spezifische Herangehensweise ausgewŠhlt und 

diese anschlie§end ausfŸhrlicher diskutiert wird. Nach Kapiteln zur Einzelfallauswahl und zur 

Datenerhebung folgt der empirische Teil der Arbeit mit den empirischen Ergebnissen der 

Untersuchung. Die Arbeit schlie§t mit der Beantwortung der Fragestellung im Fazit, sowie 

einem kritischen Ausblick.  

Als Einzelfallauswahl wird sich die spanische Fluggesellschaft Iberia ergeben. Zur besseren 

Lesbarkeit werden die KollektivvertrŠge zwischen Iberia und den dort beschŠftigten 

Pilot*innen ršmisch nummeriert wiedergegeben, ganz wie es auch tatsŠchliche Praxis ist. 

Die folgende Tabelle benennt hierbei pro forma die formalen Orte der Veršffentlichung dieser 

VertrŠge im spanischen nationalen Gesetzblatt BOE. Es wird au§erdem wegen der grš§eren 

begrifflichen NŠhe zum Begriff collective agreement, vor allem aber zur spanische 

Bezeichnung convenio colectivo im Verlauf des Textes auf die šsterreichische Benennung 

Kollektivvertrag zu Ungunsten des Begriffs Tarifvertrag zurŸckgegriffen. 

Tabelle 1: KollektivvertrŠge zwischen Iberia und SEPLA seit 1989, juristische Quellen  
Dokument  Jahr  Quelle  
III. Kollektivvertrag 1989 BOE-A-1989-9561 
III. Kollektivvertrag, 

€nderungsakte  
1990 BOE-A-1990-166 

III. Kollektivvertrag, 
€nderungsakte  

1990 BOE-A-1990-12598 

IV. Kollektivvertrag 1991 BOE-A-1991-11041 
IV. Kollektivvertrag, 

€nderungsakte  
1991 BOE-A-1991-20925 

V. Kollektivvertrag 1994 BOE-A-1994-4671 
V. Kollektivvertrag, 

€nderungsakte  
1996 BOE-A-1996-7919 

V. Kollektivvertrag, 
€nderungsakte  

1996 BOE-A-1996-11360 

VI. Kollektivvertrag 1999 BOE-A-1999-17893 
VII. Kollektivvertrag 2009 BOE-A-2009-7741 
VIII. Kollektivvertrag 2014 BOE-A-2014-5540 
Quelle: (Eigene Zusammenstellung.) 

Ebenso werden die Jahresberichte von Iberia der Deutlichkeit halber als solche zitiert. Sie 

sind verfŸgbar auf der InternetprŠsenz der das Unternehmen besitzenden Holding 

International Airlines Group (IAG 2016). 

Diese Arbeit wurde verfasst im Rahmen des Programms und mit einem Stipendium der 

International Max Planck Research School on the Social an Political Constitution of the 

Economy (IMPRS-SPCE) in Kšln. Teile des Auslandsaufenthalts zur Feldforschung im Jahre 

2014 wurden gefšrdert aus Mitteln des Deutschen Akademischen Austauschdienstes 

(DAAD).  
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2.  Theor etischer Hint ergrund  

Das Ziel ist, hier zu beantworten, wie technologischer Wandel institutionellen Wandel 

beeinflusst. Der Bezug zu institutionellem Wandel legt es nahe, vor allem bei 

institutionalistischen Theorien nach theoretischen Antworten zu suchen, wŠhrend der 

Zusammenhang mit Technologie vor allem auf die Techniksoziologie verweist. 

Das vorliegende Projekt entspringt ursprŸnglich der Behauptung, dass die institutionelle 

Theorie, vor allem in der vergleichenden politischen …konomie, inkonsequent mit der 

Bedeutung  von Technologie fŸr die Institutionen der politischen …konomie umgeht (siehe 

Werle 2012, 2005, 2003). Es wŠre deshalb als allererstes zu zeigen, dass der 

Institutionalismus bislang keine zufriedenstellende Antwort auf die Forschungsfrage gebracht 

hat. 

2.1. Institutionalismus  

Die heutige, von einigen in Abgrenzung (vgl. Stinchcombe 1997) zu den ãaltenÒ AnsŠtzen 

frŸherer Autoren (sic) wie beispielsweise Commons ([1924] 1995), Coase (1937), 

Schumpeter ([1947] 2005), Polanyi ([1944] 1978), Selznick ([1957] 2011) und Parsons 

(1961), als ãneuerÒ Institutionalismus (Hirsch/Lounsbury 1997; Selznick 1996; Abbott 1996) 

bezeichnete institutionalistische Theorie geht auf verschiedene Klassiker zurŸck (Nee 1998). 

Hierzu gehšren Thorstein Veblen ([1899] 1967) Ð insbesondere fŸr den Rational-Choice-

Institutionalismus Ð, Max Weber (1922), Karl Marx (1957) und, vor allem, ƒmile Durkheim 

([1895] 1919). 

Es ist weit verbreitet, insgesamt drei Schulen institutioneller Theorie zu unterscheiden: 

Rational-Choice-Institutionalismus, Soziologischen Institutionalismus und Historischen 

Institutionalismus (Hall 2010; Steinmo 2008; Gorges 2001; Martin 2000; Koelble 1995) und 

mittlerweile sind diverse typologische †bersichtsartikel veršffentlicht worden. Der dabei 

wahrscheinlich am hŠufigsten zitierte, diese Unterscheidung treffende Beitrag ist der von 

Peter A. Hall und Rosemary Taylor (1996). Ellen Immergut (1998) bezeichnet im Gegensatz 

hierzu den Soziologischen Institutionalismus in dieser Unterscheidung als 

ãOrganisationstheorieÒ (Organization Theory), Paul DiMaggio (1998) schreibt etwa 

stattdessen von ãrational-action neoinstitutionalismÒ, ãsocial-constructionist 

neoinstitutionalismÒ und ãmediated-conflict institutionalismÒ und bezweckt damit, Hall und 

Taylors seiner Ansicht nach zu disziplinŠre und wenig theoretische Einteilung zu prŠzisieren; 

Vivien Schmidt (2010) besteht darauf, dass daneben noch ein Diskursiver Institutionalismus 

(Schmidt 2008; Hay 2004; Blyth 2002), im Rahmen eines ideational turn der vergleichenden 

politischen …konomie (Blyth 1997), Abgrenzung verdient; Uwe Schimank (2007) benennt 
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neben den drei Ÿblichen Typen noch den Akteurzentrierten Institutionalismus (Scharpf 2000; 

Scharpf/Mayntz 1995); Guy Peters unterscheidet hingegen noch weit mehr 

ãInstitutionalismenÒ (2012). John W. Meyer (2010) sieht die verschiedenen 

ãInstitutionalismenÒ in ihrer Vielfalt in erster Linie auf einer Dimension zwischen ãrealistischÒ 

(realist) und ãphŠnomenolischÒ (phenomenological) arrangierbar.  

2.1.1. Rational -Choice -Institutionalismus  

Der Rational-Choice-Institutionalismus in der Politikwissenschaft entwickelte sich in den 

spŠten 1970er Jahren als Reaktion auf den vorherrschenden Behavioralismus in der 

politischen Theorie (Immergut 1998; Shepsle 1989). Dieser Behavioralismus wurde dafŸr 

kritisiert, politisches Handeln ŸbermŠ§ig auf individuelle Eigenschaften der Akteure zu 

reduzieren und somit eine atomistische, der sozialen Umwelt der Handelnden gegenŸber 

indifferente politische Theorie zu produzieren. Ausgehend von Rikers (1980) Studie (Shepsle 

1989) ergaben sich daraufhin die ersten stŠrker an der Bedeutung von Institutionen 

ausgerichteten Untersuchungen des US-amerikanischen Kongresses, die die Grundlage des 

spŠteren Rational-Choice-Institutionalismus in der Politikwissenschaft sind (Hall/Taylor 

1996). 

Zeitgleich entwickelten sich in der Wirtschaftswissenschaft als Reaktion auf neoklassische 

Sichtweisen institutionalistische AnsŠtze, die insbesondere auf der Arbeit von Ronald H. 

Coase (z."B. Coase 1960) aufbauten. Neben der Transaktionskostentheorie (Williamson 

1990, 1985, 1981), welche Institutionen auf deren transaktionskostensenkende Wirkung hin 

untersuchte, entwickelte vor allem Douglass C. North (1990) eine institutionalistische 

Wirtschaftsgeschichte kapitalistischer Entwicklung (MŽnard/Shirley 2011; Hall/Taylor 1996: 

943). Dies wird auch als der Ursprung der so genannten Neuen Institutionenškonomie (New 

Institutional Economics) angesehen (Williamson 2000). 

Im Rational-Choice-Institutionalismus gibt es zwei unterschiedliche prominente Konzepte von 

Institutionen (Gilardi 2008: 417; Kingston/Caballero 2009). Einige, insbesondere frŸhere 

AnsŠtze verstehen Institutionen vor allem als Regeln des Spiels (rules of the game; North 

1990: passim) oder exogene EinschrŠnkungen (exogenous constraints; Shepsle 2006). Dies 

bezieht sich also auf die sozialen Randbedingungen, in welchen individuelle Akteure ihre 

rationalen Entscheidungen treffen. Institutionen kšnnen dabei Anreize fŸr Handeln setzen, 

welches ohne die Institution mšglicherweise nicht rational oder optimal wŠre. Gilardi spricht 

davon, dass Institutionen die Auswahlmšglichkeiten rationaler Akteure beschrŠnken und 

somit also ãAnreize strukturierenÒ (structure incentives; Gilardi 2008: 421). Auf diese Art kann 

beispielsweise kollektives Handeln erzeugt werden, welches aus individueller Sicht und ohne 

die institutionellen Anreize nicht rational wŠre. Soziale Dilemmata kšnnen Ÿberwunden 
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werden. Dies impliziert einen wohlfahrtssteigernden Effekt von Institutionen, es kšnnen 

natŸrlich aber auch wohlfahrtsmindernde Institutionen ãRegeln des SpielsÒ sein. Jedenfalls ist 

der institutionelle Kontext der strategischen Interaktion ein substanzieller ErklŠrungsfaktor fŸr 

den Verlauf der Interaktion selbst (Shepsle 1989; vgl. Ingram/Clay 2000). 

Im Verlauf der Debatte hat sich au§erdem ein Begriff von Institutionen herausgebildet, der 

damit nicht die Voraussetzungen von strategischer Interaktion rationaler Akteure bezeichnet, 

sondern die sich daraus ergebenden Gleichgewichtssituationen. Diese Entwicklung ist 

vergleichbar mit der weiter unten genauer zu erlŠuternden Problematik des 

Strukturdeterminismus im Soziologischen Institutionalismus. Sie beruht auf der Erkenntnis, 

dass eine zweckrationale Theorie von Institutionen zugleich gefragt ist, die Entstehung und 

Etablierung von Institutionen zu berŸcksichtigen. Strategische Interaktion, so der 

grundsŠtzliche Ansatz, kann die Wahl zwischen unterschiedlichen Institutionen zum Inhalt 

haben, so dass das Gleichgewicht der Interaktion (oder des Spiels) darin besteht, dass eine 

Institution ausgewŠhlt wird und alle anderen nicht (Shepsle 1989; vgl. Shepsle 1986). 

Hieraus ergibt sich allerdings die Frage, woher die Entscheidungs- und Interaktionsregeln fŸr 

dieses strategische Interaktion herrŸhren und ob es sich nicht ebenfalls um Institutionen 

handelt, deren Gestalt und Herkunft begrŸndungswŸrdig ist. Gerade die zweite der 

umrissenen Sichtweisen begrŸndet Institutionen im Wesentlichen Ÿber ihren Nutzen fŸr die 

an der Auswahl beteiligten Akteure und insofern von ihrem Ergebnis aus. Dabei lŠuft eine 

derartige Sichtweise Gefahr, funktionalistisch zu sein (Hall/Taylor 1996: 952). Zudem ist eine 

derartige Theorie voluntaristisch, insofern als sie Institutionen als willentlich ausgewŠhlt 

behandelt. Eine Emergenz von Institutionen als soziale Sachverhalte, die sich nicht lediglich 

auf die Menge dazu fŸhrender Wahlentscheidungen disaggregieren lassen (Greve/Schnabel 

2011), kommt hingegen nicht in Frage. Dies wird umso problematischer, je weniger 

formalisiert die zur Debatte stehenden Institutionen sind. Diese AnsŠtze sind dann ebenfalls 

nicht in der Lage, die Entstehung und Persistenz ineffizienter Institutionen zu begrŸnden, so 

Hall und Taylor (1996: 952). 

Ein wichtiges Argument im Rational-Choice-Institutionalismus ist, dass institutionelle 

Wandelprozesse pfadabhŠngig sein kšnnen (Garrouste/Ioannides 2001; David 2001, 1994; 

Mahoney 2000). FrŸh im Prozess sich ereignete und mitunter mšglicherweise zufŠllige 

Ereignisse kšnnen erheblichen Einfluss auf den restlichen Verlauf eines institutionellen 

Entwicklungsprozesses haben. Institutionelle Entwicklungsprozesse sind nicht-ergodisch 

(non-ergodic; David 2007: 97-98). Elemente des Prozesses kšnnen nur im Relation zu ihrer 

spezifischen Reihenfolge und im Zusammenhang mit frŸheren Elementen sinnvoll erfasst 

werden. Paul David (2007) diskutiert detaillierter stochastische Formalisierungen des 

Konzepts und ihr VerhŠltnis zu anderen stochastischen Konzepten wie beispielsweise 
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Markov-Ketten. Das Argument beruht auf dem im Grunde technischen Artikel desselben Paul 

David (1985), der hierin begrŸndet, wie im Prinzip ineffiziente Arrangements wie die 

QWERTY-Tastatur weiterbestehen, weil ein lock-in (David 1985: passim) geschehen kann. 

W. Brian Arthur (1989) argumentiert Šhnlich, dass einmal installierte Technologien wegen 

steigender SkalenertrŠge (increasing returns) ihrer Nutzung ungeachtet spŠter hinzu 

kommender Alternativen weiter diffundieren. Dieser sich selbst verstŠrkende Prozess beruht 

konkreter u."a. auf NetzwerkexternalitŠten, auf steigenden SkalenertrŠgen im Wissen Ÿber 

die Handhabung und auf Lerneffekten. Diese Konzepte hat der Rational-Choice-

Institutionalismus auf institutionell Prozesse Ÿbertragen, wobei andere institutionalistische 

AnsŠtze Šhnliche Konzepte mit mitunter anderen BegrŸndungen aufweisen, wie gleich noch 

zu zeigen sein wird (Mahoney 2000). 

Eine institutionelle Entwicklungen Ÿber ihre SkalenertrŠge begrŸndende, und somit 

utilitaristische Theorie der SelbstverstŠrkung von Institutionen (Mahoney 2000) muss hierbei 

genau benennen, fŸr wen die SkalenertrŠge steigend sind. In Situationen strategischer 

Interdependenz und Unterschieden in den individuellen PrŠferenzen und Interessen sind 

dies mšglicherweise nicht alle Beteiligten. Das Argument setzt au§erdem eine 

voluntaristische Theorie institutionellen Designs voraus, in welchem die Institutionen sodann 

verŠndert werden kšnnen, wenn ihre ErtrŠge (returns) nicht mehr optimal sind. Dazu 

wiederum mŸssen die Akteure die Institutionen instrumentell betrachten und zugleich 

vorausschauend (far-sighted) genug sein (Pierson 2000b). 

Andere AnsŠtze verfolgen eine weniger voluntaristische Argumentation und betrachten 

institutionellen Wandel mehr als evolutionŠren Prozess (Kingston/Caballero 2009). Greif und 

Laitin (2004) zeigen, dass die ãRegeln des SpielsÒ (s."o.) zwar kurzfristig dem Spiel exogen 

sind, aber bei hŠufiger Wiederholung die strategische Interaktion selbst wieder RŸckwirkung 

auf ihren institutionellen Rahmen hat. Sie sprechen davon, dass die DurchfŸhrung des Spiels 

Ÿber lange Zeit die ãParameterÒ (ebd.: passim) des Spiels verŠndern kann. Es ergibt sich 

also eine dialektischere Sichtweise auf Institutionen, in welcher Institutionen einerseits die 

Parameter strategischer Interaktion setzen und somit handlungsstrukturierend wirken, 

wŠhrend sie andererseits einem von der strategischen Interaktion ausgehenden 

VerŠnderungsdruck ausgesetzt sind. 

Verschiedene AnsŠtze innerhalb des Rational-Choice-Institutionalismus behandeln 

Technologie und ihre Bedeutung fŸr die politische …konomie. North und Wallis (1994) 

argumentieren, dass technologischer und institutioneller Wandel gleicherma§en die 

Transaktionskosten in produzierenden Sektoren erheblich beeinflussen. Sie folgern daraus, 

dass eine auf Transaktionskostentheorie beruhende Geschichte wirtschaftlicher Entwicklung 

unbedingt RŸcksicht auf diese beiden ErklŠrungsfaktoren nehmen muss. Daneben gibt es 
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eine aus der Schumpeterschen …konomik (Schumpeter [1911] 1997, [1947] 2005; Swedberg 

1991) hervorgegangene EvolutionŠre …konomik (Evolutionary Economics; England 1994; 

Nelson 1994, 1987; Nelson/Winter 1974, 1973) als Gruppe innerhalb des Neo-

Schumpeterianismus (Hanusch/Pyka 2007). Schumpeter hatte in seinem vielzitierten Werk 

darauf hingewiesen, dass innovativer Wettbewerb und nicht Mengen- oder Preiswettbewerb 

seiner Ansicht nach der eigentlich bedeutende Wettbewerb in der Volkswirtschaft sei. 

…konomischer Wandel sei bedeutend geprŠgt durch die laufende Ablšsung einer 

Technologie oder Produktionsweise durch eine andere, was Schumpeter (hŠufig 

wiedergegeben) als ãschšpferische ZerstšrungÒ (creative destruction; Schumpeter [1947] 

2005: passim) bezeichnet. Hieraus ergŠben sich demnach erhebliche wirtschaftliche 

Dynamiken (vgl. Freeman/Perez 1988). EvolutionŠre …konomik versucht nun hierauf 

aufbauend eine aus VerŠnderung und Selektion bestehende Koevolution technologischen 

und wirtschaftlichen Wandels zu konzipieren. Zum Teil wird auch von ãinstitutionellem 

WandelÒ gesprochen, der sich evolutionŠr und parallel zu technologischem Wandel in einer 

Volkswirtschaft vollzieht (Nelson/Sampat 2001). Diese evolutionŠre Sichtweise hat Eingang 

in die ãNeue InstitutionenškonomikÒ, also in den Rational-Choice-Institutionalismus, gefunden 

Ð unter anderem, weil North (1990) selbst evolutionŠre Argumente aufgreift, schreibt Nelson 

(2002). Auch andere Autoren (sic) sehen tatsŠchliche und potenzielle Konvergenzen der 

beiden škonomischen StrŠnge (Hodgson 2007, 2004; Brette 2006), vor allem aufbauend auf 

den Konzepten des bereits erwŠhnten Thorstein Veblen. 

Aber soweit ein institutionalistischer Beitrag darin zu sehen ist, muss festgestellt werden: 

Erstens werden hier keine polit-škonomischen Institutionen systematisch konzipiert und 

zweitens bleibt der eigentliche Mechanismus der Wirkung oder Wechselwirkung 

weitestgehend unausgesprochen. Nicht zuletzt unterscheiden manche Autor*innen in diesem 

Feld nicht zwischen tatsŠchlichen Artefakten und ãsozialen TechnologienÒ (Nelson/Sampat 

2001), so dass z."B. Nelson (2005) schreibt, Sozialwissenschaften hŠtten die Aufgabe, 

analog zu Ingenieurswissenschaften die effektivsten sozialen Technologien zu erfinden und 

entwerfen. Schon diese Behandlung sozialer Sachverhalte wŠre aus soziologischer Sicht 

begrŸndungswŸrdig. 

GrundsŠtzlicher sind weite Teile des Rational-Choice-Institutionalismus dafŸr zu kritisieren, 

dass sie strategische Interaktion als Dilemma konzipieren und dafŸr die politische Dimension 

von Interessenkonflikten weitestgehend ausklammern. MulŽ (1999: 149) schreibt: ã[N]ew 

economic institutionalism pays little serious attention to some of the most pressing concerns 

of political science. Most significantly, new economic institutionalism is distinctly apolitical in 

that it overlooks power relationships within and between institutions.Ò Mark Granovetter 

(1985) kritisiert konkret Williamsons (1981) Ansatz dafŸr, die soziale Einbettung 
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(embeddedness; Granovetter 1985: passim) der AbwŠgung zwischen marktlichen und 

hierarchischen Organisationsformen zu unterschŠtzen. Williamson wŸrde deswegen die 

Bedeutung von Politik, Kontrolle und Subversion innerhalb von Firmenhierarchien 

Ÿbersehen. Besonders deutlich wird die VernachlŠssigung politischer Macht im Rational-

Choice-Institutionalismus in feministischer Kritik des Ansatzes (Driscoll/Krook 2009).  

2.1.2. Soziologischer Institutionalismus   

Die Bedeutung und ErklŠrungskraft sozialer Einbettung wirtschaftlicher Interaktion ist 

hingegen der zentrale Punkt des Soziologischen Institutionalismus. Viele Autor*innen aus 

diesem Feld kritisieren unter anderem umfassend das Konzept von RationalitŠt und den 

Voluntarismus im Rational-Choice-Institutionalismus. 

Als so genannter ãSoziologischer InstitutionalismusÒ (Grages 2012; Hall/Taylor 1996), aber 

auch als ãOrganisationaler InstitutionalismusÒ (Greenwood et al. 2008) oder (hŠufiger als 

andere neue Institutionalismen ausdrŸcklich) als ãNeo-InstitutionalismusÒ (Senge/Hellmann 

2006b; Hasse/KrŸcken 1999) wird eine institutionelle Theorie bezeichnet, die sich in den 

spŠten 1970 Jahren in der US-amerikanischen Organisationsforschung herausgebildet hat 

(Senge 2007; Scott 2005; Hasse/KrŸcken 1999). Sie entstand im Kontext bŸrokratischer und 

rationalistischer Organisationsforschung (Mayntz 1968) und wurde in der 

Auseinandersetzung mit Theorien begrenzter RationalitŠt (bounded rationality; March 1978, 

March/Simon 1958) weiterentwickelt (Tacke 2006). Au§erdem ging ein weiterer bedeutender 

Einfluss vom Ressourcen-Dependenz-Ansatz (Pfeffer/Salancik [1978] 2003) aus (Scott 

2008b). 

Im Gegensatz zu zweckrationalen Theorien organisationaler Strukturen betonen 

soziologisch-institutionalistische AnsŠtze, dass es sich bei der durch Wirtschaftsakteure 

gezeigten ZweckrationalitŠt (Weber 1972: 12) um in ihrer Umwelt institutionalisierte 

Erwartungen handelt (Senge/Hellmann 2006a). Meyer und Rowan (1977) bezeichnen 

organisationale RationalitŠt deshalb als ãMythosÒ (myth). Zeitlich an den SpŠtkapitalismus 

und šrtlich an die westlichen Industriestaaten gebunden, dienen rationales Handeln und 

rationalisierte Organisationsstrukturen vielmehr der ErfŸllung gesellschaftlicher Erwartungen. 

Indem die Erwartungen erfŸllt werden, gewinnen die Wirtschaftsakteure und Organisationen 

als Akteure LegitimitŠt. Anders ausgedrŸckt, stellt der Soziologische Institutionalismus einer 

zweckrationalen, instrumentellen ãLogik der KonsequenzÒ (logic of consequence) im Handeln 

der Akteure vielmehr eine symbolische oder normative soziale ãLogik der AngemessenheitÒ 

(logic of appropriateness; March/Olsen 2004, 1989) gegenŸber (vgl. Goldmann 2004). 
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Neben der Organisationsforschung hat sich au§erdem die so genannte ãWorld-Polity-

TheorieÒ (Meyer 2010; KrŸcken 2006, 2005; Drori et al. 2006; Boli/Thomas 1999) 

herausgebildet, in welcher diese Argumentation von Organisationen auf Nationalstaaten 

Ÿbertragen wird. Diesem Ansatz zu Folge reprŠsentiert der bŸrokratische, rational gefŸhrte 

Nationalstaat nach westlichem Vorbild auf globaler Ebene die endgŸltige legitime Form 

gemeinschaftlicher Organisation. Diese Organisationsform steht einer staatenlosen 

humanistischen Weltgesellschaft gegenŸber, in welcher in verschiedenen Prozessen und 

durch wissenschaftliche ãrationalisierte AndereÒ (rationalized others; Meyer 1994) diese 

Erwartungen an den Nationalstaat konstruiert und rationalisiert werden (Meyer et al. 1997). 

Wenn diese Erwartungen in ãdauerhaftenÒ, ãverbindlichenÒ und ãma§geblichenÒ ãsozialen 

RegelnÒ festgeschrieben sind, sprechen Autor*innen in diesem theoretischen Feld von 

Institutionen (Senge 2006: 35; im Original hervorgehoben). Dabei gibt es nicht nur regulative, 

sondern insbesondere auch normative und kognitive Institutionen (Scott 2008a: passim). 

Institutionen strukturieren demnach nicht nur das Handeln politischer oder wirtschaftlicher 

Akteure mittels regulativer Einflussnahme. Vielmehr definieren sie auf normativer und sogar 

kognitiver Ebene, wer oder was legitimer Akteur in einem gegebenen organisationalen Feld 

ist. Damit beziehen sich AnsŠtze aus dem Soziologischen Institutionalismus in ihrem 

Institutionenkonzept weit mehr als andere AnsŠtze (Hall/Taylor 1996: 947) auf das Wissen 

der Akteure darŸber, wer sie legitimerweise Ÿberhaupt wirklich sind. Institutionen beziehen 

sich mit anderen Worten nicht nur auf die HandlungsspielrŠume innerhalb der politischen 

…konomie, sondern direkt auf die gesellschaftliche Konstruktion der Wirklichkeit an sich 

(Senge 2006: 39). Die sich ergebende konstruktivistische Sichtweise schlie§t damit direkt an 

Peter Berger und Thomas Luckmann (1967) an. 

Die Struktur von Organisationen und deren Handeln als Wirtschaftsakteure werden durch die 

bindende Wirkung dieser Institutionen erklŠrt. Wenn nun eine Reihe von Organisationen 

gleichzeitig die in den Institutionen als legitim angelegten (rationalen) Strukturen annehmen, 

ergibt sich daraus auch, dass die einzelnen Organisationsstrukturen konvergieren mŸssen. 

Man spricht auch von Isomorphie (DiMaggio/Powell 1983; Becker-Ritterspach/Becker-

Ritterspach 2006a: passim). Diese AnsŠtze erklŠren dabei zwar einerseits die Diffusion 

(Quack 2006) bestimmter Organisationsstrukturen in Sektoren oder ãorganisationalen 

FeldernÒ (Becker-Ritterspach/Becker-Ritterspach 2006b: passim; DiMaggio 1991). Zugleich 

ergibt sich aber daraus auch eine Konvergenz und €hnlichkeit von Strukturen, die so 

deterministisch ist, dass sie empirisch nicht aufzufinden ist. 

Insgesamt waren besonders frŸhe BeitrŠge zum Soziologischen Institutionalismus von einem 

deutlich sichtbaren Strukturdeterminismus geprŠgt. Akteure und ihr Handeln gehen nach 

dieser Sichtweise vollstŠndig in ihren in den sozialen Institutionen angelegten Definitionen 
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auf. Dies mag verstŠndlich sein, weil seinerzeit provokante Institutionenkonzepte nštig 

waren, um der vorherrschenden Sicht auf ZweckrationalitŠt in Organisationen etwas zu 

entgegnen. W. Richard Scott (2005: 466) schreibt: 

ãToo much early theorizing and research on institutions posited Ôtop-downÕ models of social 

influence. Scholars examined the various ways in which rules, norms, and shared beliefs 

impacted organizational forms. Such a focus is understandable since a necessary condition for 

calling attention to the importance of institutions is to demonstrate their influence on 

organizationsÒ 

Andererseits war dadurch die ErklŠrungskraft des Konzepts langfristig gemindert (Oliver 

1992: 563-564). Es hat sich daher im Verlauf der Diskussion das Konzept der Entkopplung 

(decoupling) herausgebildet, mit dem eine graduelle Ablšsung der Akteure von den 

institutionalisierten Erwartungen bezeichnet wird. Die ErfŸllung institutionalisierter 

Erwartungen reduziert sich dann auf ein Zeremoniell (Scott 2008b). Es ist dabei aber 

wiederum fraglich, ob dies angesichts seines Ÿberzogenen Determinismus das Konzept von 

Institutionen konstruktiv ergŠnzt oder eher lediglich in seiner theoretischen ErklŠrungskraft 

einschrŠnkt (Scott 2005). Schlie§lich wŠre dann zu klŠren, woran sonst die Akteure ihren 

kognitiven und normativen Horizont ausrichten und woher sonst sie ihre IdentitŠtsdefinition 

ziehen (Scott 2008b). 

Der besonders starke Strukturdeterminismus hatte auch zur Folge, dass Prozesse 

institutionellen Wandels, um die es schlie§lich in diesem Projekt gehen soll, kaum Beachtung 

fanden oder, genauer, konzeptionell nicht zu erfassen waren (Scott 2008b). Der einzige 

erfassbare Prozess, schreibt Scott (2005: 471), war die Diffusion und anschlie§ende 

Konvergenz (oder ãHomogenisierungÒ) von organisationalen Strukturen als Ergebnis 

vermeintlicher Isomorphieprozesse (Scott 2008b; Quack 2006). Diffusion und 

Homogenisierung waren die wichtigsten Elemente frŸher Theorien der Institutionalisierung 

(ebd.). Erst zuletzt wurde, wie in den anderen institutionalistischen Stršmungen auch, die 

Frage nach institutionellem Wandel deutlicher und ergebnisoffener als zuvor versucht zu 

beantworten (Hall/Taylor 1996). 

Im Kern neuerer Theorien steht dabei die Fragen nach der Ablšsung und VerŠnderung 

bestehender Institutionen (Hasse/KrŸcken 1999). Dies wird als De-Institutionalisierung 

(Oliver 1992) bezeichnet. Sie geschieht, wenn Organisationen aufhšren, bestehende 

institutionalisierte Erwartungen umzusetzen, sei es absichtlich oder unabsichtlich (ebd.: 564). 

Neben Tendenzen zur unabsichtlichen De-Institutionalisierung, die auf Kontingenzen in der 

Deutung und Umsetzung institutionalisierter gesellschaftlicher Schemata beruhen (Zucker 

1977), hat durch einzelne Individuen in Gang gesetzter Wandel gro§e Aufmerksamkeit 
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erhalten. In Anlehnung an Joseph Schumpeters Konzept des Unternehmers (entrepreneur; 

Schumpeter 1991; Ebner 2005) wurde das Konzept des institutionellen Entrepreneurs 

erarbeitet (Garud et al. 2007; DiMaggio 1988). Hiermit sind voluntaristische Individuen 

gemeint, die weitgehend instrumentell und ãinteressengeleitetÒ (interest-driven; Beckert 1999: 

778) Institutionen verŠndern (vgl. Zucker 1991). 

Es fŠllt auf, dass Ÿber den Umweg des institutionellen Entrepreneurs ein naturalisiertes 

Konzept voluntaristischen und insbesondere zweckrationalen Handelns wieder Eingang in 

eine institutionelle Theorie findet, deren GrundprŠmisse eigentlich auf die soziale 

Konstruiertheit wirtschaftlicher RationalitŠt verweist. Der Anlass fŸr institutionelle 

Entrepreneure besteht nŠmlich Beckert (1999: 779) zu Folge in einer ãProfitprŠmieÒ (profit 

premium; ebd.) aus der Verletzung institutioneller Regeln. Soziale Skills (social skills) sind 

hierbei ein entscheidender Faktor, weil der institutionelle Entrepreneur mittels dieser Skills 

neue Sinnschemata etablieren und darŸber andere Akteure zur Kollaboration bewegen kann 

(Fligstein 1997). Diese Hervorhebung des verŠndernden Subjekts und seiner Agentschaft 

(agency) im VerhŠltnis zur Bindungswirkung der Institutionen begreift am Ende 

institutionellen Wandel als ãeingebettete AgentschaftÒ (embedded agency; Garud et al. 2007; 

Garud/Karn¿e 2003). Hieraus ergibt sich eine Unterstršmung des Soziologischen 

Institutionalismus (Quack 2006), die diesen Fokus institutionellen Wandels beibehŠlt und in 

letzter Zeit unter der Bezeichnung der ãinstitutionellen ArbeitÒ (institutional work; Lawrence et 

al. 2009; Lawrence et al. 2011) zusammengefasst wird. 

Wie sich auch in den anderen institutionalistischen Stršmungen dialektischere Konzepte der 

Wechselwirkung zwischen Institutionen und Akteurshandeln ausbreiten (z."B. Streeck/Thelen 

2005), hat sich aber auch im Soziologischen Institutionalismus im Verlauf der Debatte eine 

komplexere Sichtweise auf das klassische soziologische ãStructure/AgencyÒ-Problem (Sewell 

1992; Giddens 1984) ergeben (Quack 2006). Obwohl also Institutionen auf die Konzeption 

von Wirklichkeit an sich der Akteure wirken, somit also aus der Sicht der Akteure 

SelbstverstŠndlichkeiten in den Institutionen angelegt und definiert sind, kšnnen diese 

SelbstverstŠndlichkeiten Prozessen der Miss- und Umdeutung unterworfen sein, womit sie 

wŠhrend der konkreten Umsetzung durch die Akteure direkt mitverŠndert werden (Quack 

2006). In konkreten Handlungssituationen Ÿberkreuzen sich verschiedene institutionelle 

Logiken (institutional logics; Thornton/Ocasio/Lounsbury 2015) und eršffnen damit Raum zur 

kreativen Deutung der Institutionen (Scott 2008b). Letztere Sichtweise beruht insbesondere 

auf den Arbeiten von Alford und Friedland (1985; Friedland/Alford 1991). Zu dieser 

Diskussion haben aber auch praxistheoretische Argumentationen beigetragen die 

begrŸnden, wie die situative Anwendung von Praktiken Wandel in Ÿbergeordneten kognitiven 

und anderen Institutionen mitverursacht (Seo/Creed 2002). 
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Soziologischer Institutionalismus sticht im Gegensatz zum Rational-Choice-Institutionalismus 

bereits allein dadurch heraus, dass der methodologische Individualismus sowie die Annahme 

individueller ZweckrationalitŠt, auf denen der Rational-Choice-Institutionalismus beruht, im 

Soziologischen Institutionalismus zum Kern der gesellschaftlichen Konstruktion der Subjekte 

gemacht wird und somit selbst wieder einer Untersuchung wert ist. Allein wegen dieser 

ontologischen Differenz erscheinen Soziologischer und Rational-Choice-Institutionalismus im 

Wesentlichen unvereinbar (Hay/Wincott 1998).  

In Bezug auf die hier zu beantwortende Fragestellung haben Haggerty und Golden (2002) 

einen soziologisch-institutionalistischen Ansatz vorgelegt. Sie schlie§en damit an Orlikowskis 

(1992) Strukturierungsmodell von Technologie an. Die Autorin und der Autor versuchen zu 

beantworten (Haggerty/Golden 2002: 247; im Original hervorgehoben), ã[h]ow and why do 

technological adaptation processes within organizations lead to institutional change?Ò 

Ausgangspunkt des von Ihnen vorgeschlagenen Mechanismus ist dabei, dass Technologie 

jederzeit sowohl bekannte als auch unbekannte Potenziale und Anwendungsmšglichkeiten 

besitzt. Zum einen bedarf sie deswegen der Deutung und Anpassung an jeweilige 

organisationale Kontexte durch die Anwender*innen. Zweitens liegt hierin ein 

VerŠnderungspotenzial, weil sich im Zuge dieser Anpassung neue, institutionell nicht 

vorgesehene Arten der Anwendung herausbilden und im Zeitverlauf in der Organisation 

manifestieren kšnnen. Andere, externe Beobachter*innen kšnnen diese Alternativen als 

angemessen bewerten. Im Anschluss an diese Feststellung verliert die Argumentation 

allerdings an †berzeugungskraft, weil die Autorin und der A utor anschlie§end lediglich 

feststellen (ebd.: 253): 

ãAs institutional forces provide the framework within which technical systems are used in 

organizations, technology and technical systems loop back to cause changes in institutional 

pressures.Ò 

Was wie eine BegrŸndung erscheint, erklŠrt tatsŠchlich die Wirkung technologischer 

VerŠnderung auf institutionelle Rahmenbedingungen lediglich mit der Verbundenheit der 

beiden Ð eine tatsŠchliche BegrŸndung bleibt aus. Sie fahren fort (ebd.): 

ãEventually, new institutional norms and definitions of legitimacy emerge from the changes 

wrought by technological adaptation within the firm, within the organizational field, and by 

society at large. [!] Consequently, during such transformations, as repeated technological 

adaptations ultimately change institutional norms, firms will appear to be changing in technically 

adaptive but institutionally illegitimate ways.Ò 

Hier fŠllt ebenfalls auf, dass jegliche BegrŸndung ausbleibt und stattdessen nur die 

(hypothetischen) Schritte des VerŠnderungsprozesses deskriptiv wiedergegeben werden. 
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Hinzu kommt, dass Beitrag Ð ebenfalls ohne BegrŸndung Ð davon ausgeht, dass sich daran 

eine Periode isomorphischen Wandels anschlie§t. 

Insgesamt erscheint das Strukturierungsmodell von Orlikowski (1992), das direkt an 

GiddensÕ (1984) Theorie der Strukturierung anschlie§t, einerseits durchaus geeignet, 

organisationalen Wandel als Ergebnis technologischen Wandels zu erfassen. Die Autorin 

bezieht sich ganz Ÿberwiegend darauf, dass die Interaktion zwischen Menschen und 

Technologie sowie zwischen Menschen im Umfeld von Technologie Trends zur VerŠnderung 

insbesondere in kognitiven Institutionen (Scott 2005) verursachen kšnnen. Orlikowski 

argumentiert auch, dass es wesentlich ist, dass Technologie sowohl soziale Prozesse 

verursachen als auch von sozialen Prozessen beeinflusst sein kann Ð etwas, das den noch 

zu erlŠuternden techniksoziologischen Grunddissens (s."u.) ŸberbrŸckt. Technologien 

kšnnen interpretierbar sein, mŸssen also fŸr ihre Anwendung einem deutenden Diskurs 

durch die betreffenden Subjekte unterworfen werden, aber dies hŠngt wiederum von den 

Eigenschaften des zur Debatte stehenden Artefakts ab, worin sich also der Einfluss der 

Technologie selbst manifestiert (Orlikowski 1992: 421).  

Andererseits untersucht Orlikowskis Modell in erster Linie den Einfluss von Technologie und 

ihrem Wandel auf kognitive Schemata in der praktischen Anwendung (Orlikowski 2000). 

Diese wiederum beeinflussen organisationale Strukturen. Formale Institutionen der 

politischen …konomie sind nicht unbedingt unter den untersuchten sozialen Strukturen. 

Somit liefert das Modell wichtige Einsichten in die Wechselwirkung zwischen 

technologischen Artefakten und sozialen TatbestŠnden, ist aber nicht unbedingt geeignet, 

den konkreten Einfluss technologischen Wandels auf institutionellen Wandel in der 

politischen …konomie zu untersuchen. Hinzu kommt, dass der Fokus auf kognitive, 

praktische Schemata und ihre VerŠnderung keine SchlŸsse Ÿber VerŠnderungen in den 

tatsŠchlichen, politischen Macht- und KontrollverhŠltnissen in den Arbeitsbeziehungen 

zulŠsst.  

2.1.3. Historischer Institutionalismus  

Diese MachtverhŠltnisse in der politischen …konomie werden von diversen, obgleich nicht 

allen AnsŠtzen im Historischen Institutionalismus vor einem institutionellen Hintergrund 

theoretisch erfasst. Historischer Institutionalismus in der vergleichenden politischen 

…konomie (Steinmo 2008; Pierson/Skocpol 2002; Thelen 1999; Skocpol 1995; 

Steinmo/Thelen/Longstreth 1992) hat sich Campbell (2004; vgl. 1997) zu Folge als Reaktion 

auf mehrere in der politischen …konomie dominante Stršmungen entwickelt. Dem 

Behavioralismus der 1950er und 1960er Jahre war dabei entgegen zu halten, dass politische 

Prozesse immer im Rahmen von polit-škonomischen Institutionen ablaufen. 
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Funktionalistische AnsŠtze waren dahingehen zu kritisieren, dass sie Interessen und 

MachtverhŠltnisse ausblendeten. Und gegenŸber zeit- und ortsungebundenen grand theories 

war zu erklŠren, dass gerade diese MachtverhŠltnisse und institutionellen 

Rahmenbedingungen nicht nur historisch gebunden, sondern auch zwischen nationalen oder 

regionalen politischen …konomien unterschiedlich sind (Steinmo 2008; Immergut/Anderson 

2008). Sven Steinmo (2008) bezeichnet hierbei Theda Skocpols (1979) Studie als 

wegweisend.  

Historischer Institutionalismus befasst sich mit den Institutionen der politischen …konomie 

und untersucht dabei insbesondere ihre historischen Entwicklungspfade (Thelen 2002). 

Institutionen werden dabei als formale und durch Dritte durchsetzbare Regeln begriffen, die 

das Handeln der Akteure in der politischen …konomie regulieren und strukturieren 

(Streeck/Thelen 2005). Es werden zum Teil auch informelle Regeln und andere, den 

typischen Definitionen des Soziologischen Institutionalismus nŠher stehende Konzepte mit 

einbezogen (Hall 1989). Der Historische Institutionalismus weist aber traditionell eine 

deutliche NŠhe zur Vergleichenden Politischen …konomie auf (Thelen 1999), woraus es sich 

erklŠren mag, dass dieser Institutionalismus Ÿblicherweise vor allem die hier hŠufig 

untersuchten, formalen polit-škonomischen Institutionen behandelt. 

Aus der einfachen Beobachtung, dass sich Institutionen im Lauf der Zeit verŠndern, 

verbunden mit dem Anspruch, einen historischen Ansatz zu liefern, ergibt sich praktisch 

automatisch ein umfassendes konzeptionelles VerstŠndnis dieser AnsŠtze von 

institutionellem Wandel (Immergut 2006). Historischer Institutionalismus weist dabei in der 

Regel funktionalistische BegrŸndungen fŸr institutionellen Wandel zurŸck (siehe aber z."B 

Hall 2007). Zu beweisen, dass eine sich ergebende institutionelle Konstellation effizienter als 

eine vorherige ist, wirft im Kontext historisch-institutionalistischen Denkens mehr Fragen 

nach den Ursachen des Wandels auf, als es klŠrt (Thelen 2010). Stattdessen wird die 

ErklŠrung ausgehend von der Annahme untersucht, dass Institutionen erhebliche distributive 

Konsequenzen haben, sowohl in Bezug auf škonomische als auch politische Ressourcen 

(Thelen 2010; vgl. Frericks/Maier 2012). Daraus ergibt sich, dass Institutionen und ihr 

Wandel im Historischen Institutionalismus insbesondere vor dem Hintergrund der Interessen- 

und MachtverhŠltnisse erklŠrt werden, auf denen sie beruhen (Thelen 2010: 43): 

ãConsiderations of power lie at the centre of historical-institutionalism as an approach to the 

study of politics, and power-distributional struggles define this approachÕs distinctive perspective 

on institutional evolution and change.Ò 

Obwohl manche Autor*innen argumentieren, dass es zum Teil †berschneidungen z wischen 

dem Historischen und anderen Institutionalismen gibt (Hall 2010; Katznelson/Weingast 2005; 
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Hall/Taylor 1998), sieht Kathleen Thelen (2010) unter anderem in dem Fokus auf 

MachtverhŠltnisse und Umverteilungsprozesse das entscheidende Unterscheidungsmerkmal 

dieses institutionalistischen Strangs im Vergleich zu soziologischen oder rationalistischen 

Institutionalismusformen (Hall/Taylor 1996). Hay und Wincott (1998) argumentieren ebenfalls 

erstens, dass sich der Historische Institutionalismus durch seinen Fokus auf historisch 

gebundenen politischen Konflikt auszeichnet, sowie zweitens, dass Historischer 

Institutionalismus eine eigene Ontologie des Zusammenwirkens von Struktur und Handeln 

besitzt, welche Ð anders als Hall und Taylor (1996) behaupten Ð  nicht lediglich die Ontologie 

der beiden anderen StrŠnge zusammenfŸhrt. 

FrŸhe BeitrŠge zur historisch-institutionalistischen Forschung gingen davon aus, dass 

Institutionen weitestgehend unverŠnderliche GleichgewichtszustŠnde sind. Damit gleicht die 

Entwicklung dieser institutionalistischen Richtung der der anderen in bedeutendem Ma§. Der 

Fokus lag hier deutlich allein auf der handlungsstrukturierenden Wirkung von Institutionen zu 

Ungunsten der Frage, wie politisches Handeln wiederum Institutionen verŠndert (Djelic 

2010). Institutioneller Wandel kann dann in dieser Sichtweise nur geschehen, wenn das 

Gleichgewicht schockartig gestšrt wird (Thelen 2002). Es wird in der Regel von punctuated 

equilibrium gesprochen (True/Jones/Baumgartner 1999; Krasner 1988; vgl. 

Capoccia/Kelemen 2007, insb. Fn. 17) Ð ein Ausdruck, der von den PalŠontologen Eldredge 

und Gould geprŠgt wurde (Prindle 2012; Streeck 2010: Fn. 6). Stšrungen des Gleichgewichts 

sind in diesen AnsŠtzen exogen, so dass auch von exogenen Schocks die Rede ist. Diese 

Sichtweise kommt nach wie vor in institutionalistischen Theorien vor, die stŠrker auf der 

Basis rationaler Wahlhandlung argumentieren und hŠufig einen institutionenškonomischen 

Hintergrund haben (vgl. Greif/Laitin 2004). 

Im Historischen Institutionalismus hingegen bewegte sich die Debatte in Richtung der Frage, 

inwieweit bestehende Institutionen ihre eigene VerŠnderung beeinflussen und warum, also 

unter welchen Bedingungen einmal eingeschlagene Pfade verlassen werden kšnnten 

(Ebbinghaus 2005). Auch hier zeigen sich †berschneidungen mit dem Rational -Choice-

Institutionalismus und der Neuen Institutionenškonomik: Aufbauend auf Literatur zu den 

GesetzmŠ§igkeiten hinsichtlich der Durchsetzung und Diffusion von Technologien (David 

1985; Arthur 1988; Arthur 1989), ergab sich hierbei die Sichtweise, dass Institutionen den 

Verlauf ihres eigenen Wandels mitbestimmen. Hierzu wurde der Begriff der PfadabhŠngigkeit 

fŸr den Historischen Institutionalismus adaptiert (siehe: Beyer 2015; Werle 2007; 

Capoccia/Kelemen 2007; Bennett/Elman 2006; Beyer 2006; Kay 2005; Ebbinghaus 2005; 

Deeg 2001; Pierson 2000a). FrŸhe Ereignisse, so lautet, wie oben bereits zitiert, eine der 

Kernaussagen der Theorien Ÿber pfadabhŠngigen institutionellen Wandel, besitzen eine 

entscheidende Bedeutung fŸr den weiteren Verlauf des Prozesses. Diese Ereignisse sind 
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hŠufig schwer vorherzusagen und durch vorhergehende Ereignisse nicht direkt determiniert. 

Drittens besitzen pfadabhŠngige institutionelle Entwicklungsprozesse eine gewisse TrŠgheit 

(inertia), welche sich in den mšglichen VerŠnderungsschritten niederschlŠgt (Mahoney 

2000). ZunŠchst war die Debatte Ÿber PfadabhŠngigkeit ebenfalls geprŠgt durch den Fokus 

auf die SelbstverstŠrkung und Selbststabilisierung von Institutionen. Dies wird beispielsweise 

illustriert durch Piersons (2004; 2000a) vielzitiertes Argument, Institutionen wŸrden sich auf 

Grund von SkalenertrŠgen (increasing returns) selbst verstŠrken, woraus sich ergebe, dass 

die Akteure der politischen …konomie in bestehende Institutionen eingeschlossen sein 

kšnnten (lock-ins). Dieses Argument Šhnelt der Sichtweise im Rational-Choice-

Institutionalismus sehr. Aber auch andere BegrŸndungen, so fasst Mahoney (2000: 517) 

zusammen, wurden fŸr die SelbstverstŠrkung von Institutionen angefŸhrt. Erst spŠter 

verŠnderte sich die Debatte dahingehend, dass vermehrt gefragt wurde, unter welchen 

genauen unterschiedlichen Bedingungen eher pfaderhaltende oder pfadverlassende 

Entwicklungen zu erwarten seien (Djelic/Quack 2007; Ebbinghaus 2005), woran dies zu 

erkennen sei und inwieweit wiederum PfadabhŠngigkeit und Transformation zugleich 

gedacht werden kšnnten. Hieraus ergab sich letztlich der aktuelle Stand der Diskussion, in 

der nunmehr gefragt wird, unter welchen Bedingungen sich schrittweiser, von den 

bestehenden VerhŠltnissen mitbestimmter und doch transformativer institutioneller Wandel 

vollziehen kann (Streeck 2010; Jackson/Deeg 2008; Deeg/Jackson 2007). 

Die aktuelle Debatte trŠgt der Tatsache Rechnung, dass Institutionen nicht nur 

handlungsstrukturierend wirken, sondern zugleich auch wieder durch kollektives Handeln 

verŠnderlich sind (Jackson 2009; Crouch 2005; vgl. Lewis/Steinmo 2012). Das Argument 

lautet, dass institutionelle Regeln grundsŠtzlich so abstrakt formuliert sein mŸssen, dass sie 

niemals sŠmtliche Kontextbedingungen der Situationen ihrer Anwendung und Durchsetzung 

abdecken kšnnen. Sie bedŸrfen also bei ihrer Anwendung und Durchsetzung einer Deutung 

durch die beteiligten Subjekte (Thelen 2010). Dies eršffnet Gelegenheiten fŸr so genannte 

Wandelagenten (change agents; Mahoney/Thelen 2010: passim; van der Hejden 2010), die 

VerŠnderungsdruck auf die Institutionen aufbauen kšnnen. Die Gestalt der Wandelagenten 

und ihre Handlungsmšglichkeiten hŠngen hierbei auch vom politischen Kontext ab, in dem 

die Institution verhandelt wird; genauer: von der Machtposition der am status quo 

interessierten Akteure. Der Stand der Diskussion wird reprŠsentiert durch die Typologie von 

Wandelprozessen, die James Mahoney und Kathleen Thelen (2010) aufbauend auf der 

Arbeit von Wolfgang Streeck und Kathleen Thelen (2005) vorgelegt haben. Weitere Typen 

von Wandel wurden hierbei im Lauf der Zeit ergŠnzend vorgeschlagen (z."B. 

Steinlin/Trampusch 2012). 
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Es bleiben allerdings verschiedene Fragen weiterhin offen, zunŠchst zum vielzitierten 

Forschungsstand. Jeroen van der Heijden (2010) argumentiert, Mahoney und Thelen 

betrachteten anscheinend nur erfolgreiche FŠlle institutionellen Wandels und liefern eine 

Theorie die es mšglich macht in einer ãkomplizierten Mischung aus  Induktion und 

DeduktionÒ (van der Heijden 2010: 237) darauf zurŸck zu schlie§en, welche Art Wandelagent 

zwangslŠufig welchen Typ des Wandels ausgelšst haben mŸsste (ebd., En. 5). Dieses 

komplizierte kausale Gegenargument kann hier nicht weiter erlŠutert werden. Das 

explanandum bei Mahoney und Thelen ist zweitens, wie bereits angedeutet, der Typ des 

graduellen institutionellen Wandelprozesses. Ihre Theorie kann begrŸnden und erklŠren, ob 

bestehende Institutionen schrittweise eher verŠndert oder eher ersetzt werden, und 

au§erdem wie und warum. Man kann sagen, ihre ErklŠrung begrenzt sich auf die Form des 

institutionellen Wandels. Sie sind allerdings weniger in der Lage zu begrŸnden, in welche 

Richtung sich die Institution verŠndert, also den Inhalt des schrittweisen institutionellen 

Wandels. Es bleibt beispielsweise offen, unter welchen konkreten Bedingungen sich welche 

Akteure genau mit ihren Interessen durchsetzen und warum. Die Theorie bleibt deshalb sehr 

technisch und abstrakt. Sie beantwortet keine der polit-škonomischen Fragen der Art, wann 

institutioneller Wandel beispielsweise zu Umverteilung, Stratifizierung, Liberalisierung o."Š. 

fŸhrt, sondern vielmehr lediglich, wie bereits gesagt, welcher technische Prozess des 

Wandels zu erwarten sein mŸsste. €hnlich gelagert ist zudem die Frage, welche Bedeutung 

die tatsŠchliche Machtverteilung unter den entscheidenden Akteuren hat. Es erscheint etwas 

zu vereinfacht, die MachtverhŠltnisse, auf der eine Institution beruht und aus deren 

VerŠnderung sich letztlich der institutionelle Wandel ergibt, auf das Ja oder Nein der 

Existenz von Vetospielern zu reduzieren. Hierbei handelt es sich auch nicht um eine 

systematische Theorie politischer Prozesse auf der Basis von VerŠnderungen in den 

Machtressourcen. 

Insgesamt, also allgemeiner formuliert, erscheint der Historische Institutionalismus 

weitestgehend indifferent gegenŸber technologischem Wandel. Historischer 

Institutionalismus bedient sich hŠufig der Konzepte so genannter ãProduktionsregimeÒ 

(Ebbinghaus/Manow 2001; Soskice 1999) oder ãAkkumulationsregimeÒ (Boyer 2004; Jessop 

1996), um die unterschiedliche institutionelle Verfasstheit gesellschaftlicher 

Ressourcenverteilung und Ðumverteilung zu erfassen. So kšnnen synchrone oder diachrone 

(historische) Vergleiche angestellt werden, die die Grundlage des Historischen 

Institutionalismus sind. Diese Regime sind allerdings technologisch mitbegrŸndet. Die 

Industrialisierung erscheint als notwendige Bedingung fŸr die politische …konomie des 

FrŸhkapitalismus genauso wie die Massenproduktion an KonsumgŸtern des 

Hochkapitalismus die Grundlage der Wirtschaftsordnung der Nachkriegszeit darstellt. FŸr 

beide Entwicklungen finden sich technologische notwendige Bedingungen. Das beste 
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Beispiel ist der in der historisch-institutionalistischen Forschung umfassend erlŠuterte und 

zweifellos technologisch mitbestimmte Fordismus (Gramsci [1934] 1991). Diese im 

technologischen Wandel verorteten Grundlagen der historischen Entwicklung westlicher 

politischer …konomien erfasst der Historische Institutionalismus offensichtlich nicht. Es bleibt 

also festzuhalten, dass der Historische Institutionalismus nicht unbedingt in der Lage ist, die 

hier aufgeworfene Frage nach dem Zusammenhang zwischen institutionellem und 

technologischem Wandel systematisch zu beantworten.  

2.1.4. Zusammenfassung  

Zusammenfassend ist festzustellen, dass alle institutionalistischen Richtungen eine Šhnliche, 

wenngleich hŠufig voneinander unabhŠngige Entwicklung genommen haben (Deeg/Jackson 

2007). Diese Entwicklung beginnt Ÿblicherweise mit Argumenten, die, in Abgrenzung zu 

anderen AnsŠtzen und mit einer starken Betonung ihrer strukturierenden Wirkung, die 

Bedeutung gesellschaftlicher Institutionen herausstreichen. Im Lauf der Zeit haben dann alle 

AnsŠtze stŠrker die Bedeutung von Akteuren (oder ãEntrepreneurenÒ; s."o.) fŸr die 

VerŠnderung von Institutionen herausgearbeitet, um schlie§lich bei einer mehr oder weniger 

dialektischen Sichtweise der gegenseitigen Beeinflussung von Handlungen und Institutionen, 

also von Struktur und Agentschaft, zu enden. Zugleich sollte man wiederum die 

Unterschiede in den UrsprŸngen und die daraus sich ergebenden verschiedenen 

Herangehensweisen nicht unterschŠtzen (Hay/Wincott 1998). 

Es bleibt ganz grundsŠtzlich festzuhalten, dass kein institutionalistischer Strang hierbei ein 

Konzept institutionellen Wandels vorlegen kann, welches den Einfluss technologischen 

Wandels auf diesen institutionellen Wandel systematisch konzeptioniert und analysierbar 

macht. Zwar gibt es durch exogene Schocks verursachten Wandel praktisch sowohl im 

Rational-Choice-Institutionalismus als auch im Soziologischen und Historischen 

Institutionalismus, und theoretisch kšnnte man eine bedeutende technologische Innovation 

als exogenen Schock betrachten. Dies wird aber der Tatsache nicht gerecht, dass 

Technologie und ihre Anwendung selbst wieder denselben politischen Konflikten unterliegt, 

die zugleich von ihr beeinflusst werden. Sie ist also, selbst wenn das Forschungsdesign die 

UmstŠnde ihrer Entstehung in technischer Hinsicht ausblendet, nicht streng ãexogenÒ. 

Zweitens impliziert diese Sichtweise, dass alle Schocks gleicherma§en lediglich das 

Gleichgewicht der Institutionen stšren, die dann wieder re-arrangiert werden mŸssen. Die 

Sichtweise liefert keinen geeigneten Ansatzpunkt, systematisches Wissen Ÿber den 

technologischen Wandel in die ErklŠrung fŸr unterschiedliche Wandelprozesse und ÐverlŠufe 

zu Ÿbernehmen. Als durch institutionelle Entrepreneure in Gang gesetzt konzeptionierter 

Wandel nimmt ebenfalls kaum RŸcksicht auf VerŠnderungen in der technologischen Basis. 
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Technologischer Wandel kann Teil der Ursache des institutionellen Wandelprozesses sein, 

muss aber nicht, weil der entscheidende Faktor das Sozialkapital des Entrepreneurs im 

VerhŠltnis zur Struktur des institutionellen Feldes ist. Das Konzept des ãinstitutionellen 

EntrepreneursÒ setzt ohnehin keine technologische VerŠnderung voraus, anders als das 

Konzept des wirtschaftlichen Entrepreneurs bei Schumpeter (1991). Selbiges ist Ÿber die 

Wandelagenten im Historischen Institutionalismus zu sagen. Zudem ist das vielfach 

verwendete Konzept der PfadabhŠngigkeit zwar aus technologischen ZusammenhŠngen 

Ÿbernommen, dann aber vollstŠndig fŸr politische Sachverhalte adaptiert worden, so dass 

PfadabhŠngigkeit interessanterweise mittlerweile nicht mehr beinhaltet, dass mšglicherweise 

technologische PfadabhŠngigkeiten fŸr institutionelle PfadabhŠngigkeiten mitverantwortlich 

sind. Der Institutionalismus beinhaltet also offenbar keinen Ansatz zum systematischen 

Einfluss von technologischem auf institutionellen Wandel. 

Im (rationalistisch orientierten) Schnittpunkt der unterschiedlichen AnsŠtze liegt eine 

politische …konomie der technologischen Innovation, die hier noch kurz erlŠutert werden 

muss, die aber zugleich ebensowenig befriedigend hinsichtlich der Fragestellung ist: In der 

Neo-SchumpeterÕschen (Hanusch/Pyka 2007), genauer der EvolutionŠren …konomik 

(Nelson/Winter 1974) hat sich ein Forschungszweig herausgebildet, welcher Schumpeters 

Argument aufgreift, der wesentliche und kennzeichnende Wettbewerb in der kapitalistischen 

Wirtschaft sei der um technische Innovationen (Schumpeter [1947] 2005: 139-140). Daraus 

ergibt sich die Frage nach den entscheidenden polit-škonomischen Einflussfaktoren 

verschiedener technologischer Wandelprozesse (Dosi 1982). Hiervon ausgehend versucht 

dieser Ansatz unter dem Begriff der Innovationssysteme (innovation systems; BlŠttel-

Mink/Ebner 2009) die systematischen Bedingungen herauszuarbeiten und zu klassifizieren, 

unter denen bestimmte Innovationen erfolgreich verfolgt werden kšnnen (Ebner 2009). 

Verschiedenste prominente Vertreter (sic) der SchumpeterÕschen …konomik haben zu 

diesem Forschungsstrang beigetragen (Lundvall 2007, 1992; Edquist 1997; Nelson 1993). 

Hierbei liegt der Fokus je nach Untersuchung auf nationalen (Freeman 1995; Niosi et al. 

1993), regionalen (Acs 2000) oder sektoralen Innovationssystemen (Malerba 2002; 

Breschi/Malerba 1997; Pavitt 1984). 

Die vergleichende politische …konomie hat diese Begrifflichkeiten aufgegriffen und versucht, 

zu analysieren, wie die (zumeist nationalen) institutionellen Rahmen komplementŠr (Crouch 

2010) zusammenwirken und dadurch fŸr bestimmte technologische Innovationen stŠrkere 

Anreize setzen als fŸr andere (Deeg/Jackson 2006; Vitols/Engelhardt 2005). Nationale 

politische …konomien beziehen daraus ãkomparative institutionelle VorteileÒ (comparative 

institutional advantages) hinsichtlich bestimmter technologischer Innovationen (Allen 2006; 

Watson 2003; Hall/Soskice 2001; Vitols et al. 1997). Die Neo-Schumpeterianer Freeman und 
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Perez (1988) unterscheiden zwischen radikalen (radical) und schrittweisen (incremental) 

Innovationen (Freeman 1987; vgl March 1991). Diese Unterscheidung aufgreifend und an 

frŸhere Arbeiten anschlie§end (Soskice 1999, 1997; Vitols et al. 1997), behaupten Hall und 

Soskice (2001), dass der institutionelle Rahmen systematisch schrittweise Innovationen 

fšrdert in politischen …konomien, die sie als ãkoordinierte MarktwirtschaftenÒ (coordinated 

market economies; ebd.: passim) bezeichnen oder die von Albert (1991) als ãrheinischer 

KapitalismusÒ (capitalisme rhŽnan) und bei Crouch und Streeck (1997) als ãinstitutioneller 

KapitalismusÒ (institutional capitalism) bezeichnet werden (siehe hierzu auch Hšpner 2007). 

Politische …konomien, die sich unter anderem durch stabile Sozialpartnerschaft, umfassende 

betriebliche Mitbestimmung, bankbasierte Unternehmensfinanzierung sowie enge und 

langfristige Unternehmensbeziehungen auszeichnen, strukturieren Risiken und 

Transaktionskosten idealerweise zu Gunsten technologischer Weiterentwicklung in Form von 

langfristigen, kleinschrittigen Innovationen. Je stŠrker die wirtschaftlichen Beziehungen 

vermarktlicht sind, desto stŠrker sind Risiken und Transaktionskosten zu Ungunsten 

kleinschrittiger und zu Gunsten kurzfristiger, umwŠlzender Innovationen verschoben. Somit 

behaupten Hall und Soskice (2001), der institutionelle Rahmen so genannter ãliberaler 

MarktwirtschaftenÒ fšrdere die Herausbildung und Erzeugung radikaler Innovationen. Die 

Bezugnahme auf Williamsons (1981) Transaktionskostentheorie ist offensichtlich 

(Hall/Soskice 2001). Dieses Argument ist in verschiedener Form formuliert und getestet 

worden (Casper 2009; Engelhardt 2006; Casper/Whitley 2004; Naschold et al. 1997). 

Insbesondere zeigt Wolfgang Streeck (1991), dass das ãDeutsche ModellÒ (Beyer 2003; 

Streeck 1997) ideal fŸr die Herausbildung einer Produktionsweise ist, die Streeck (1991: 

passim) als Diversifizierte QualitŠtsproduktion (diversified quality production) bezeichnet. 

Unter anderem die Deutsche Lufthansa verfolgte diese Produktionsweise und wurde dabei 

vom institutionellen Rahmen der bundesdeutschen politischen …konomie  entscheidend 

beeinflusst (Lehrer 1997). 

Auf der anderen Seite wurde diese Argumentation in unterschiedlicher Weise kritisiert (Allen 

2013, 2006; Schneider/Paunescu 2012; Akkermans et al. 2009; Taylor 2004; Watson 2003). 

Zu den zentralen Kritikpunkten gehšrt, dass die UniformitŠt des institutionellen Rahmens wie 

auch der organisationalen Formen ŸberschŠtzt wird und dass kreatives Organisieren der 

Akteure die innovative TŠtigkeit von den institutionellen Anreizen entkoppeln kann 

(Busemeyer 2009; Hermann 2008; Crouch 2005). Crouch (2005) stellt hinsichtlich der 

KreativitŠt der Akteure gegenŸber institutioneller Regulierung fest, dass eine institutionell 

determinierte und somit grundsŠtzlich absehbare Innovation eigentlich einen Widerspruch in 

sich darstellt (vgl. Crouch/Farrell 2004). Schumpeter selbst unterscheidet zwischen adaptiver 

Reaktion (adaptive response) und kreativer Reaktion (creative response), wobei zweitere 

eben weder konkret determiniert noch vorhersehbar ist, aber den eigentlich 



F. Reale Ð Die politische …konomie soziotechnischen Wandels 

 35 

charakteristischen Kern wirtschaftlichen Wandels darstellt (Schumpeter 1991). Hinzu kommt 

unabhŠngig von dieser kausalitŠtstheoretischen Frage ganz konkret, dass die 

unterschiedlichen Voraussetzungen institutioneller und organisationaler Art, die in diesen 

AnsŠtzen jeweils mit radikalen oder schrittweisen Innovationen Ÿber funktionale Argumente 

verbunden werden, zugleich auch unterschiedliche Formen der Kontrolle Ÿber den 

Produktionsprozess implizieren. Damit haben sie ganz andere politische Folgen als lediglich 

die eine oder andere Form von Innovation zu begŸnstigen bzw. ermšglichen. Diese 

mšglichen polit-škonomischen Implikationen werden in diesen AnsŠtzen jedoch im 

Wesentlichen zu Gunsten funktionaler Transaktionskostenargumente ignoriert. 

Insbesondere jedoch liefert keiner der vorangegangenen AnsŠtze eine zufriedenstellende 

Antwort auf die vorliegende Forschungsfrage. Der Einfluss von Technologie auf Institutionen 

wird kaum thematisiert, sondern ã[i]m VerhŠltnis zu den betrachteten institutionellen 

Konstellationen ist Technik [!] in der Regel abhŠngige Variable. Ihre Rolle als unabhŠngige 

Variable, die die Entwicklung von Institutionen beeinflussen kann, wird nur selten und dann 

eher in wenig detaillierter Form untersuchtÒ (Werle 2003: 5). An anderer Stelle merkt Werle 

an (2012: 24): 

ãThese studies are institutional in the sense that they draw on particular institutions or 

institutional constellations as societal meso- or macro-phenomena to explain technical 

innovations. In their majority, they explore the effects of institutions on technology and only 

rarely do they touch upon processes of institutional development or change triggered by 

technical innovations [!].Ò  

Dies ist auch nicht zu bewŠltigen, indem Innovationssysteme zu sozio-technischen 

Systemen (socio-technical systems; Geels 2006, 2004) umdefiniert werden, fŸr welche 

formal eine Ko-Evolution von Technologie und Institutionen angenommen (Geels 2005; vgl. 

Nelson/Sampat 2001) und somit der institutionelle Wandel im VerhŠltnis zu technologischem 

Wandel endogenisiert wird, solange der Wirkungsmechanismus zwischen technologischem 

und institutionellem Wandel nicht genauer spezifiziert wird (siehe, wie gesagt, Dolata 2011). 

2.2. Techniksoziologie  

Die Techniksoziologie (Rammert 2006; Degele 2002), oder allgemeiner bezeichnet: die 

sozialwissenschaftliche Technikforschung, stellt Technologie, ihren Wandel und ihr 

VerhŠltnis zu sozialen Prozessen in den Mittelpunkt. Technologie wird hier weit genauer und 

systematischer in ihren spezifischen Eigenschaften untersucht als in vielen anderen 

Bereichen der Soziologie und politischen Wissenschaft. Sie erscheint deswegen sehr 

geeignet, systematische Antworten auf die hier gestellte Forschungsfrage zu liefern. Das 
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dies jedoch hinsichtlich institutioneller Wandelprozesse in der politischen …konomie nur 

begrenzt zutrifft, ist nun zu demonstrieren. 

Klassischerweise unterscheidet man in der Techniksoziologie zwischen so genannten 

ãtechnikdeterministischenÒ und so genannten ãsozialkonstruktivistischenÒ AnsŠtzen (Degele 

2002; vgl. Dolata/Werle 2007). Technikdeterministische AnsŠtze untersuchen Technologien 

auf die ihnen eigenen Entwicklungspfade und auf ihre unmittelbaren, teils unausweichlichen 

sozialen Folgen. Sozialkonstruktivistische AnsŠtze befassen sich mit der Frage, wie soziale 

Gruppen auf Technologien Bezug nehmen, sie interpretieren und ihre Entstehung und 

Nutzung beeinflussen. 

2.2.1. Technikdeterminismus  

Gerade frŸhe technikdeterministische Arbeiten untersuchen, welche Bedeutung bestimmte 

Technologien fŸr die Industrialisierung und BŸrokratisierung der westlichen Welt haben. 

Exemplarisch fŸr diese Argumentationsweise steht William Fielding Ogburns (1964) ãThe 

Social Effects of AviationÒ. Ogburn gilt als einer der ersten systematischen 

Technikdeterministen, so Rudi Volti (2004). In ãOn Culture and Social ChangeÒ (Ogburn 

1964) argumentiert Ogburn, dass sich Menschen in der Gesellschaft wie an ihre natŸrliche 

Umwelt ebenfalls an ihre ãtechnologische UmweltÒ (ebd.: passim) anpassen mŸssten 

(adjust). Dies treffe nicht nur auf Individuen, sondern auch auf soziale Institutionen zu, die 

demnach ebenfalls dem Einfluss der technologischen Umwelt ausgesetzt sind (ebd.: 81). 

Zugleich, so Ogburn, verŠndere sich die technologische Umwelt weit schneller als die 

natŸrliche, so dass technologischer Wandel notwendigerweise erheblichen und vor allem 

schnellen sozialen Wandel nach sich zieht (ebd.: 85): ãUnlike the natural environment, the 

technological environment is a huge mass in rapid motion. It is no wonder that our society 

with its numerous institutions and organizations has an almost impossible task in adjusting to 

this whirling technological environment.Ò Die Zeitgeschichte, folgert Ogburn, sei daher kaum 

als Geschichte einzelner Charaktere oder als Geschichte der Wirtschaft zu verstehen, 

sondern vor allem als technologische (ebd.: 65) oder erfindungsbezogene (ãinventionalÒ; 

ebd.: 64) Geschichte. So schreibt er also: ãIndeed, more credit [for the discovery (sic) of 

America] is given to Queen Isabella of Spain than to the invention of the boatÒ (ebd.: 62; 

Hvhbg: FR). 

Hier ist deutlich zu sehen, welche Bedeutung technologischem Wandel darin zugewiesen 

wird, sozialen Wandel unmittelbar nštig zu machen und von daher direkt zu verursachen. 

Diese gesamtgesellschaftliche technikdeterministische Sichtweise wird von anderen Autoren 

geteilt, so beispielsweise von Hans Freyer, der schreibt ([1960] 1987: 122-123) 
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 ã[So] ist der Fortschritt der Technik seit dem Beginn des industriellen Zeitalters immer wieder 

gesehen worden: als unumkehrbare und unaufhaltsame Bewegung, die aus den Sachen selbst 

ihre Antriebe empfŠngt, als Kettenreaktion gleichsam, die, wenn die InitialzŸndung erfolgt ist, 

sich selbst weitertreibt und dabei und IntensitŠt und Reichweite bestŠndig zunimmt, die also in 

einem ganz naturalen und wertfreien Sinne âfortschreitetÔ. Der menschlichen Willenskraft 

bedŸrfen solche Prozesse natŸrlich auch, wenn sie im sozialen Raum spielen, aber sie werden 

durch diese nicht erst in Gang gesetzt und nicht durch sie allein in Gang gehalten. [!] All das 

sind irreversible und unaufhaltsame Prozesse, deren Fortschritt sich messen und mit gewissen 

Wahrscheinlichkeiten in die Zukunft extrapolieren lŠsst.Ò 

Freyer sieht in der Ausbreitung einer technischen Denkweise, gleichwohl optimistischer als 

bspw. sein SchŸler Helmut Schelsky, einen Kernprozess der Industrialisierung (ebd.: 124): 

ãDas bedeutet eine Umkehrung der geistigen Grundsituation um 180 Grad. Es wird nicht mehr 

vom Zweck auf die notwendigen Mittel, sondern von den Mitteln, d.h. von den verfŸgbar 

gewordenen Potenzen auf die mšglichen Zwecke hin gedacht. Der Sinn der Technik ist nicht 

mehr der Nutzen (der immer ein Nutzen fŸr oder zu etwa ist), sondern ist Macht, die nach Max 

Webers Wort wesentlich amorph ist.Ò 

€hnliche, hŠufig technikpessimistische AnsŠtze sind zu finden bei Ellul (1971; 1964), 

Marcuse ([1964] 2004), Mumford (1966; 1964) und eben Schelsky ([1961] 1979). Sie alle 

stimmen prinzipiell in der EinschŠtzung Ÿberein, dass der Ð ihrer Ansicht nach Ð sich 

beschleunigende technologische Wandel negativ auf die IntegritŠt der Gesellschaft und die 

LegitimitŠt bŸrokratischer StaatsfŸhrung. So sieht zum Beispiel Helmut Schelsky ([1964] 

1979) klare und gleichzeitig verunsichernde Tendenzen zur Herausbildung einer auf 

technischen Sachkriterien beruhenden, von der Definitionsmacht technischer Expert*innen 

dominierten Gesellschaftsordnung. Es existierten Technologien, die in der Lage seien oder 

die Ÿber sie VerfŸgenden in die Lage versetzten, viele Menschen zu beherrschen. Solche 

Technologien wŸrden seiner Beobachtung nach umgehend verstaatlicht, was wiederum 

gerade die Entstehung und Verfestigung einer Technokratie nach sich zšge, in der 

GutachterkŠmpfe demokratische Prinzipien ablšsen wŸrden. Dieses Argument wurde von 

Renate Mayntz und Thomas Hughes in ihren Arbeiten zu so genannten gro§technischen 

Systemen aufgegriffen, in denen sie ebenfalls folgern, dass die staatliche Appropriation von 

gro§technischen Systemen MachtansprŸche verfestigt (Mayntz/Hughes 1988; Mayntz 1993). 

Abstrakter formuliert lŠsst sich die Annahme technikdeterministischer AnsŠtze darin 

zusammenfassen, dass sich verschiedene SachzwŠnge ergeben, sobald Technologien 

einmal installiert sind (vgl. Weyer 1997; siehe Ceruzzi 2005). Allerdings nicht alle 

ãTechnikdeterministi*innenÒ argumentieren so deterministisch (Bimber 1994). Andere, vor 

allem neuere AnsŠtze gehen nicht mehr unbedingt von unausweichlichen ZwŠngen aus, 
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argumentieren aber, dass es beobachtbar sei, wie bestimmte Technologien bestimmte 

soziale Prozesse ermšglichen, verstŠrken oder verfestigen (Rammert 2006). Rammert fasst 

dies unter dem Begriff des ãtechnischen DrucksÒ zusammen (ebd.). Andere Autor*innen 

argumentieren, Technologien gehšrten hŠufig zu den von frŸheren Generationen ererbten 

UmstŠnden von Gesellschaften und unter anderem daraus kšnne man schlie§en, dass sie 

nicht immer und ohne Weiteres als intentional verŠnderlich und unbegrenzt neu 

interpretierbar angesehen werden kšnnten (MacKenzie/Wajcman 1985a; Winner 2012). 

Hinzu kommt, dass und die von technologischem Wandel betroffenen Gruppen, gerade in 

funktional differenzierten Gesellschaften, nicht immer die Ÿber die Technologie 

entscheidenden sind. Hieraus zieht Langdon Winner (2001) seinen hŠufig zitierten Schluss, 

dass Technologien inhŠrente politische Eigenschaften besitzen kšnnen, und dass in 

bestimmten Technologien bestimmte politische und soziale Folgen bereits angelegt sein 

kšnnen, die von weiteren sozialen und politischen Aushandlungsprozessen in bedeutendem 

Umfang unabhŠngig sind (vgl. Joerges 1999). 

Der Technikdeterminismus in der Technikforschung ist also vor allem insofern bedeutend fŸr 

die hier zu untersuchende Frage, als er klare und detaillierte Konzepte zu der Frage besitzt, 

wie sich Technologie und ihr Wandel auf gesellschaftliche Prozesse auswirkt. Er ist zudem in 

der Lage ausfŸhrlich zu begrŸnden, wieso Technologien aus ihren unmittelbaren 

Eigenschaften heraus politische Folgen haben kšnnen. Zugleich finden sich aber auch 

LŸcken hinsichtlich der vorliegenden Fragestellung. 

1. Es finden sich im Technikdeterminismus keinerlei systematische Untersuchungen der 

Folgen technologischen Wandels fŸr die Institutionen der politischen …konomie des 

Arbeitsmarktes. Der Technikdeterminismus besitzt keine systematische Theorie des 

Wandels von Institutionen der politischen …konomie wie beispielsweise der 

Historische Institutionalismus. Ein konkreter Mechanismus, wie er in dieser 

Untersuchung gesucht ist, ist jedenfalls in dieser Stršmung nicht zu finden. 

2. Insgesamt untersuchen die hier zitierten technikdeterministischen AnsŠtze hŠufig 

soziale Prozesse historischer Grš§enordnung. Sie kšnnen nicht erklŠren, wie die 

Entwicklung einer konkreten Technologie im Rahmen einer Organisation oder eines 

Sektors politische VerŠnderungen in den Kontroll- und MachtverhŠltnissen 

verursacht. 

3. Viel wichtiger aber ist es, dass der Technikdeterminismus naturgemŠ§ ignoriert, wie 

Akteure und soziale Gruppen die Herausbildung und Entwicklung von Technologien 

beeinflussen, deren Bedeutung interpretieren und re-interpretieren und schlie§lich 

Ÿber ihre Verwendung verhandeln. Damit blendet er bedeutende soziale und 
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politische Prozesse aus, die eine polit-škonomische Untersuchung wie die 

vorliegende jedoch nicht ignorieren darf. 

2.2.2. Sozialkonstruktivismus  

Gerade zu dieser Frage der Deutung und Umdeutung sowie der politischen 

Auseinandersetzung Ÿber Technologie ist es sinnvoll, den ãSozialkonstruktivismusÒ in der 

Technikforschung heranzuziehen, der sich, wie bereits angedeutet, genau mit diesen 

Aspekten der Wechselwirkung von Technologie und sozialer Welt befasst (vgl. Bijker 2010). 

Andreas Lšsch (2012: 252) fasst das Programm des Sozialkonstruktivismus in der 

Techniksoziologie zusammen, indem er anmerkt, ã[d]ie gesellschaftliche Bedeutung von 

Technik ergibt sich erst in den Formen ihrer sozialen und kulturellen Gestaltung und 

Aneignung.Ò Diese Aussage bezieht sich gleicherma§en darauf, dass einerseits die 

Gestaltung und Herausbildung von Technologie ebenso sehr sozialen EinflŸssen unterliegt 

wie die anschlie§ende Interpretation und Anwendung der mehr oder weniger 

abgeschlossenen Technologie. 

Gerade der erste Schritt, der soziale und politische Einfluss auf den Entwicklungspfad von 

Technologien, ist im Sozialkonstruktivismus ausfŸhrlich diskutiert worden (Rammert 1995; 

MacKenzie/Wajcman 1985b). Dabei handelt es sich zum Teil um das direkte Ergebnis der 

Unzufriedenheit mit technikdeterministischen Konzepten und Annahmen Ÿber die 

Eigendynamik technologischer Entwicklung (Lšsch 2012). Die Sozialkonstruktivist*innen 

sehen sich veranlasst, diesen Theorien explizit die Beobachtung entgegen zu halten, die 

Genese von Technik sei ein mehrstufiger Prozess sozialer Konstruktion von Technik 

zwischen mehreren sozialen Akteuren (Weyer 1997; MacKenzie/Wajcman 1985b). Giovanni 

Dosi (1982) argumentiert, dass die Herausbildung eines technologischen ãParadigmasÒ 

(ebd.: passim) durch Festigungs-,  Auswahl- und Schlie§ungsprozesse charakterisiert ist 

(vgl. Weyer 1997), die von škonomischen Faktoren, politischen Institutionen und sozialen 

Strukturen abhŠngen. Entsprechend ist anzunehmen, dass die Genese von Technik 

andauerndes oder wiederkehrendes Entscheidungshandeln verlangt (Schneider/Mayntz 

1995: 111): ãTechnische Artefakte sind, ebenso wie soziale Institutionen, Resultate 

menschlichen Handelns. Beide sind von Menschen geschaffene Mittel der 

DaseinsbewŠltigung.Ò Genau daraus ergibt sich das sozialkonstruktivistische 

Forschungsprogramm, bei welchem es darum geht zu verstehen und zu erklŠren, ãhow 

societal interests have shaped the very design of a technologyÒ (Pinch 2008: 469).  Die 

Probleme, die durch Technologie adressiert oder sogar gelšst werden, sind als sozial 

konstruiert anzusehen und zu behandeln, wobei die Technologie sowohl durch 
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ãgesellschaftliche LogikenÒ grš§erer Ordnung, als auch willentlich durch strategisch 

handelnde Akteure mitgeprŠgt wird. Wiebe Bijker und John Law (1992: 3) schreiben hierzu: 

ãIt is sometimes said that we get the politicians we deserve. But if this is true, then we also get 

the technologies we deserve. Our technologies mirror our societies. They reproduce and 

embody the complex interplay of professional, technical, economic, and political factors.Ò 

Nun ist es nicht Ÿberraschend, dass sich das sozialkonstruktivistische Programm nicht nur 

auf die Entwicklung von Technologien, sondern zugleich auch auf die Anwendung und 

Interpretation mehr oder weniger feststehender Technologien bezieht und hinsichtlich 

dessen darauf verweist, dass auch hier soziale Deutung und politische Aushandlung 

bedeutend sind (Bijker 2001). Mit anderen Worten, (technologische) Artefakte besitzen 

ãinterpretative FlexibilitŠtÒ (ãinterpretative flexibilityÒ; Kline/Pinch [1989] 1999: 113) und diese 

wird von unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen verschieden ausgefŸllt: ãDifferent 

social groups associate different meanings with artifacts leading to interpretative flexibility 

appearing over the artifact. The same artifact can mean different things to different social 

groups of users.Ò Es liegt dabei nahe, aus polit-škonomischer Sicht damit zu rechnen, dass 

politische Akteure ihre Machtressourcen einsetzen, um die mit ihren Interessen 

Ÿbereinstimmende Deutung der Technologie durchzusetzen. Dies wiederum kann sich auf 

die weitere Entwicklung der in Frage stehenden Technologie auswirken, woraus sich mehr 

oder weniger eine Wechselwirkung zwischen der Interpretation bestehender Technologie 

und dem sozialen bzw. politischen Einfluss auf die Technologie ergibt. 

Hierbei ist allerdings einschrŠnkend zu bedenken, dass die Annahme, dass Technologien 

gesellschaftlich und politisch mitbestimmt sind, nicht automatisch bedeutet, dass ihre 

VerŠnderungen immer intentional beeinflusst werden kšnnen, ganz im Gegenteil: MacKenzie 

und Wajcman (1985a) unterstreichen ausdrŸcklich, dass aus der Tatsache, dass eine 

Technologie sozial beeinflusst ist (socially shaped) nicht geschlossen werden darf, dass sie 

leicht verŠnderlich ist (altered easily). Ebenso selten kann die Technikentwicklung intentional 

beschleunigt oder angesto§en werden (Weyer 1997). 

Der Sozialkonstruktivismus in der Technikforschung macht folglich deutlich, in welcher Art 

untersucht und erklŠrt werden kann, wie soziale Gruppen bestimmte Technologien vor dem 

Hintergrund ihrer eigenen Sinngebung und ihrer Interessen deuten und deren Entwicklung 

zugleich mitbestimmen oder dies zumindest versuchen. Doch erwartungsgemŠ§ erzeugt 

auch der Fokus des Sozialkonstruktivismus einige LŸcken hinsichtlich der Beantwortung der 

vorliegenden Frage. 

1. Einerseits ist diesen AnsŠtzen praktisch das GegenstŸck zu dem Vorwurf 

vorzuhalten, der oben dem Technikdeterminismus zu machen war. WŠhrend der 
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Technikdeterminismus, grob gesprochen, die vielfŠltige Einflussnahme sozialer 

Gruppen auf Technologie Ÿbersieht, ignoriert der Sozialkonstruktivismus wiederum 

die unterschiedlichen Varianten von Zwang, Druck oder anderer Wirkung, die 

Technologie auf soziale Prozesse ausŸbt. Denn wie bereits angedeutet ist das 

Argument, technologischer Wandel sei gesellschaftlich und politisch mitbestimmt, 

nicht gleichbedeutend mit der Annahme, dass er unbedingt und unmittelbar auch 

willentlich beeinflussbar ist. 

2. Zudem fehlt dem Sozialkonstruktivismus in der Technikforschung, wie dem 

Technikdeterminismus auch, eine Systematik von Institutionen der politischen 

…konomie und deren Wandel.  WŠhrend hier also durchaus von unterschiedlichen 

Deutungen gesprochen wird, die sich auch gesellschaftlich manifestieren und bei 

denen davon ausgegangen werden kann, dass sie den Effekten politischer 

MachtausŸbung unterliegen, gibt es keinen Ansatz, der systematisch den Wandel 

von Institutionen der politischen …konomie als Ergebnis der sozial konstruierten 

Technologieentwicklung untersucht. 

2.2.3. Wandel durch Technik oder ãsoziotechnischerÒ Wandel  

Die LŸcke zwischen (historisch-)institutionalistischer und techniksoziologischer Forschung zu 

ŸberbrŸcken versucht der Ansatz des ãWandels durch TechnikÒ. In den vergangenen Jahren 

hat sich ein Strang techniksoziologischer Forschung herausgebildet, der nach eigenen 

Angaben technikdeterministische DenkansŠtze aufgreift (Dolata/Werle 2007: 15-17), um 

systematisch der Tatsache Rechnung zu tragen, dass industrielle Sektoren auf einer 

verŠnderlichen technologischen Basis beruhen  (Dolata 2011: 18): 

ãFunktionierende Technik ist nicht irgendein mitlaufendes Beiwerk im sektoralen Geschehen, 

sondern ein zentraler und strukturbildender Bestandteil aller Wirtschaftssektoren. Ohne seine 

technischen Grundlagen ist kein Wirtschaftssektor ŸberlebensfŠhig. Und ohne eine Vorstellung 

von den eigenstŠndigen und jeweils spezifischen Strukturierungen, die die Techniken eines 

Sektors auf ihn ausŸben, lŠsst sich kein Wirtschaftssektor auf den Begriff bringen.Ò 

Diese technologische Basis bestimmt die Verteilung von Ressourcen und Profiten im Sektor 

mit, beeinflusst also unmittelbar dessen politische …konomie. Hieraus ergibt sich, dass der 

institutionelle Rahmen eines Sektors auch von der technologischen Basis abhŠngt. Sein 

Wandel ist also durch die Bedingungen der technologischen Basis und wiederum ihren 

Wandel mitbestimmt (Dolata 2011). Mit den Worten der Autoren selbst geht es darum ãwie 

sich also durch neue technologische Mšglichkeiten angesto§ene Prozesse 

sozioškonomischen und institutionellen Wandels vollziehen und welche typischen Varianten 

und Verlaufsmustern sie annehmenÒ (Dolata/Werle 2007: 16; Hvhbg. i. O.). Es wird auch 
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davon gesprochen, dass industrielle Sektoren soziotechnische Systeme bilden (vgl. Geels 

2004), in denen technologische Basis und sozialer Rahmen systemisch zusammenwirken 

(Dolata 2011: passim). Wenn technologischer und institutioneller Wandel in gegenseitiger 

AbhŠngigkeit stattfinden, kann man also auch von soziotechnischem Wandel sprechen. 

Der zitierte Ansatz orientiert sich in der Frage nach den ãtypischen Varianten und 

VerlaufsmusternÒ (s."o.) unmittelbar an dem insbesondere durch Mahoney und Thelen (2010) 

mitbestimmten Stand der Debatte um schrittweisen transformativen Wandel. VerŠnderungen 

in der technologischen Basis, so lautet das Argument, fŸhren zu Unsicherheiten im Sektor 

und zu einer Unpassung (mismatch) zwischen der Technologie und dem institutionellen 

Rahmen des Sektors, was schrittweise, aber umfassende institutionelle 

Anpassungsprozesse nach sich ziehe Ð diese Sichtweise beruht dabei grundsŠtzlich auf den 

Arbeiten der Neoschumpeterianer Freeman und Perez (1988). Je nach 

Transformationswirkung des technologischen Wandels einerseits und AnpassungsfŠhigkeit 

des institutionellen Rahmens andererseits seien nun unterschiedliche Formen und VerlŠufe 

der Anpassung zu erwarten (Dolata 2008). Nicht nur wird der institutionelle Rahmen 

verŠndert, auch die Struktur des Sektors wird transformiert und die Netzwerke zwischen den 

Akteuren werden restrukturiert. Anschlie§end geht das soziotechnische System in einen 

Zustand ãrelativer StabilisierungÒ (Dolata 2011: passim) Ÿber. 

Einerseits handelt es sich bei dieser Theorie um einen der ersten AnsŠtze, der systematisch 

erfasst und begrŸndet, wie technologischer Wandel in produzierenden Sektoren 

institutionellen Wandel mitbestimmt. Andererseits sind noch immer mehrere Kritikpunkte 

vorhanden. 

1. Zum einen ist der Funktionalismus des Ansatzes offensichtlich. 

VerŠnderungsprozesse zu begrŸnden, indem man zeigt, dass damit Unpassungen 

vermindert werden, hei§t, die politischen Prozesse der Anpassung auszublenden. 

Weder wird begrŸndet, welche Folgen fŸr die Interessen- und MachtverhŠltnisse der 

technologische Wandel hat, obwohl zu erwarten wŠre, dass er erhebliche 

Umverteilungen in den Ressourcen nach sich ziehen kann; noch wird systematisch 

erklŠrt, wie die Akteure im Sektor und in der politischen …konomie insgesamt ihre 

Ressourcen einsetzen und politische Prozesse in Gang setzen, mit denen sie den 

technologischen Wandel beeinflussen und auf ihn reagieren. Die teleologische 

BegrŸndung Ÿber die Wiederherstellung der ãrelativen StabilisierungÒ ignoriert den 

Bedarf einer tatsŠchlichen kausalen BegrŸndung aus den politischen VerhŠltnissen 

heraus. Wie eben gezeigt, wird dies dem Stand der Debatte im Historischen 

Institutionalismus nicht gerecht. Im Ergebnis bleibt letztlich der polit-škonomische 
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kausale Mechanismus im Dunkeln, Ÿber den technologischer Wandel auf den Verlauf 

des institutionellen Wandels wirkt. 

2. Zweitens werden nur Wandelprozesse auf sektoraler Ebene analysiert ohne sich zu 

vergegenwŠrtigen, dass die politischen Anpassungsprozesse wahrscheinlich vom 

institutionell zu regulierenden Bereich abhŠngen. Es ist zu erwarten, dass die Folgen 

bestimmten technologischen Wandels nicht dieselben im Arbeitsmarkt wie etwa im 

Finanzmarkt oder beispielsweise in der Unternehmensmitbestimmung sind. 

Es ergeben sich also zwei miteinander verbundene Aufgaben, diesen Ansatz auszubauen: 

nŠmlich erstens, den Mechanismus zu erarbeiten und ŸberprŸfbar zu machen, Ÿber welchen 

technologischer Wandel institutionellen Wandel mitbestimmt; und zweitens, diesen 

Mechanismus zunŠchst fŸr das spezifische betroffene Feld der politischen …konomie des 

Sektors zu formulieren, anstatt ohne weiteres vorauszusetzen, dass dieser Mechanismus 

universell ist. 

2.3. Politische …konomie  

Diese politischen Prozesse, die technologische VerŠnderungen mit institutionellen 

VerŠnderungen verbinden, sind in einer Stršmung der politischen …konomie ausfŸhrlich 

behandelt worden, nŠmlich mit besonderer RŸcksicht auf die Bedeutung der Kontrolle Ÿber 

den Produktionsprozess in der politischen …konomie des Arbeitsprozesses. Es wird sich 

jedoch dabei auch zeigen, dass diese AnsŠtze keine systematische Sichtweise auf die 

unterschiedlichen Formen von skills und deren verschiedene polit-škonomische Bedeutung 

haben. 

2.3.1. Politische …konomie des Arbeitsprozesses  

Theorien und Analysen der politischen …konomie des Arbeitsprozesses haben Bedeutendes 

zur Erkenntnis darŸber beigetragen, wie sich, vermittelt durch die Struktur des 

Produktionprozesses, die in der Produktion eingesetzte Technologie in Machtstrukturen am 

Arbeitsplatz und in den industriellen Beziehungen umsetzt. Sie beruhen auf der Annahme, 

dass die AustauschverhŠltnisse am Arbeitsmarkt und im Betrieb auf Grund der besonderen 

Eigenschaften menschlicher Arbeitskraft (Polanyi [1944] 1978) keine reinen 

Marktbeziehungen, sondern durch MachtverhŠltnisse geprŠgt sind (Bowles/Gintis 1975; 

Gintis 1976; Littler/Salaman 1982). 

Harry Bravermans ([1974] 1998) Labor and Monopoly Capital gilt als Ursprungswerk dieser 

konkreten Forschungsrichtung (s."u.). Er greift hierin marxistische Argumente auf, indem er 

schreibt, die Besitzer*innen von Sachkapital mŸssten als Arbeitgeber ihre Kontrolle Ÿber den 
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Produktionsprozess maximieren, um den maximalen Mehrwert (Marx 1957) aus der Arbeit 

der ErwerbstŠtigen zu erhalten. AllerspŠtestens deswegen Ÿbrigens, so Littler und Salaman 

(1982) wird diese Austauschbeziehung politisch. Vor einem tayloristischen Hintergrund ergibt 

sich fŸr Braverman eine Arbeitsteilung im Produktionsprozess, die so genannte ãdetaillierte 

ArbeitsteilungÒ (detailed division of labor) oder ãArbeitsteilung in der HerstellungÒ 

(manufacturing division of labor; Braverman [1974] 1998: 49-58: passim), in der die 

BeschŠftigten immer einfachere TŠtigkeiten in dem tayloristischen Produktionsprozess 

verrichten. Braverman sieht hierin einerseits eine Entfremdung der Arbeitenden sowohl vom 

Endprodukt als auch vom Produktionsprozess selbst und zweitens die Grundlage fŸr die 

nachhaltige Entwertung ihrer FŠhigkeiten und Fertigkeiten (skills). Diese Entwertung wird als 

de-skilling bezeichnet (s. z."B. Attewell 1989). Die Verbindung zwischen (technischer) 

Wissenschaft und arbeitender Masse sei dadurch so nachhaltig zerstšrt wie nie zuvor 

(Braverman [1974] 1998: 91). 

Bravermans Analyse bezieht sich vor allem auf tayloristische Produktionsprozesse in 

hochkapitalistischen Industriebetrieben. Unter anderen als diesen Voraussetzungen ist die 

von ihm befŸrchtete Entfremdung vielleicht nicht unbedingt unmittelbar zu erwarten. 

Allerdings kann man aus seinen Untersuchungen die Erkenntnis ziehen, dass die ãdetaillierte 

ArbeitsteilungÒ, also die Arbeitsteilung im Produktionsprozess, die VerhŠltnisse der Kontrolle 

Ÿber den Produktionsprozess mitbestimmt, und umgekehrt. 

Braverman Šu§ert sich dabei auch Ÿber den technologischen Wandel und dessen 

Bedeutung fŸr die von ihm beobachteten Entwicklungen. Hierdurch wird der Ansatz fŸr die 

vorliegende Fragestellung bedeutend. Braverman definiert die ãindustrielle RevolutionÒ als 

die Vereinnahmung der Wissenschaft durch den kapitalistischen Akkumulationsmodus (ebd.: 

107-116). Dank der Entwicklung immer neuer technologischer Methoden wŸrde der 

Arbeitsprozess von einem durch die Arbeitenden in einen durch das Management 

durchgefŸhrten Prozess transformiert (ebd.: 118): 

ã[I]n the capitalist mode of production, new methods and new machinery are incorporated within 

a management effort to dissolve the labor process as a process conducted by the worker and 

reconstitute it as a process conducted by management.Ò 

Mittels Technologie kšnnte der Arbeitgeber erreichen, was zuvor nur organisational zu 

erreichen gewesen war, nŠmlich die volle Kontrolle Ÿber den Produktionsprozess zu 

erlangen. Die dafŸr nštige Technologie mŸsse nicht einmal besonders ausgereift oder 

anspruchsvoll sein Ð schon das industrielle Flie§band (conveyor belt) sei ein einfaches, aber 

wirksames Beispiel. 
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Braverman zeigt in diesen EinschŠtzungen einen Šu§erst deutlichen Technikdeterminismus. 

Technologischer Fortschritt und die Verwissenschaftlichung industrieller Produktion 

verlagern die Kontrolle Ÿber den Produktionsprozess von den BeschŠftigten zum 

Arbeitgeber. Burawoy (1985) zieht daraus beispielsweise die Frage, ob es Technologien gibt, 

die unmittelbar kapitalistische KontrollverhŠltnisse und entsprechende Produktionsmodi 

erzeugen und inhŠrent inkompatibel mit sozialistischen Produktionsmodi sind (ebd.: 52; 

Hvhbg. i. O.): 

ãIn other words, does the assembly line or the numerically controlled lathe require certain forms 

of hierarchy, alienation and so on, at odds with socialism? If capitalist machines do impose such 

limitations, then the inauguration of socialism also requires socialist machines.Ò 

Burawoy folgert dann aber, dass es keine inhŠrent kapitalistischen Technologien gibt, 

sondern dass Technologien zwar durchaus bestimmte inhŠrente Wirkungen besitzen 

kšnnen, ihre letztendliche Wirkung aber von den politischen und sozialen 

Kontextbedingungen mitbestimmt wird. Aus heutiger Sicht hŠngt es anscheinend von 

verschiedenen Bedingungen ab, welchen Einfluss Technologie auf die MachtverhŠltnisse in 

der politischen …konomie des Arbeitsmarktes und die KontrollverhŠltnisse im 

Produktionsprozess besitzt. Die Aussage ist offenbar nicht so pauschal zu treffen, wie 

Braverman es tut. Was allerdings wiederum aus seinen Beobachtungen gezogen werden 

kann, ist, dass die technologische Basis der Produktion die detaillierte Arbeitsteilung im 

Produktionsprozess mitbestimmt, wodurch wiederum die KontrollverhŠltnisse im 

Produktionsprozess und somit letztlich die MachtverhŠltnisse zwischen BeschŠftigten und 

Arbeitgeber mitbestimmt werden (ebd.).  

Letzten Endes hŠngt es genauso von bestimmten Bedingungen ab, ob die von Braverman 

beobachteten Prozesse, vorausgesetzt, sie finden tatsŠchlich statt, unausweichlich zum 

Verfall der FŠhigkeiten und Fertigkeiten der Arbeitenden fŸhren (Edwards 1978; vgl. Spencer 

2000: 227). Mit Streecks (1992: 259-260; Hvhbg. i. O.) Worten: 

ãWhether or not employers prefer deskilled over skilled labour cannot, in Bravermanian fashion, 

be decided deductively and once and for all. The question can sensibly be answered only when 

placed in the context of wage-setting mechanisms, the regulation of employment contracts, 

patterns of work organization, styles of technology use, and firmsÕ strategic product market 

decisions. Unlike, perhaps, in the era of mechanical machinery, today managerial choices 

between downskilling and upskilling are clearly not driven by technology as such [!].Ò  

Streeck deutet hier also an, dass es von institutionellen Bedingungen sowohl der Produktion 

als auch der Akkumulation abhŠngt, ob der nicht die Prozesse stattfinden, die Braverman 

beobachet (vgl. Littler/Salaman 1982: 257). Es ist also festzuhalten, dass Braverman sich 
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nicht dazu Šu§ert, welche VerŠnderungen, organisational oder technologisch, dazu fŸhren, 

dass FŠhigkeiten und Fertigkeiten nicht entwertet, sondern (lediglich) auf demselben Niveau 

wie zuvor rearrangiert werden. Das liegt daran, dass Braverman selbst damit nicht gerechnet 

hat. Aus heutiger Sicht bedeutet dies, dass bei Braverman keine Theoriekonzepte zu finden 

sind, die sich genauer damit befassen und diesbezŸgliche Forschungsfragen beantworten 

helfen kšnnen, wie die hier vorliegende eine ist. 

Letztlich vermischt Braverman eine auf der Mikro- und Mesoebene angelegte 

verallgemeinerbare Theorie der Kontrolle Ÿber den Produktionsprozess mit einer an den 

Zeitpunkt und Ort gebundenen historischen Betrachtung der kapitalistischen Entwicklung in 

den westlichen Industrienationen Ð welche wiederum selbst Kritik ausgesetzt ist (Edwards 

1978). Die einzelnen Sektoren, zudem in ihrer Situiertheit in den 1960er und 1970er Jahren, 

die Braverman zur Illustration seiner EinschŠtzungen beispielhalft anfŸhrt (s. bspw. 

Braverman [1974] 1998: 143-145) erscheinen arbitrŠr ausgewŠhlt und sind nicht geeignet, 

die Generalisierbarkeit seines Arguments zu beweisen. So ist es zu erklŠren, dass er aus 

allgemeinen Hypothesen Ÿber den Zusammenhang zwischen technologischer Basis, 

detaillierter Arbeitsteilung und Kontrolle Ÿber den Produktionsprozess die pessimistischen 

Folgerungen fŸr die soziale KohŠsion kapitalistischer Gesellschaften und die Zukunft 

industrieller BeschŠftigung zieht, die er zieht. 

Bravermans Untersuchung gilt aber als die entscheidende Grundlage einer sich daraus 

ergebenden Tradition kritischer Forschung zu den KontrollverhŠltnissen in industrieller 

Produktion (Spencer 2000; Smith 1994; Thompson 1983). SpŠtere Arbeiten behandelten 

zum Beispiel die Frage, inwieweit und unter welchen Bedingungen BeschŠftigte 

entsprechend ihrer Interessen politischen Einfluss auf die Gestaltung des Arbeitsprozesses 

nehmen kšnnen. Somit ergab sich als Alternative zu Bravermans pessimistischem 

Determinismus einen politische …konomie des Arbeitsprozesses im eigentlichen Sinne, die 

sich mit den Bedingungen von MachtverhŠltnissen und den Gestaltungsmšglichkeiten 

politischer Interessenvertretung auseinandersetzt (Littler/Salaman 1982). Beispielsweise die 

Arbeitsmarktsegmentierungstheorie (Reich 2008; Piore 1983; Edwards 1979; Reich et al. 

1973) schloss direkt hier an und zeigte, dass technologische und institutionelle Faktoren die 

politische …konomie industrieller Produktion mitbestimmen, indem sie den Arbeitsmarkt in 

unterschiedliche nichtkonkurrierende Gruppen (non-competing groups; Doeringer 1986) 

segmentieren. Sowohl technische Unterschiede in den TŠtigkeiten wie auch institutionelle 

Barrieren kšnnen dabei dazu fŸhren, dass sich unterschiedliche Arbeitsmarktsegmente 

herausbilden (vgl. Kerr 1954). Ein entscheidender Faktor sei hierbei die durch den Grad an 

Segmentierung des Arbeitsmarktes vermittelte SolidaritŠt der Arbeitenden, welche mit 
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zunehmender Segmentierung schwieriger herzustellen sei. Daher seien segmentierte 

ArbeitsmŠrkte im Interesse der Arbeitgeber. Bowles (1985: 17) schreibt: 

ã[I]t will generally be in the interest of capitalists to structure pay scales and the organization of 

the production process to foster divisions among workers, even to the extent of treating 

differently workers who are identical from the standpoint of their productive capacities.Ò 

Hinzu kommt die Bedeutung interner ArbeitsmŠrkte, wobei die Kontrolle hierŸber mit der 

Definitionsmacht hinsichtlich ZugangsbeschrŠnkungen verbunden ist, was wiederum 

Kontrolle Ÿber Angebot und Nachfrage an ArbeitskrŠften bedeutet. Kerr (1954: 96) spricht 

von ãjob territoriesÒ. Aus dieser Kontrolle ergeben sich Machtressourcen in der politischen 

…konomie des Arbeitsmarktes und des Produktionsprozesses. 

Diese AnsŠtze untersuchen dabei in erster Linie ArbeitsmŠrkte auf Makroebene. Andere 

bedeutende AnsŠtze unterstreichen die Bestimmungsfaktoren eines gemeinsamen 

Bewusstseins der BeschŠftigten als Ergebnis der betrieblichen Organisation des 

Produktionsprozesses (Burawoy 1979). Es geht ihnen auch darum zu zeigen, dass die 

Interessen organisierter ArbeitskrŠfte im Arbeitsprozess erzeugt und definiert werden, anstatt 

ohne weiteres aus historischen Klasseninteressen herzuleiten zu sein (Spencer 2000). 

Ebenso kšnnen hierbei kontextabhŠngige historische und šrtliche Besonderheiten auftreten, 

so dass sich beispielsweise im Aushandlungsprozess bestimmte Gruppen als privilegierte 

Eliten der BeschŠftigten herausbilden  (Littler/Salaman 1982: 256). Dies alles ist vor allem 

interessant hinsichtlich der Kontrolle Ÿber Arbeitsprozesse, an denen BeschŠftigte beteiligt 

sind, die sich traditionell nicht unbedingt als Teil einer grš§eren Bewegung der Arbeitenden 

begreifen, beispielsweise Pilot*innen oder €rzt*innen (Harvey/Turnbull 2012). Auch diese 

Produktionsprozesse sind Machtrelationen unterworfen, aus denen sich KontrollverhŠltnisse 

ergeben, aber diese MachtverhŠltnisse folgen nicht aus gesamtgesellschaftlichen 

Klassenkonflikten, falls diese existieren. 

Die politische …konomie des Produktionsprozesses liefert klare Konzepte hinsichtlich der 

Bedingungen, die die VerhŠltnisse der Kontrolle Ÿber den Produktionsprozess zwischen 

BeschŠftigten und Arbeitgeber mitbestimmen. Sie definieren klar die Bedeutung der 

technologischen Basis der Produktion fŸr diese VerhŠltnisse und bestimmen deutlich, wie die 

technologisch mitbestimmte ãdetaillierte ArbeitsteilungÒ im Produktionsprozess die 

MachtverhŠltnisse im Produktionsprozess beeinflusst. Zugleich bleiben aber Fragen offen. 

1. Es existiert in diesen AnsŠtzen keine Systematik von Technologien. Technologien 

werden nur danach unterschieden, ob sie die Entfremdung der Arbeitenden vom 

Produktionsprozess erhšhen und die Kontrolle Ÿber den Arbeitsprozess zu Gunsten 

des Arbeitgebers verschieben, oder nicht. Bei Braverman selbst ist dieser Effekt eine 
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grundsŠtzliche und nicht zu hinterfragende Eigenschaft technologischen Wandels an 

sich. Genaueres Wissen Ÿber die konkrete, in Frage stehende Technologie und ihre 

mšglichen EinflŸsse auf die Arbeitsteilung im Produktionsprozess scheint aber 

unersetzlich zu sein, wenn der Einfluss technologischen Wandels auf die politische 

…konomie des Arbeitsmarktes erfolgreich untersucht werden soll. DafŸr ist auch 

umfassendes technisches Wissen nštig. 

2. Daraus ergibt sich, dass genauer geklŠrt werden muss, unter welchen Bedingungen 

FŠhigkeiten und Fertigkeiten entwertet werden, und unter welchen nicht. Hier muss 

auch genauer untersucht werden, die skills welcher Gruppen im VerhŠltnis zu 

welchen anderen Gruppen von BeschŠftigten auf- oder abgewertet werden. Nicht 

zuletzt ist es auch mšglich, dass das Niveau an skills gleich bleibt, wenngleich 

trotzdem die KontrollverhŠltnisse Ÿber den Produktionsprozess und die 

MachtverhŠltnisse am Arbeitsmarkt sich verŠndern. 

3. Aus institutionalistischer Sicht ist es unbefriedigend, dass die Institutionen der 

politischen …konomie wenig Beachtung finden (Vidal/Hauptmeier 2014). Nicht zuletzt 

existieren wenige systematische Konzepte darŸber, wie die Wandelprozesse in 

einem oder mehreren Betrieben sich auf den institutionellen Rahmen der politischen 

…konomie und des Arbeitsmarktes niederschlagen. Gerade der neuere Historische 

Institutionalismus befasst sich au§erdem mit Bedingungen der Pfadabkehr und der 

kontigenten Natur bestimmter kritischer Augenblicke (critical junctures; vgl. 

Capoccia/Kelemen 2007) und wŸrde allein deswegen den von Marx ererbten 

historischen Determinismus mancher der eben zitierten AnsŠtze kritisch sehen. 

FŸr viele dieser Kritikpunkte sind bereits Theorien benannt worden, von denen Konzepte 

herangezogen werden kšnnen: vor allem die Techniksoziologie hinsichtlich technologischer 

Gesichtspunkte und institutionalistische Theorien in Bezug auf systematische Konzepte von 

Institutionen. Die politische …konomie der skills liefert nun differenzierte qualitative 

Unterscheidungen verschiedener Humankapitalressourcen und erscheint somit gut geeignet, 

die eindimensionale Sichtweise Bravermans (ãentwertetÒ oder nicht) konstruktiv zu ergŠnzen. 

2.3.2. Vergleichende politische …konom ie der Skills  

Die (vergleichende) politische …konomie untersucht in unterschiedlichen Formen den 

Zusammenhang zwischen den Institutionen der politischen …konomie und der Verteilung 

qualitativ unterschiedlicher Humankapitalressourcen (skills).  
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Wichtigstes Unterscheidungskriterium fŸr unterschiedliche Formen von skills ist die 

SpezifizitŠt, also die Gebundenheit der Humankapitalinvestitionen (skill specificity; 

Busemeyer 2009: passim; siehe auch Streeck 2011). Die SpezifizitŠt von Investitionen in 

Sach- und Humankapitalanlagen (asset specificity), also deren Gebundenheit an bestimmte 

TŠtigkeiten oder Produktionsprozesse, ist eine entscheidende Variable in der vergleichenden 

politischen …konomie. Die Gebundenheit von skills, also Humankapitalanlagen, ist ein 

Spezialfall dessen.  

Ein bedeutender Strang dieser Forschung argumentiert, dass starke Gebundenheit von 

Humankapitalanlagen an bestimmte TŠtigkeiten auch bedeutende Risiken mit sich bringt. 

Diese liegen darin, dass im Falle einer Entlassung umso schwieriger wieder eine TŠtigkeit 

gefunden werden kann, je spezifischer das eigene Humankapital ist. Daraus ergibt sich, dass 

mit steigender Gebundenheit der Humankapitalanlagen die šffentliche Nachfrage (Rehm 

2011) nach sozialpolitischer Absicherung, sowohl in Form von KŸndigungsschutz-, als auch 

in Form von Sozialversicherungsinstitutionen, steigt. So lassen sich aus dem (typischen) 

Grad an Gebundenheit der skills in der Erwerbsbevšlkerung einer politischen …konomie 

SchlŸsse auf die Nachfrage nach sozialpolitischen Ma§nahmen ziehen (Iversen 2005; 

Iversen/Soskice 2001). Dieser typische Grad der Gebundenheit der skills und das ihn 

erzeugende institutionelle skill-Regime stehen nach Ansicht der meisten Vertreter*innen 

dieser Theorien in einem idealen komplementŠren (Crouch 2010; Deeg 2007) VerhŠltnis zu 

den wirtschaftlichen Prozessen im Rest der politischen …konomie (EstŽvez-

Abe/Iversen/Soskice 2001; zusammenfassend: Trampusch 2010a: 197) und zwar in einer 

Weise, dass in den schon erwŠhnten ãkoordinierten MarktwirtschaftenÒ in der Regel die 

Gebundenheit bedeutend hšher ist als in ãliberalen MarktwirtschaftenÒ (Hall/Soskice 2001). 

Es ergibt sich daraus auch, dass wohlfahrtsstaatliche Ma§nahmen nicht unbedingt als den 

Markt einschrŠnkende ãGegenbewegungÒ (Polanyi [1944] 1978) der 

Arbeitnehmer*innenschaft (Korpi 2006) anzusehen sind, sondern dass sie als 

Versicherungen der fŸr das Funktionieren der politischen …konomie nštigen, 

komplementŠren Humankapitalanlagen dienen (Vanhuysse 2008). Aufbauend auf diesem 

funktional erwŸnschten Beitrag lŠsst sich auch eine Zustimmung der Arbeitgeberseite zu den 

sozialpolitischen Institutionen erwarten (Paster 2013; Mares 2003). 

Andere widersprechen dieser Sichtweise, indem sie argumentieren, stŠrker gebundene skills 

wŸrden zugleich dazu fŸhren, dass die betreffende Arbeitskraft schwerer zu ersetzen ist 

(Emmenegger 2009).  Das Risiko der Erwerbslosigkeit sinke damit und somit auch der 

Bedarf nach institutioneller Absicherung (vgl. Goldthorpe 2000). Ebenso bedienen sich die 

eben zitierten BeitrŠge offensichtlich bei der Transaktionskostentheorie (Williamson 1981), in 

der der Begriff der Gebundenheit von Kapitalanlagen (asset specificity) eine entscheidende 



F. Reale Ð Die politische …konomie soziotechnischen Wandels 

 50 

Rolle spielt (Riordan/Williamson 1985). Im Gegensatz dazu existieren weniger rationalistisch-

funktionalistische und stŠrker historisch-institutionalistische AnsŠtze, die fŸr das gemeinsame 

Auftreten starker Sozialpartnerschaft und anderer ãkoordinierterÒ institutioneller 

Konstellationen mit bestimmten skill-Regimen historische BegrŸndungen suchen 

(Busemeyer/Trampusch 2011). Ihr Ziel lautet ãto open the black box of causal accounts of 

co-evolutionary developments in the formation of skill systems and unemployment insurance 

schemesÒ (Trampusch 2010a: 198). Nicht nur erarbeiten diese AnsŠtze unterschiedliche 

historische Entwicklungspfade heute als Šhnlich klassifizierter skill-Regime (ebd.), sie zeigen 

auch, dass die spezifische Struktur der Sozialpartnerschaft, die Rolle des Staates, die 

Organisationsformen der Arbeitnehmer*innenschaft und der Einfluss der Arbeitgeber sowie 

die dominierende Unternehmensform jeweils bestimmte institutionelle Rahmen 

hervorbringen (ebd.; Trampusch 2010b; Thelen 2004; Culpepper 2007).  

Zugleich sind einige offene Punkte zu diesen TheoriestrŠngen anzumerken. ZunŠchst ist 

einschrŠnkend anzumerken, dass mit der Gebundenheit von Humankapitalanlagen (skill 

specificity) in unterschiedlichen Kontexten Verschiedenes gemeint ist, der Begriff also auch 

innerhalb der vergleichenden politischen …konomie mehrere nicht klar voneinander 

abgegrenzte Bedeutungen besitzt (Streeck 2011). Von der genauen Definition hŠngt es unter 

anderem ab, ob spezifische skills neben einem hohen Investitionsrisiko auch eine schwerere 

Ersetzbarkeit implizieren. 

Zweitens wurde gerade in letzter Zeit deutlicher herausgearbeitet, dass es innerhalb 

politischer …konomien erhebliche Unterschiede in der SpezifizitŠt der skills der 

Erwerbsbevšlkerung gibt (Busemeyer 2009). Skill-Regime sind somit als heterogener 

anzusehen, als von vielen AnsŠtzen angenommen. Diese Kritik greift hierbei die 

grundsŠtzliche Kritik an der typologisch vergleichenden politischen …konomie auf, sie wŸrde 

die HomogenitŠt von Produktions- und anderen Regimen ŸberschŠtzen (Herrmann 2008; 

Campbell/Pedersen 2007).  Diejenigen Hypothesen und SchlŸsse, die darauf beruhen, dass 

es einen klar umrissenen typischen Grad an Gebundenheit in jeder politischen …konomie 

gibt, sind damit in Frage gestellt. 

Ein bedeutender Kritikpunkt scheint aber insbesondere zu sein, dass die meisten der eben 

vorgestellten AnsŠtze technologischem Wandel wenig Bedeutung beimessen. Skills werden 

als an bestimmte Strukturen gebunden behandelt, unter anderem als an den Sektor 

(industriespezifische skills) oder an das Unternehmen (firmenspezifische skills) gebunden. 

Dass sie auch an bestimmte Technologien gebunden sein kšnnen, erhŠlt kaum Beachtung. 

Diese Bindung an Technologien kann dabei sowohl Unternehmens- als auch Sektor- und 

andere Grenzen Ÿberschreiten, so dass diese Dimension quer zu den Ÿblichen Dimensionen 

der Gebundenheit von skills liegt. Insgesamt wurde bereits ausfŸhrlich gezeigt, dass 
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technologischer Wandel die Organisation des Produktionsprozesses erheblich beeinflussen 

kann, woraus folgt, dass technologischer Wandel auch bedeutenden Einfluss auf die 

SpezifizitŠt von skills haben kann. Nicht zuletzt besteht das Risiko, ersetzt zu werden, 

mittelfristig nicht nur darin, dass Andere bei gegebenen Produktionsprozesses die fŸr die 

eigene TŠtigkeit nštigen skills haben oder mittelfristig erwerben, sondern auch darin, dass 

technologischer Wandel das VerhŠltnis der eigenen skills zu den Humankapitalanlagen 

Anderer verŠndert. Hier schlie§t sich wieder der Kreis zur aktuellen Fragestellung. 

2.4. Mechanismus den Einflusses technologischen auf institutionellen  Wandels  

Zusammenfassend ist festzustellen: Es muss also zunŠchst der Mechanismus formuliert 

werden, Ÿber welchen technologischer Wandel Einfluss auf institutionellen Wandel in der 

politischen …konomie des Arbeitsmarktes ausŸbt. Die Techniksoziologie kann dabei das 

VerstŠndnis fŸr die Herausbildung, die Adaption und die Folgen von Technologie im sozialen 

Kontext steigern, besitzt aber keine systematischen Konzepte von Institutionen der 

politischen …konomie. Die politische …konomie des Arbeitsprozesses liefert 

Theorieelemente Ÿber den Zusammenhang von Technologie und MachtverhŠltnissen, aber 

sie begrenzt sich auf politische Fragen der Kontrolle Ÿber den Produktionsprozess, 

vorwiegend auf betrieblicher Ebene, und kann keine konkreten Konzepte von 

umfassenderem institutionellem Wandel auf sektoraler Ebene beitragen. Zudem besitzt sich 

lediglich eindimensionale Konzepte von skills. Differenzierte Konzepte qualitativer 

Unterschiede von Humankapitalanlagen besitzt die politische …konomie der skills, dafŸr ist 

sie wiederum weitestgehend indifferent gegenŸber der Bedeutung von Technologie fŸr die 

FŠhigkeiten und Fertigkeiten der BeschŠftigten. Der Institutionalismus schlie§lich besitzt 

detaillierte und differenzierte Konzepte institutionellen Wandels, liefert aber wiederum 

keinerlei systematischen Zugang zu Technologie und ihren Eigenschaften. 

Die im Folgenden vorzustellende Theorie fasst hierbei nun verschiedene Elemente 

zusammen. Besonders zu der Synthese von vergleichender politischer …konomie und 

politischer …konomie des Arbeitsprozesses raten dabei Vidal und Hauptmeier (2014). Aus 

dem Institutionalismus, speziell dem Historischen Institutionalismus, bezieht die Theorie vor 

allem den Fokus auf Machtressourcen und das Konzept einer Institution der politischen 

…konomie Ÿberhaupt. Aus der politischen …konomie der skills Ÿbernimmt sie den Fokus auf 

die Gebundenheit von Kapitalanlagen, vor allem Humankapitalanalagen (skill specificity) und 

deren Bedeutung fŸr die MachtverhŠltnisse in den Arbeitsbeziehungen. Aus der politischen 

…konomie des Produktionsprozesses bezieht sie in erster Linie die Herangehensweisen an 

die Frage, wie Technologie Produktionsprozesse strukturiert und Humankapitalressourcen 

verteilt. Dies alles geschieht auf der Grundlage techniksoziologischer Einsichten darŸber, wie 
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Akteure Technologie in ihrer Entwicklung politisch prŠgen, wie sie auf existierende 

Technologie Bezug nehmen und wie Technologien einen ihnen eigenen politischen Gehalt 

besitzen kšnnen. 

2.4.1. Theoretische Grundlagen  

Die konkrete Frage dieses Projekts richtet sich also auf den Mechanismus, Ÿber welchen 

technologischer auf institutionellen Wandel wirkt, und dieser Mechanismus wŠre hier nun 

theoretisch zu formulieren. Genau genommen liegen die einzelnen Elemente des 

Mechanismus in unterschiedlicher Form schon in verschiedenen AnsŠtzen der 

(vergleichenden) politischen …konomie vor, es kommt nun lediglich darauf an, diese 

Fragmente zu einer Theorie Ÿber den zu untersuchenden Zusammenhang 

zusammenzufŸgen. 

Die in der Produktion sowohl von GŸtern als auch Dienstleistungen eingesetzte Technologie 

bestimmt in wesentlicher Weise die Struktur des Produktionsprozesses und die Verteilung 

qualitativ unterschiedlichen Humankapitals auf die einzelnen Positionen innerhalb der 

Produktion mit (vgl. Utterback/Abernathy 1975). Daraus ergibt sich die Verteilung der 

Kontrolle Ÿber den Produktionsprozess und somit ein direkter politischer Gehalt. Dies ist 

ausfŸhrlich in der politischen …konomie des Arbeitsprozesses erarbeitet worden 

(Vidal/Hauptmeier 2014; Spencer 2000; Braverman [1974] 1998; Smith 1994; Thompson 

1983; Burawoy 1978). Zugleich geht Braverman ([1974] 1998) allerdings davon aus, dass 

technologischer Wandel insofern einseitig ist, als dass er immer zu einer Entwertung der 

FŠhigkeiten der ArbeitskrŠfte fŸhrt Ð was Braverman (ebd.) als deskilling bezeichnet Ð, 

woraufhin technologischer Wandel die KontrollverhŠltnisse im Produktionsprozess unbedingt 

immer zu Gunsten des Arbeitgebers verŠndert. Diese eindimensionale EinschŠtzung wurde 

in einem vom Taylorismus geprŠgten empirischen Kontext formuliert (Streeck 1992) und wird 

selbst hier von einigen Autor*innen als begrŸndungswŸrdig bezeichnet (Edwards 1978; vgl. 

Attewell 1989). Es scheint, man mŸsste sie dahingehend umformulieren, dass die 

eingesetzte Technologie, neben der Struktur oder Anordnung des Produktionsprozesses, in 

erster Linie die Verteilung von menschlichen FŠhigkeiten und Fertigkeiten (skills) auf die 

einzelnen Positionen des Produktionsprozesses mitbestimmt (Rolfe 1986). 

Aus dem Angebot an diesen skills, also aus der Verteilung von skills auf vorhandene 

tatsŠchliche sowie potenzielle ArbeitskrŠfte, im VerhŠltnis zu ihrer Notwendigkeit im 

Produktionsprozess ergibt sich jetzt notwendigerweise die Knappheit oder Seltenheit 

bestimmter Humankapitalressourcen, und hieraus wiederum lŠsst sich der Grad der 

Ersetzbarkeit oder eben Unersetzlichkeit bestimmter BeschŠftigter ermitteln. Dass die 

Unersetzlichkeit oder Unentbehrlichkeit von ArbeitskrŠften eine zentrale Machtressource ist, 
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wurde in der politischen …konomie der skills und in der Literatur zu Gewerkschaften und 

industriellen Beziehungen ausgiebig gezeigt (Martin 1992; Fligstein/Fernandez 1988). Der 

Sachverhalt beruht im Wesentlichen darauf, dass der Arbeitgeber am Arbeitsmarkt abhŠngig 

von der Beschaffung der skills ist, die sich komplementŠr zur eingesetzten Technologie im 

VerhŠltnis zum angestrebten Produkt verhalten. Aus dem škonomischen 

AustauschverhŠltnis ergibt sich ein politisches MachtverhŠltnis. Somit liegt hier genau 

genommen ein Spezialfall der Dependenztheorie (Bacharach/Lawler 1981; Emerson 1962) 

vor. Die ArbeitskrŠfte sind unentbehrlich, weil ihre TŠtigkeit im Produktionsprozess 

unentbehrlich ist. Ihre Macht ergibt sich aus der Position im Produktionsprozess. Nach 

Wrights (2000: passim) Definition handelt es sich also um strukturelle Machtressourcen 

(structural power resources). Dabei ist es fŸr die Wirksamkeit der Machtressource selbst 

zunŠchst nicht von Belang, ob es sich um tatsŠchliche oder institutionell festgelegte 

Knappheit von skills handelt. Entweder sind die skills tatsŠchlich kardinal selten. Es kann 

aber auch beliebig viele verfŸgbare HumankapitaltrŠger*innen mit den entscheidenden skills 

im Arbeitsmarkt geben, doch solange beispielsweise bestimmte Organisationen den Zugang 

zum internen Arbeitsmarkt kontrollieren oder der Zugang zu diesem Humankapital 

anderweitig institutionell begrenzt oder erschwert ist, sieht sich der Arbeitgeber einen 

faktischen Knappheit gegenŸber.  

Zugleich kann die politische …konomie des Arbeitsprozesses so gedeutet werden, dass eine 

gro§e Vielfalt unterschiedlicher TŠtigkeiten im Produktionsprozess die Entfremdung der 

ArbeitskrŠfte erhšht und eine gemeinsame politische Willensbildung erschwert. Dies ist 

beispielsweise eine prŠgnante Behauptung von Richard Edwards (1979), demzufolge die 

Segmentierung spŠtkapitalistischer ArbeitsmŠrkte unmittelbar im Interesse der Arbeitgeber 

ist, weil sie die gemeinsame Willensbildung der ArbeitskrŠfte verhindert. Besonders deutlich 

wird dies bei Samuel Bowles (1985: 17-18), der die seiner Ansicht nach bemerkenswerte 

ãteile-und-herrsche-StrategieÒ von Arbeitgebern folgenderma§en zusammenfasst: 

ã[I]t will generally be in the interest of capitalists to structure pay scales and the organization of 

the production process to foster divisions among workers, even to the extent of treating 

differently workers who are identical from the standpoint of their productive capacities.Ò 

Littler und Salaman (1982: 256) warnen davor, eine grundsŠtzlich berechtigte Kritik 

spŠtkapitalistischer Akkumulations- und KontrollverhŠltnisse zu einem konspirativen 

Funktionalismus auszuweiten, in welchem jedes einzelne Element kapitalistischer 

Entwicklung als detaillierter und gewollter Plan einer bestimmten, undifferenzierten 

ãkapitalistischen KlasseÒ (capitalist class; ebd.) gedeutet wird. Daher mŸssten derart radikale 

AnsŠtze sicherlich der Fragestellung gemŠ§ angepasst werden. Allerdings spricht schon 
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Robert Dahl ([1961] 1969) davon, dass SolidaritŠt (solidarity) mšglicherweise eine 

entscheidende Machtressource organisierter ArbeitskrŠfte darstellt. 

Je grš§er die †bereinstimmung zwischen den TŠtigkeiten unterschiedlicher ArbeitskrŠfte, 

desto grš§er ist das Potenzial einer gemeinsamen kollektiven Interessenvertretung. Dies 

liegt einerseits daran, dass sich aus geteilten Alltagserfahrungen, die aus 

Ÿbereinstimmenden TŠtigkeiten resultieren kšnnen, kollektive IdentitŠt ergeben kann 

(Christopherson/Storper 1989). Zu diesem mehr oder minder kulturellen Argument kommt 

zweitens, dass Šhnliche TŠtigkeiten die Vielfalt der Probleme verringern, Konflikte Ÿber die 

Salienz unterschiedlicher Fragen mindert und insgesamt die geschlossene organisationale 

Vertretung der Betroffenen erleichtert (Schmalz/Dšrre 2014; Streeck/Seglow/Wallace 1981). 

Levesque und Murray bezeichnen diese beiden Faktoren als (a) gegenseitige kognitive 

Identifikation der ArbeitskrŠfte und (b) organisationale Integration der kollektiven 

Interessenvertretung (2010: passim). Sie sehen hierin die beiden zentralen Faktoren in der 

Bestimmung gewerkschaftlicher Macht. Ebenso wie die bereits besprochenen strukturellen 

Machtressourcen ergeben sich die eben benannten Faktoren ebenfalls aus der Struktur des 

Produktionsprozesses. Die Unterschiede in den TŠtigkeiten innerhalb der Produktion werden 

dabei durch die verwendete Technologie bedeutend mitbestimmt (Gintis 1976). Wright 

(2000: passim) bezeichnet dabei Machtressourcen, die sich aus der kollektiven Organisation 

von ArbeitskrŠften ergeben, als assoziationale Machtressourcen (associational power 

resources). 

Es ist festzuhalten: Die in der Produktion angewandte Technologie beeinflusst die 

strukturellen und assoziationalen Machtressourcen der organisierten ArbeitskrŠfte, indem sie 

die Struktur des Produktionsprozesses und die Verteilung der skills auf die Positionen im 

Produktionsprozess mitbestimmt. Wrights (2000) Unterscheidung dieser beiden Arten von 

Machtressourcen ist dabei im Prinzip sehr intuitiv, weil er nichts anderes behauptet, als dass 

organisierte ArbeitskrŠfte ihr disruptives Potenzial (disruptive potential; Perrone 1984: 

passim) in industriellen Konflikten auf zweierlei Weise entfalten kšnnen: Erstens, indem viele 

ArbeitskrŠfte Ð sowie zweitens, indem wichtige ArbeitskrŠfte sich geschlossen verhalten. 

Somit nŸtzen Geschlossenheit wie auch Masse nichts, sofern die betreffenden ArbeitskrŠfte 

leicht zu ersetzen sind und entsprechend keine besondere AbhŠngigkeit seitens des 

Arbeitgebers besteht Ð ebenso wenig wie die Unentbehrlichkeit einer Gruppe von 

ArbeitskrŠften politisch ausgenutzt werden kann, solange diese Gruppe nicht zu einem 

Mindestma§ kollektiv organisiert ist und gemeinsame Forderungen vertritt.4 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
4 Es wŠre an anderer Stelle zu ergrŸnden, inwieweit das VerhŠltnis assoziationaler zu struktureller 
Macht eine AbwŠgung darstellt,  ob unterschiedliche Arten von Macht sich zu einem gewissen Grad 
!
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Wenn sich also unter anderem aus der eingesetzten Technologie die Machtressourcen der 

organisierten ArbeitskrŠfte ergeben, besitzt dies im nŠchsten Schritt auch erhebliche 

Bedeutung fŸr die politische …konomie des Arbeitsmarktes. Technologischer Wandel, also 

VerŠnderungen in der in der Produktion eingesetzten Technologie, kann sich unmittelbar in 

VerŠnderungen in den MachtverhŠltnissen am Arbeitsmarkt Ÿbersetzen. Die 

Machtressourcentheorie (Korpi/Shalev 1979; Korpi 1998) wŸrde davon ausgehen, dass sich 

allein aus den verŠnderten MachtverhŠltnissen schon das Potenzial fŸr VerŠnderungen in 

den Institutionen ergibt (vgl. Amable/Palombarini 2009). 

Bis hierhin war das Argument im Wesentlichen technikdeterministisch: VerŠnderungen in der 

Technologie verursachen VerŠnderungen in den sozialen Strukturen Ð hier ganz konkret: im 

institutionellen Rahmen des Arbeitsmarktes. Eine derart technikdeterministische Sichtweise 

wŸrde von verschiedenen Seiten mit dem Hinweis kritisiert werden, es sei zu erwarten, dass 

die spezifischen Bedingungen des Einsatzes der Technologie zum Objekt sozialer 

Aushandlung oder politischer Konflikte gemacht werden (Pinch 2008; Wajcman 2002). Der 

Sozialkonstruktivismus in der sozialwissenschaftlichen Technikforschung wŸrde also 

erwarten, dass politische Akteure sich, ausgehend von den Eigenschaften der Technologie 

im VerhŠltnis zu ihren Interessen, aktiv in Konflikte Ÿber die UmstŠnde der Anwendung der 

Technologie begeben. Wenn ihnen der Eindruck entsteht, ihre Machtressourcen wŸrden 

beeintrŠchtigt, werden sie wahrscheinlich versuchen, diese BeeintrŠchtigung zu 

kompensieren. UnabhŠngig davon wŸrde auch die politische …konomie nicht davon 

ausgehen, dass politische Akteure untŠtig VerŠnderungen in der Machtverteilung hinnehmen 

(Thelen/Steinmo 1992). Aus institutionalistischer Sicht interessiert dabei vor allem, welche 

Institutionen dabei bezogen auf diesen technologisch verursachten Prozess neu geschaffen 

oder verŠndert werden. 

Es wŠre also zu erwarten, dass die durch die VerŠnderungen der MachtverhŠltnisse 

betroffenen Akteure beginnen, ihre eigenen Machtressourcen einzusetzen um diesen 

Prozess zu beeinflussen und ihre eigenen Machtressourcen mindestens zu sichern. WorŸber 

allerdings kšnnen die Akteure konkret in Konflikt treten? Ein Blick auf den kausalen 

Zusammenhang verdeutlicht, dass grundsŠtzlich sowohl der Einsatz der Technologie selbst, 

als auch die Struktur des Produktionsprozesses sowie die sich ergebende Machtverteilung in 

Frage kommen, intentional beeinflusst und politisch neu reguliert zu werden. Hierin liegt also 

im Prinzip ein rekursives Element des zu untersuchenden Mechanismus, weil es ein 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
ausschlie§en oder wie sie ansonsten systematisch zusammenhŠngen (vgl. Wright 2000). 
GrundsŠtzlich wŠre anzunehmen, dass die fŸr die AusŸbung struktureller Macht nštige Spezialisierung 
und die fŸr die AusŸbung assoziationaler Macht notwendige Solidarisierung sich unter UmstŠnden 
gegenseitig beeintrŠchtigen. 
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wichtiger Teil des Mechanismus ist, dass die Akteure versuchen kšnnen, den Verlauf des 

Mechanismus selbst politisch zu regulieren. 

Der vorgeschlagene Mechanismus lŠsst sich also als aus drei Schritten bestehend 

darstellen, in denen bestimmte EntitŠten (relevante Akteure) AktivitŠten betreiben 

(Beach/Pedersen 2013; ãEntitŠtenÒ IN KAPIT€LCHEN, ãAktivitŠtenÒ unterstrichen): 

Schritt 1: Technologischer Wandel restrukturiert den Produktionsprozess. 

ARBEITSKR€FTE sind einfacher (schwerer) zu ersetzen. 

Schritt 2: RELEVANTE AKTEURE treten in politischen Konflikt Ÿber die Anwendung der 

Technologie und deren Folgen fŸr die MachtverhŠltnisse. 

Schritt 3: VerŠnderungen in den MachtverhŠltnissen und aktive Neuregulierungen 

durch die Akteure fŸhren zu institutionellem Wandel. DIE RELEVANTEN AKTEURE 

schaffen neue Institutionen und verŠndern bestehende. 

Diese Schritte des Mechanismus sind nun an Hand der konkreten Fragestellung in 

Hypothesen zu ŸberfŸhren, bevor anschlie§end nochmals die Randbedingungen (scope 

conditions) des Funktionierens des Mechanismus erlŠutert werden. 

2.4.2. Hypothesen  

Auf der Grundlage des eben skizzierten lassen sich jetzt auf den konkreten 

Forschungsgegenstand bezogene Hypothesen erarbeiten. ãHypothesenÒ meint deduzierte 

Hypothesen Ÿber das Vorhandensein der jeweils einzelnen Schritte des Mechanismus 

(Beach/Pedersen 2013: 38). 

Es herrscht im wesentlichen Einigkeit darŸber, dass dFBW die KommunalitŠt in 

Flugzeugflotten steigert. Verringerte Unterschiede in der Handhabung verschiedener 

Flugzeugmuster steigern die Ersetzbarkeit der ArbeitskrŠfte. MFF und CCQ sind hierbei 

unterschiedliche Konzepte zur Umsetzung dieser KommunalitŠt. Von dieser Tatsache 

ausgehend Ð davon, dass dFBW die Ersetzbarkeit der ArbeitskrŠfte steigert Ð, mŸssen die 

Hypothesen formuliert werden. Dabei ist diese PrŠposition bereits die erste Hypothese. 

Hypothese 1: Je grš§er der Anteil von Flugzeugmustern mit dFBW an der Flotte, desto 

leichter sind die ArbeitskrŠfte ersetzbar. 

Hiervon ausgehend und mit Blick auf das oben Geschriebene mŸssen zwei unmittelbare 

potenzielle Folgen fŸr die MachtverhŠltnisse am Arbeitsmarkt abgeleitet werden. Erstens, 

dass die strukturellen Machtressourcen der organisierten ArbeitskrŠfte abnehmen, sowie 
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zweitens, dass ihre assoziationalen Machtressourcen zunehmen. Die relevanten Akteure in 

der politischen …konomie des Arbeitsmarktes werden diese VerŠnderungen voraussichtlich 

nicht ohne weiteres hinnehmen, sondern sich in politischen Konflikt begeben, um sie in ihrem 

Interesse zu beeinflussen. Die organisierten ArbeitskrŠfte kšnnen ihre Machtressourcen 

einsetzen, um zu versuchen, institutionelle Regeln durchzusetzen, die das entstehende 

Defizit an strukturellen Machtressourcen kompensieren. Konkreter mŸssten dazu diese 

Institutionen die Ersetzbarkeit der ArbeitskrŠfte verringern, welche durch die technologischen 

VerŠnderungen beeintrŠchtigt wird. Nach allgemeinem Stand der Theorie in der 

vergleichenden politischen …konomie wŠren dies (a) Zugangsbarrieren zum internen 

Arbeitsmarkt des Betriebes, also beispielsweise gewerkschaftliche Mitbestimmungsrechte 

bei Einstellungsverfahren, besondere Lizenzierungsauflagen, sowie alle Regelungen, die das 

Skillmonopol der Gewerkschaft stabilisieren; und (b) zusŠtzlich auch Austrittsbarrieren wie 

KŸndigungsschutzregelungen. Zugangsbarrieren kšnnen sich aber, statt auf den Zugang 

zum internen Arbeitsmarkt an sich, auch auf einzelne TŠtigkeiten oder Erfahrungsstufen 

beziehen. Je strenger der Zugang zu bestimmten TŠtigkeiten oder zum internen Arbeitsmarkt 

des Betriebes insgesamt reguliert ist, desto weniger ArbeitskrŠfte kommen fŸr konkrete 

TŠtigkeiten in Frage und umso gro§er sind die strukturellen Machtressourcen derjenigen, die 

die TŠtigkeiten besetzen. Da die Ersetzung einer Arbeitskraft auch ihre Entlassung oder 

Versetzung von der aktuellen TŠtigkeit voraussetzt,  wirken auch Austrittsbarrieren wie 

KŸndigungsschutz grundsŠtzlich in diese Richtung, allerdings vor allem in dem Ma§e, wie sie 

nur den arbeitgeberseitig veranlassten Austritt beschrŠnken. Man kšnnte eventuell davon 

sprechen, dass die organisierten ArbeitskrŠfte nach institutionellen €quivalenten  zu den 

abnehmenden technologischen Grundlagen ihrer strukturellen Machtressourcen suchen 

werden. Von Arbeitgeberseite ist genau das Gegenteil zu erwarten. Vom Arbeitgeber wŠre 

nach Lage der Dinge zu erwarten, dass er seine Machtressourcen einsetzt in dem Versuch, 

institutionelle Regeln zu etablieren, die das vom technologischen Wandel ausgehend 

wachsende Potenzial der organsierten ArbeitskrŠfte einschrŠnken, assoziationale Macht 

aufzubauen. Hierbei ist also zu erwarten, dass folgende institutionelle Anpassungen im 

Interesse des Arbeitgebers liegen: Zunehmende institutionelle und regulative Segmentierung 

der ArbeitsmŠrkte (ãteile und herrscheÒ, siehe oben), organisationale Fragmentierung der 

kollektiven Interessenvertretung der ArbeitskrŠfte (das hei§t institutionell: Abbau 

formalisierter VertretungsansprŸche etablierter Arbeitnehmer*innen-VerbŠnde), 

Deregulierung der ArbeitsverhŠltnisse, Abbau von Wettbewerbsschranken im Arbeitsmarkt 

wie beispielsweise in Form erfahrungsgebundener Entgeltschemata. Je gebŸndelter der 

Vertretungsanspruch einer Organisation ist, desto effizienter sind die ArbeitskrŠfte kollektiv 

zu vertreten; je geringer die institutionell verursachte Arbeitsmarktsegmentierung ausfŠllt, 

desto grš§er ist die gegenseitige Identifikation und SolidaritŠt der ArbeitskrŠfte, und umso 
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geringer der Wettbewerb zwischen den ArbeitskrŠften, umso geschlossener sind sie kollektiv 

vertretbar.   

Man darf dabei nicht vergessen, dass institutioneller Wandel auch schon vor dem 

technologischen Wandel im Interesse beider Seiten gewesen sein dŸrfte. Konkreter dŸrfte 

der Arbeitgeber auch schon zuvor daran gearbeitet haben, mittels seiner Machtressourcen 

institutionelle Regeln zu etablieren, die die Macht der organisierten ArbeitskrŠfte reduzieren, 

und umgekehrt. Entscheidend ist vielmehr herauszuarbeiten, welche konkreten strategischen 

Schritte in diesem politischen Prozess erst durch die Effekte des technologischen Wandels 

verursacht wurden. 

Es folgt jedenfalls Hypothese 2, die folgenderma§en lautet: 

Hypothese 2: Als Folge der zunehmenden KommunalitŠt versuchen die organisierten 

ArbeitskrŠfte, institutionellen Wandel zu verursachen, der ihre strukturellen 

Machtressourcen erhŠlt, wŠhrend der Arbeitgeber nach institutionellem Wandel strebt, 

der die assoziationalen Machtressourcen der organisierten ArbeitskrŠfte reduziert. 

In einer machtbasierten Sichtweise ist nun bereits die Folgerung angelegt, dass es von den 

schon vorherrschenden MachtverhŠltnissen abhŠngt, wer sich und seine Interessen 

durchsetzen kann, und somit, wie der institutionelle Wandel letztlich verlŠuft. Wahrscheinlich 

setzt sich in den meisten FŠllen nicht etwa eine Seite vollstŠndig durch, sondern das 

institutionelle Ergebnis stellt einen komplexen politisch ausgehandelten Kompromiss dar. 

Mehr ist selbst unter den Bedingungen deterministischer Ontologie nicht vorher zu sagen. 

Das Ergebnis des politischen Konflikts ist somit an mehreren Stellen kontingent. 

GrundsŠtzlich aber lŠsst sich sagen: 

Hypothese 3: Je eher in den vorhandenen MachtverhŠltnissen die Machtressourcen 

des Arbeitgebers die der organisierten ArbeitskrŠfte Ÿberwiegen, desto eher wird der 

hier bedeutsame institutionelle Wandel zum Abbau von institutionellen Regelungen 

fŸhren, die den organisierten ArbeitskrŠften assoziationale Macht verschaffen, und 

desto weniger zu Schaffung von Regelungen, die die strukturelle Macht der 

ArbeitskrŠfte steigern. 

Somit ist der Mechanismus hypothetisch formuliert, der hier weiter getestet werden soll. 

Allerdings hŠngt das Funktionieren jedes Mechanismus davon ab, das bestimmte Rand- 

oder Rahmenbedingungen gegeben sind. Die Literatur bezeichnet diese Bedingungen als 

scope conditions (Beach/Pedersen 2016; Falleti/Lynch 2009: passim). Nur unter diesen 

Rahmenbedingungen fŸhrt das Vorhandensein der erklŠrenden Variablen zum Mechanismus 
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und zum entsprechenden Ergebnis (outcome). Diese Randbedingungen sind nun noch zu 

formulieren. 

2.4.3. Rahmenbedingungen des Mechanismus  

Eine zentrale Rahmenbedingung scheint hierbei zu sein, dass diejenigen Akteure, deren 

Machtressourcen durch den technologischen Wandel betroffen sind, auch tatsŠchlich 

diejenigen sind, die Einfluss auf die Institutionen der politischen …konomie des 

Arbeitsmarktes haben. Angenommen, die Arena des Konflikts Ÿber diese Institutionen wŠren 

nicht die Tarifverhandlungen der Tarifpartner, und sie wŸrden nicht in KollektivvertrŠgen 

formalisiert, sondern gesetzlich festgelegt und gesetzgeberisch verŠndert, dann liefe der 

Mechanismus anders ab. WŠren andere Akteure als die kollektiv organisierten ArbeitskrŠfte 

und der Arbeitgeber (oder ggf. ArbeitgeberverbŠnde) an der politischen Aushandlung 

beteiligt, mŸsste der Mechanismus theoretisch wenigstens um das VerhŠltnis zwischen den 

Interessen der durch den technologischen Wandel Betroffenen und der hinzutretenden 

einflussreichen, den Konflikt austragenden Akteure erweitert werden. Ein bestimmter Grad 

an Tarifautonomie ist also bedeutend fŸr das Funktionieren des Mechanismus in der hier 

vorgelegten Form. 

Wenn dies gewŠhrleistet ist, kommt hinzu, dass die Gruppe der in Schritt 1 durch den 

technologischen Wandel betroffenen ArbeitskrŠfte mšglichst mit der Gruppe Ÿbereinstimmen 

muss, die das Mandat fŸr den politischen Konflikt in den Schritten 2 und 3 erteilt. Andernfalls 

besitzt das durch den technologischen Wandel erzeugte Problem mšglicherweise nicht 

genug Salienz, um tatsŠchlich durch die Interessenvertretung der kollektiv organisierten 

ArbeitskrŠfte in einem politischen Konflikt verfolgt zu werden. Das Fehlen von Salienz wŸrde 

sich dabei zum Einen durch die FŠhigkeit der Pilot*innen zur Agendasetzung im VerhŠltnis 

zum Rest der Vertretenen begrŸnden, zweitens aber auch dadurch, dass durch den 

technologischen Wandel nur ein Bruchteil der strukturellen Macht der kollektiv organisierten 

ArbeitskrŠfte beeinflusst wird, da ja nur die Ersetzbarkeit einer Gruppe unter vielen zur 

Disposition steht. Selbiges gilt fŸr die assoziationale Macht, die sich ebenfalls nur auf die 

SolidaritŠt einer Untergruppe der kollektiv organisierten ArbeitskrŠfte bezieht. Ganz konkret 

formuliert: WŸrden Pilot*innen und andere in der Luftfahrt BeschŠftigte durch eine 

gemeinsamen Organisation vertreten, wŸrden die Folgen des technologischen Wandels fŸr 

die Pilot*innen nicht unbedingt zum Streitpunkt in den Tarifverhandlungen gemacht, sofern 

die Gruppe der Pilot*innen im VerhŠltnis zum Rest der Vertretenen eher klein ist. In diesem 

Fall ist es also sehr bedeutend, dass Pilot*innen in aller Regel in BerufsverbŠnden 

(ãSpartengewerkschaftenÒ; Kalass 2012; Lesch 2008) organisiert sind, mit bestimmter 

Wahrscheinlichkeit also alle Vertretenen Šhnlich von denselben Problemen betroffen sind. 
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BerufsverbŠnde (craft unions; span.: sindicatos de oficio) vereinen gro§e strukturelle Macht 

auf Grund der Position der Betroffenen im Produktionsprozess, wie €rzt*innen, 

ZugfŸhrer*innen, Pilot*innen Ð Keller (2008: 369) spricht von ãFunktionselitenÒ Ð  mit 

erheblicher assoziationaler Macht, die diese Gruppen auf Grund professioneller IdentitŠt 

aufbauen kšnnen. Letzteres bezeichnet Keller (2008: 369) als ãexklusive SolidaritŠtÒ. Diese 

ist aber wiederum umso besser politisch auszunutzen, je eher diese solidarische Gruppe mit 

einer Gruppe mit bedeutender struktureller Macht zusammenfŠllt. Dass dies im zu 

untersuchenden Sektor praktisch immer der Fall ist, weil dies die typische Organisationsform 

kollektiv organisierter Pilot*innen ist, fŸhrt dazu, dass sich Problemlagen ohne RŸcksicht auf 

andere Berufsgruppen, vor dem Hintergrund eines starken Berufsethos und gekoppelt mit 

ãfunktions-elitŠrerÒ struktureller Macht in politische Einflussnahme umwandeln 

(Harvey/Turnbull 2012). 

!  
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3.  Method ik, Fallauswahl und Datenerhebung  

Zu untersuchen ist der Mechanismus, Ÿber welchen technologischer auf institutionellen 

Wandel wirkt. Daher ist zunŠchst dieser Begriff noch prŠziser zu definieren. Dabei handelt es 

sich bei dem Begriff selbst wieder um eine technologische, sozusagen maschinelle 

Bezeichnung, durch die Anwendung welcher ein mechanisches und somit technologisches 

Denken sich offenbart. Nicht umsonst schreibt Jon Elster von ãSchrauben und MutternÒ (nuts 

and bolts; 1989) und andere Autor*innen von ãRadzŠhnen und ZahnrŠdernÒ (cogs and 

wheels; ebd.; Hedstršm/Ylikoski 2010) oder ãZahnrŠdernÒ (toothed wheels; Beach/Pedersen 

2013: 29). Darin Šu§ert sich mšglicherweise ganz praktisch wieder der unter anderem z."B. 

von Freyer ([1960] 1987) beschriebene diskursive Einfluss technologischen Denkens in 

beliebige, nicht unbedingt von sich aus technologische Bereiche der westlichen Welt. 

Jedenfalls transportiert der Begriff ein Konzept von Ursache und Wirkung. Aus der Definition 

eines Mechanismus in Verbindung mit der vorliegenden Forschungsfrage ergibt sich dabei 

die BegrŸndung fŸr das angemessene Forschungsdesign. 

3.1. ãMechanismusÒ-Konzept und Forschungsdesign  

Dieses Projekt versteht einen Mechanismus in †bereinstimmung mit verschi edenen 

Autorinnen und Autoren als ãendliche Anzahl kausaler VerbindungenÒ (ãfinite number of 

linksÒ; Elster 1989: 7) zwischen unabhŠngigen, oder erklŠrenden, und abhŠngigen Variablen. 

Genauer schreiben Hedstršm und Ylikoski (2010: Tab. 1; Hvhbg. i. O.) mit Bezug auf Elster 

(1989): 

ãA mechanism explains by opening up the black box and showing the cogs and wheels of the 

internal machinery. A mechanism provides a continuous and contentious chain of causal or 

intentional links between the explanans and the explanandum.Ò 

Sozialwissenschaftlich dient die Untersuchung von Mechanismen also einer bestimmten Art 

von ErklŠrung, die besonders nach der kausalen Verbindung zwischen einzelnen Schritten in 

sozialen Prozessen fragt. Die Autoren schreiben Ÿber diese so genannte ãMechanismus-

basierteÒ ErklŠrung (mechanism-based explanation; ebd.: passim) weiter (ebd.: 51; Hvhbg: 

FR): 

ã[A] mechanism has a structure. When a mechanism-based explanation opens the black box, it 

discloses this structure. It turns the black box into a transparent box (sic) and makes visible how 

the participating entities and their properties, activities, and relations produce the effect of 

interest.Ò 
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Mit anderen Worten, es geht darum, den Zusammenhang zwischen erklŠrenden und 

abhŠngigen Variablen mit begrŸndeten Aussagen Ÿber die Wirkweisen der erklŠrenden 

Variablen zu besetzen und die im Wirkungsprozess relevanten EntitŠten und ihre 

Eigenschaften bzw. deren VerŠnderungen zu untersuchen (Machamer et al. 2000). Beach 

und Pedersen (2013: 29) definieren EntitŠten (entities) folgenderma§en: 

ãEntities are the factors engaging in activities (the parts of the mechanism Ð i.e., toothed 

wheels), where the activities are the producers of change, or what transmits causal forces 

through a mechanism (the movement of the wheels).Ò 

Interessanterweise meinen die Autoren mit EntitŠten nach eigenen Angaben nicht zwingend 

nur Akteure und ihr Handeln, die vielleicht fŸr Theorien der politischen …konomie die 

offensichtlichsten EntitŠten wŠren (ebd.: 49): 

ãEntities can be individual persons, groups, states, classes, or structural phenomena.Ò  

Sie positionieren sich au§erdem zu der damit in Verbindung stehenden Frage, ob 

Mechanismen nur auf der Mikroebene stattfinden kšnnen (Hedstršm/Ylikoski 2010) oder sich 

auch ohne weiteres auf Makroebene vollziehen kšnnen (Mayntz 2004) zurŸckhaltend. Ihnen 

zu Folge gibt es keinen logisch zwingenden Grund, sich voreilig zu dieser Frage zu 

positionieren (Beach/Pedersen 2013: 32). Und letztlich erscheint es auch aus der 

Perspektive dieses Projekts fraglich, warum nicht Konstellationen auf Makroebene kausal 

miteinander verbunden sein kšnnen.  

Es ist folglich zum Zweck einer Mechanismus-basierten ErklŠrung nicht nur zu zeigen, dass 

die erklŠrenden auf die abhŠngigen Variablen wirken, sondern es geht vielmehr darum zu 

begrŸnden, wie sie wirken und warum (Gerring 2007b). (Hieraus ergeben sich dabei auch 

Aussagen, wie sie nicht wirken und warum nicht.) Gerring schreibt, es gehe also um die 

ãgenerative KomponenteÒ eines kausalen Arguments, und bezieht sich dabei darauf, dass 

erklŠrt werden  muss, wie genau der Wert in einer Variablen den Wert in einer anderen 

hervorbringt, also generiert. Das Ergebnis ist die Erkenntnis Ÿber die Struktur des 

Mechanismus. Die Notwendigkeit, soziale Prozesse auf ihren Mechanismus zu untersuchen 

und diesen zu begrŸnden, ergibt sich allein schon daraus, dass verschiedene PhŠnomene 

unterschiedlich miteinander zusammenhŠngen, Šhnliche Prozesse also unter kausalen 

Gesichtspunkten všllig unterschiedlich beschaffen sein kšnnen (Gerring 2007b; Elster 1989). 

€quifinalitŠt (equifinality; bspw. Gerring 2005: 164), also der ergebnisgleiche Verlauf 

unterschiedlicher kausaler Mechanismen, ist nur eines der bedeutendsten Beispiele, bei 

denen eine Untersuchung des Mechanismus fŸr ein vollstŠndiges kausales VerstŠndnis des 

Untersuchungsobjekts nštig ist. Die eigentliche zufriedenstellende oder ãvollstŠndigeÒ 
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wissenschaftliche ErklŠrung (complete explanation; Kiser/Hechter 1991: 5) besteht darin, die 

tatsŠchliche BegrŸndung fŸr einen Zusammenhang gefunden zu haben (Mayntz 2004). 

Zwar ergŠnzt diese Herangehensweise erstens substanziell andere Untersuchungsweisen, 

in denen diese BegrŸndung fehlt, weil kausale ErklŠrungen lediglich auf statistisch 

nachgewiesenen Kovarianzen beruhen (Mayntz 2004; Mahoney 2001). Mit anderen Worten 

(Gerring 2010: 1500; Hvhbg: FR): 

ãResearchers schooled in the maxim that Ôcorrelation is not causationÕ now think carefully about 

the generative component of an argument Ð the pathway(s) through which X might affect Y.Ò 

Auf statistischen Kovarianzen beruhende Untersuchungen sind aber nicht allein betroffen. 

Die durch eine Mechanismus-basierte ErklŠrung zu schlie§ende BegrŸndungslŸcke existiert 

gleicherma§en auch bei der Vergleichenden Methode (Comparative Method; siehe Smelser 

2003, 1976, 1967; Collier 1993; Ragin 1987; Teune 1975; Lijphart 1975, 1971; Sjoberg 1970; 

Mill [1888] 1970) bei der ebenfalls in erster Linie gezeigt wird, welche Variablen kausale 

Bedeutung besitzen, aber nicht empirisch ŸberprŸft wird, wieso (Levy 2008: 11) Ð sowie aus 

denselben GrŸnden auch vergleichende mengentheoretische Verfahren wie die QCA 

(Beach/Pedersen 2013: 27-28; Schneider/Rohlfing 2013; zur Methode siehe 

Schneider/Wagemann 2012; Rihoux/Ragin 2009).  

Ein Mechanismus ist demnach alles andere als lediglich eine Kette intervenierender 

Variablen (Beach 2013; Beach/Pedersen 2013; Hall 2013), anders als beispielsweise bei 

King, Keohane und Verba (1994) oder bei Opp (2005: 166). Letzterer vertritt die Ansicht, 

dass ãif there is a relationship between variables and if at least one intervening variable is 

specified an explanation by mechanism is given.Ò Gerring (2007b: 163) bezeichnet dies auch 

als die ãKern- oder MinimaldefinitionÒ (core or minimal definition) des Begriffs 

ãMechanismusÒ. Diese Sichtweise ist dabei durchaus verbreitet, wie Mahoney (2001) zeigt, 

hierin wŸrde aber genau die spezifische BegrŸndung des Wie und Warum des Wirkens 

(Beach/Pedersen 2013: 33) der erklŠrenden und intervenierenden Variablen gŠnzlich fehlen 

und eine genauere BegrŸndung des Gesamtzusammenhangs ist nicht mšglich. Mahoney 

(2001: 578) erklŠrt hierzu: 

ã[W]hile the notion of mechanism as intervening variables is useful, this definition unfortunately 

does not go beyond correlational assumptions. Causal mechanisms as intervening variables 

must be identified and analyzed with correlational tools. Indeed, a variableÕs status as 

ÒmechanismÓ as opposed to an Òindependent variableÓ is arbitrary. With this definition, then, a 

correlation is ÒexplainedÓ simply by appealing to another correlation of unobserved variables.Ò 
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Anders ausgedrŸckt, mit dieser oder einer vergleichbaren Sichtweise verschiebt man die von 

vielen Forschenden als black box bezeichnete kausale ErklŠrungslŸcke zwischen Beginn 

und Ende des Mechanismus Ð also zwischen erklŠrender und abhŠngiger Variable Ð lediglich 

auf einen oder mehrere Zwischenschritte des Mechanismus, also den Zusammenhang 

zwischen zwei intervenierenden Variablen (Beach 2013). Beach (2013) zitiert hingegen 

David Waldner (2012: 18), der schreibt: ãMechanisms explain the relationship between 

variables because they (the mechanisms; d. Verf.) are not variablesÒ. In diesem Projekt geht 

es nicht darum, intervenierende Variablen zu benennen und ihre Kovarianz mit kausal 

vorausgehenden und darauf folgenden Variablen zu messen, sondern um eine substanzielle 

ErklŠrung des kausalen Verlaufs. Somit wird hier von der oben gelieferten Definition eines 

Mechanismus ausgegangen.  

Grundlage dieser Mechanismus-basierte Argumentationsweisen ist eine deterministische 

Ontologie (siehe insbesondere Beach/Pedersen 2013: 26-28; vgl. Gerring 2008). Sie ist 

Ÿbrigens dabei von derjenigen deterministischen Ontologie zu unterscheiden, fŸr die weite 

Kreise institutionalistischer Forschung kritisiert wurden (Crouch 2005), was sich auf die 

ontologische Frage bezog, wie weit Akteurshandeln durch soziale Institutionen ãdeterminiertÒ 

wird. In der vorliegenden Frage geht es hingegen darum, dass ein Element des 

Mechanismus das nŠchste kausal determiniert. Das hei§t, die Anwesenheit einer 

hinreichenden kausalen Bedingung fŸr ein Ereignis fŸhrt immer zum Auftreten dieses 

Ereignisses, so wie die Abwesenheit einer notwendigen Bedingung ausnahmslos das 

Ergebnis ausbleiben lŠsst (Beach/Pedersen 2013: 27; Collier et al. 2004). Mahoney (2008: 

420) schreibt zu dieser deterministischen Ontologie: ã[R]andomness and chance appear only 

because of limitations in theories, models, measurement, and data.Ò 

Im Gegensatz dazu wŸrde eine probabilistische Herangehensweise lediglich davon 

ausgehen, dass ein bestimmtes Element des Mechanismus dem kausal folgenden eine 

bestimmte Wahrscheinlichkeit zuweist (Gerring 2008: 170), was auf die Behauptung 

hinauslŠuft, dass der Mechanismus, unendlich oft durchgefŸhrt, in unterschiedlicher 

HŠufigkeit jeweils den unterschiedlichen Mšglichkeiten entsprechend verliefe. Ein konkreter 

empirischer Fall erscheint dann nur als ein zufŠlliger dieser stochastisch unendlich vielen 

FŠlle und ist mit dieser Sichtweise nicht zufriedenstellend zu erklŠren (Beach/Pedersen 

2013: 28; Mahoney 2008). Zumindest, solange man nicht konkret benennt, wieso dieser 

konkrete empirische Fall seine aktuellen Eigenschaften aufweist, woran also sich der Verlauf 

in die eine oder andere Richtung entscheidet Ð was genau genommen wiederum ein 

deterministisches Argument hinsichtlich einer Drittvariablen darstellt. GrundsŠtzlich, so 

Beach und Pedersen (2013: 28), kann ein kausaler Mechanismus nur vor dem Hintergrund 

einer deterministischen Ontologie untersucht werden. 
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ZunŠchst ist jedenfalls festzustellen, dass der Mechanismus, Ÿber welchen technologischer 

auf institutionellen Wandel wirkt, nur mit einem LŠngsschnittdesign untersucht werden kann. 

Dies ergibt sich praktisch automatisch aus der prozesshaften Natur des Mechanismus 

(Mayntz 2004). Systematisch fallvergleichende oder Querschnittsdesigns kommen nicht in 

Frage. Hinzu kommt, dass der Mechanismus mit maximaler Detailgenauigkeit zu 

untersuchen ist. Allein aus dieser Notwendigkeit grš§tmšglicher Genauigkeit ergibt sich, 

dass es opportun ist, in einer Einzelfallstudie einen einzigen gut ausgewŠhlten Fall zu 

untersuchen. Daraus wiederum wŠren anschlie§end mšglicherweise generalisierbarere 

Propositionen zu entwickeln (Blatter/Haverland 2012: 31-32). Mit Gerrings Worten (2010: 

1502; Hvhbg. i. O.):  

ãEven if the immediate focus of a study rests on a single case, the theoretical interest is on a 

larger class of cases.Ò 

Verschiedene Autor*innen haben die Notwendigkeit gesehen, Varianten von Fallstudien zu 

typologisieren (Levy 2008; Eckstein 1975; Lijphart 1971). Das Ergebnis ist aber bisweilen, 

dass der Versuch, trennscharfe und zugleich erschšpfende Typologien und Nomenklaturen 

fŸr Fallstudien zu entwickeln, dazu gefŸhrt hat, zu Ÿberdecken, dass es in erster Linie darauf 

ankommt, das Forschungsinteresse und die Fallauswahl wissenschaftlich sinnvoll in 

Einklang zu bringen. Mit anderen Worten, es dŸrfte weniger wichtig sein, dass eine 

tatsŠchliche Fallstudie sich gemŠ§ dieser Typologien benennen lŠsst, als dass sie vielmehr 

dem Sinn und Ziel der Untersuchung bestmšglich dient. In Bezug auf das vorliegende 

Projekt wird Weiteres im Abschnitt zur Fallauswahl erlŠutert. 

3.2. Untersuchungsmethode  

Es ist also eine Mechanismus-basierte ErklŠrung zu liefern, wie technologischer Wandel auf 

institutionellen Wandel wirkt. Dies hat in einer detaillierten Weise zu geschehen, die prŠzise 

die am Mechanismus beteiligten EntitŠten und ihre Eigenschaften untersucht und dabei 

begrŸndet, wie und warum ein Element des Mechanismus auf das nŠchste wirkt. 

3.2.1. Process Tracing  

Es ergibt sich hieraus direkt das methodische Desiderat (Checkel 2006: 363): 

ãTo study such mechanisms, we must use a method of process tracing.Ò 

Process Tracing, mangels einer Ÿberzeugenden †bersetzung ins Deutsche auch weiterhin 

so bezeichnet, stellt nach Ansicht einer ganzen Reihe von Autoren und Autorinnen die 

Methode der Wahl zur †berprŸfung kausaler Mechanismen dar (Beach/Pedersen 2013; 
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Mahoney 2012, 2004; Levy 2008; George/Bennett 2005). Es existieren hierbei 

unterschiedliche Varianten dieser Methode, die zum Teil fŸr sehr verschiedene 

Forschungszwecke dienlich sind (Kay/Baker 2015; Kittel/Kuehn 2013). 

Peter Halls (2013; 2008) systematische Prozessanalyse (systematic process analysis) kann 

dann eingesetzt werden, wenn Ÿber den Kausalmechanismus innerhalb des 

Zusammenhangs zwischen kovarianten erklŠrenden und abhŠngigen Variablen 

konkurrierende Hypothesen bestehen Ð wenn also im Wesentlichen die Kovarianz 

nachgewiesen ist, aber Ÿber die kausale Wirkungsweise (ãcausal chainÒ; Hall 2008: 27) keine 

empirische Klarheit besteht. Der Zweck dieser Methode ist dabei insbesondere ãto test one 

theory against anotherÒ (ebd.). Diese Variante ist allerdings nicht nŸtzlich fŸr das vorliegende 

Projekt, weil es hier nicht in erster Linie darum geht, konkurrierende ErklŠrungsansŠtze 

gegeneinander zu testen. 

Analytische Narrative (analytic narratives) sind dazu geeignet, im spieltheoretischen 

Zusammenhang den prognostizierten oder hypothetischen Verlauf von Mehrrundenspielen 

nachzuvollziehen (Levi 2002; Bates et al. 2000, 1998). Der Ursprung dieser Methode ist vor 

allem in der Institutionenškonomik in der Tradition von Douglass C. North zu finden (Levi 

2002).5 Analytische Narrative dienen vor allem dazu, strategische Entscheidungen von 

Akteuren in kausalen Zusammenhang zu setzen und so den Verlauf und das Ergebnis eines 

Mehrrundenspiels zu erklŠren. Sie beruhen dabei auf vergleichsweise strengen 

Vorannahmen an rationale Wahlhandlungen und benštigen in der Regel ein formalisiertes 

Mehrrundenspiel als Untersuchungsgrundlage. Das vorliegende Projekt ist nicht als 

Mehrrundenspiel konzipiert oder formalisiert, obgleich natŸrlich strategische Gesichtspunkte 

grundsŠtzlich eine theoretische Rolle spielen. Insbesondere aber beruht es auf einer an den 

Machtressourcen ausgerichteten Analyse des zu untersuchenden Prozesses, die sich 

gerade als Alternative zu rein mikroškonomischen Herangehensweisen prŠsentiert. Nach 

Hall (2013) wŠre es ohnehin an eine ganze Reihe von Bedingungen und Vorannahmen 

gebunden, davon auszugehen, kausale Mechanismen lie§en sich endgŸltig auf einzelne 

rationale Wahlhandlungen zurŸckfŸhren. 

Die ErwŠhnung dieser weit verbreiteten Formen von Process Tracing diente nur der kurzen 

Abgrenzung zum tatsŠchlich hier durchgefŸhrten Verfahren. Daneben existieren allerdings 

weitere Varianten der Methode, die sich weniger in den formalen Bedingungen ihrer 

konkreten DurchfŸhrung als in ihrem Zweck in Relation zum Forschungsinteresse 

unterscheiden. Zum einen kšnnen mittels Process Tracing detaillierte, aber deskriptive 

Narrative eines Prozesses angelegt werden. Dieser Zweck von Process Tracing erlaubt an 
!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
5 Nicht umsonst ist das Standardwerk (Bates et al. 1998) North gewidmet. 
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sich keine analytischen RŸckschlŸsse auf die GŸltigkeit von theoretischen ErklŠrungen und 

ist deswegen teils umstritten (Beach/Pedersen 2013), teils auch anerkannt (George/Bennett 

2005). Des Weiteren unterscheiden Beach und Pedersen (2013) zwischen theoriebildendem 

(theory-building), theorietestendem (theory-testing) und ergebniserklŠrendem (outcome-

explaining) Process Tracing. 

Im letzten Fall besteht das Forschungsziel darin, in einem konkreten empirischen Fall das 

Ergebnis oder ein Ereignis kausal umfassend zu erklŠren, was unter anderem zu bedingt 

fallgebundenen ErklŠrungen fŸhren wird (ebd.). Die beiden anderen Varianten arbeiten beide 

mit generalisierbaren Hypothesen, wobei das theoriebildende Process Tracing einer eher 

induktiven und das theorietestende Process Tracing einer eher deduktiven 

Herangehensweise nŸtzen (Checkel/Bennett 2015). Es ist anzumerken, dass Beach und 

Pedersen selbst ausdrŸcklichen Wert auf die Feststellung legen, dass gleicherma§en im 

theorietestenden Process Tracing auch induktive Elemente der lernenden RŸckwirkung auf 

die Theorie zu finden sind, wie auch im theoriebildenden Verfahren deduktive Elemente 

logischen Denkens und der Anwendung von Vorwissen. Theoriebildendes Process Tracing 

versucht also aus den empirischen Daten systematisch generalisierbare Hypothesen Ÿber 

den Zusammenhang zwischen den interessierenden Variablen zu generieren (vgl. 

Eisenhardt/Graebner 2007; Eisenhardt 1989). In dieser angestrebten Generalisierbarkeit 

liegt auch der substanzielle Unterschied zum ebenfalls durchaus induktiven 

ergebniserklŠrenden Process Tracing. Das theorietestende Process Tracing schlie§lich wird 

in diesem Projekt angewandt und daher nun genauer beschrieben. 

Theorietestendes Process Tracing ist unter anderem dann angebracht, wenn begrŸndete 

Theorien Ÿber den Zusammenhang zwischen den Variablen bestehen und nun geklŠrt 

werden soll, welcher empirische Zusammenhang vorliegt (Beach/Pedersen 2013: 146). Die 

Autoren gehen offen damit um, dass das die Frage einschlie§t, ob jenseits von Theorie 

empirisch Ÿberhaupt ein Zusammenhang nachweisbar ist. Genau dieser Zustand ist im 

vorliegenden Projekt gegeben. Beach und Pedersen schreiben (2013: 56): 

ãIn theory-testing process-tracing, we know both X and Y, and we either have existing 

conjectures about a plausible mechanism or are able to deduce one relatively easy from 

existing theorization. [!] Conceptualization in theory -building process-tracing starts as a 

deductive exercise. Using logical reasoning, we formulate a plausible causal mechanism 

whereby X contributes to producing Y, along with the context within which we expect it to 

operate.Ò 

Oben wurden aus mehreren AnsŠtzen gerade diese notwendige Theorie als 

Grundvoraussetzung der Methode formuliert und Hypothesen vorgelegt. 
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Alle Varianten der Methode stimmen im Wesentlichen darin Ÿberein, dass der kausale 

Mechanismus, der verstanden und begrŸndet werden soll, beobachtbar gemacht werden 

muss. Dazu sind empirische Beobachtungen zu formulieren, die jeweils einzelnen Elementen 

des Mechanismus entsprechen. Beach und Pedersen sprechen von empirischen 

Manifestationen (empirical manifestations; 2013; passim) des eigentlichen Mechanismus, 

sehr hŠufig werden sie aber auch etwas genauer als Kausalprozessbeobachtungen (causal 

process observations; CPOs) bezeichnet (Mahoney 2012, 2010; Collier 2011; Collier et al. 

2004a). Diese Beobachtungen sind nun fŸr das vorliegende Projekt zu vorzuverfassen. 

3.2.2. Causal Process Observations (CPOs)  

Im Idealfall sind Beobachtungen zu formulieren, die das Vorhandensein des (jeweiligen 

Elements des) Mechanismus eindeutig implizieren, fŸr deren empirisches Auftreten das 

Ablaufen des Mechanismus also notwendig ist. Dabei ist einiger Pragmatismus angebracht, 

weil genau genommen dieses VerhŠltnis von CPOs zum dahinter liegenden Mechanismus 

selbst wieder hypothetischer Natur ist. Daran, ob und wie die CPOs im untersuchten Prozess 

empirisch auftreten (und ggf. welche CPOs alternativer Mechanismen beobachtbar sind), 

kann dann bemessen und beurteilt werden, inwieweit der zu erwartende Mechanismus 

tatsŠchlich vorliegt (Mahoney 2010). Manche Mechanismen sind nicht unbedingt einfach zu 

beobachten, es kšnnen also keine CPOs direkt benannt werden. Dies kann beispielsweise 

daran liegen, dass bestimmte Konzepte schwer operationalisierbar sind. Dann ist der 

Mechanismus nicht als solcher beobachtbar. Manche Autor*innen gehen davon aus, dass 

dies generell der Fall ist (George/Bennett 2005; Mahoney 2001), andere bestehen wiederum 

darauf, dass dies nicht ohne weiteres anzunehmen ist (Beach/Pedersen 2013). Ungeachtet 

dieser Grundsatzfrage sind dann an Stelle von CPOs so gut wie mšglich beobachtbare 

Implikationen (observable implications) zu formulieren, deren Vorhandensein dann zwar 

nicht der direkten Beobachtung des Mechanismus entspricht, aber RŸckschlŸsse darauf 

zulŠsst (Beach/Pedersen 2013). Jedenfalls bleibt die praktische Herangehensweise 

unverŠndert: an Hand von Beobachtungen darauf zu schlie§en, ob und wie der jeweilige 

Mechanismus vorhanden ist. Es Šndert sich auch daran nichts, dass das Ziel sein sollte, eine 

bestmšgliche Operationalisierung zu erreichen (ebd.: 43-44). Aus diesem Grund wird im 

Folgenden der Einfachheit halber nur noch von CPOs gesprochen, wenn die empirischen 

Hinweise auf das Vorhandensein des Mechanismus gemeint sind. 

Im vorliegenden Fall ist der Mechanismus in drei Hypothesen unterteilt, die jeweils fŸr einen 

kausalen Schritt innerhalb des Mechanismus stehen. Dies entspricht der durch Beach und 

Pedersen (2013) geforderten Untersuchungsweise. HierfŸr sind nun die eben diskutierten 

CPOs zu formulieren, wobei Kittel und Kuehn (2013) darauf hinweisen, dass dies nicht 
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immer einfach ist. Die folgende Tabelle gibt die CPOs gemŠ§ der Herangehensweise von 

Beach und Pedersen (2013) wieder.  

Tabelle 2: Causal Process Observations  
EntitŠt  AktivitŠt  CPO 
ArbeitskrŠfte sind leichter zu 

ersetzen 
Messbar geringere Transaktionskosten 
Messbar geringere OpportunitŠtskosten 
Steigerung der Arbeitsmarktfluktuation 

Relevante 
Akteure 

treten in politischen 
Konflikt Ÿber die 
Technologie 

Akteure thematisieren den technologischen 
Wandel 

Organisierte ArbeitskrŠfte mobilisieren mit diesem 
Thema 

Akteure deuten die Technologie im VerhŠltnis zu 
ihren Machtressourcen 

Akteure widersprechen der Deutung der 
Technologie des jeweils Anderen 

Akteure versuchen, Konzessionen zu Gunsten 
der Regulierung der Technologie und zu 
Lasten anderer Themen zu erstreiten 

Relevante 
Akteure 

schaffen neue 
Institutionen und 
verŠndern 
bestehende 

Akteure streben nach neuer Regulierung 
Akteure passen Regeln an 
Akteure definieren neue Regeln 
 

 

Wichtigstes Element ist hierbei, dass zu zeigen ist, dass die relevanten Akteure im zweiten 

Schritt auch tatsŠchlich auf die Technologie und ihren Wandel Bezug nehmen. Dies ist nštig, 

um den notwendigen Einfluss des technologischen Wandels auch tatsŠchlich zu zeigen. 

Selbiges gilt dafŸr, zu zeigen, dass im dritten Schritt der institutionelle Wandel auch im 

Zusammenhang mit dem technologischen Wandel steht. Nur so kann nachgewiesen werden, 

wie das Eine generativ auf das Andere wirkt. 

Nachdem die Methode erlŠutert und ihre Anwendung vorbereitet worden ist, geht es nun 

darum, eine angemessene Fallauswahl zu treffen. 

3.3. Fallauswahl  

3.3.1. Auswahlmethode  

Das Auswahlverfahren der Einzelfallauswahl (case selection technique, oder 

zweckrationaler: case selection strategy; Seawright/Gerring 2008: passim)  muss unter 

anderem garantieren, dass die Ausgangsbedingungen des zu untersuchenden Mechanismus 

vorhanden sind. Mit anderen Worten, die Fallauswahl muss garantieren, dass in der 

Ausgangsvariable ausreichend ãkausale EnergieÒ (Kittel/Kuehn 2013: 4) vorhanden ist, die 

den erwŸnschten, zu beobachtenden Mechanismus hervorruft. Ist dies nicht garantiert, kann 

der Mechanismus nicht empirisch beobachtet und die Beobachtung nicht mit den 

hypothetischen Erwartungen verglichen werden. Wenn kaum Vorwissen Ÿber den Effekt der 
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erklŠrenden Variable, hier: des technologischen Wandels, besteht, ist es aber praktisch 

unmšglich zu bewerten, ab welchem Schwellenwert oder unter welchen Bedingungen ein 

Einsetzen des Mechanismus  zu erwarten ist oder nicht. Dies ist hier gegeben, denn mit dem 

bestehenden Forschungsstand ist es nicht ohne weiteres abzuschŠtzen, ab welchem Anteil 

AIRBUS-Technologie an einer Gruppe von Flugzeugen und unter welchen 

Nebenbedingungen von einem bedeutenden Ma§ an KommunalitŠt ausgegangen werden 

kann derart, dass der zu untersuchende Mechanismus in Gang gesetzt wird. 

In einer Situation geringen Vorwissens empfiehlt John Gerring (2001: passim) die Auswahl 

eines extremen Falls (extreme case), in welchem die entscheidende Variable praktisch všllig 

zweifelsfrei gegeben ist (Levy 2008: 7). Er schreibt: 

ãConsider cases A, B, C, D, E, F, and G, which vary along dimension X. Let us say that A, B, C, 

D, E, and F, vary minimally, whereas G exemplifies an extreme value (either Ôpositive or 

ÔnegativeÕ). Ceteris paribus, G will be the most useful case for in-depth analysis. [!] Extreme 

cases are particularly useful when a phenomenon is difficult to operationalize. If we cannot 

measure X with accuracy and precision, we are on particularly unstable ground in examining 

cases A, B, C, D, E, and F. With G, however, we can assert with some assurance that 

something happened. It is a clear ÔyesÕ oder ÔnoÕ, and therefore worthwhile contemplating for 

underlying relationships.Ò 

Seawright und Gerring (2008: 302) fŸgen hinzu: ãIndeed, the extreme case method often 

serves as an entrŽe into a subject, a subject which is subsequently interrogated with a more 

determinate (less openended) method.Ò €hnlich argumentiert Flyvberg (2006). Es ist davon 

auszugehen, dass Gerring und Seawright sich auf die erklŠrende Variable in einem 

Forschungsdesign beziehen. Eine Extremfallauswahl auf einer abhŠngigen Variablen 

hingegen muss keineswegs fŸr eine detaillierte Einzelfalluntersuchung optimal sein. Im 

Gegenteil, sie verursacht womšglich nach Ansicht einiger Auto*innen einen Auswahl-Bias 

(selection bias; Collier/Mahoney 1996; Geddes 1990; siehe aber Collier et al. 2004b). 

So Ÿberzeugend Gerrings (2001) Argumentation fŸr die Auswahl eines extremen Falls unter 

(a) den Bedingungen geringen Vorwissens und (b) zur Sicherstellung des Vorhandenseins 

der erklŠrenden Variablen ist, so Ÿberraschend und unerwartet ist es, dass Seawright und 

Gerring (2008: 297) extreme FŠlle nicht nur als ãextremÒ, sondern auch als ãungewšhnlichÒ, 

und zwar ãungewšhnlich hinsichtlich einer univariaten VerteilungÒ (unusual relative to some 

univariate distribution) definieren. Selbiges ist auch bei Flyvberg (2006) zu finden. Dies ist 

angesichts Gerrings (2001) eigener Gedanken sehr Ÿberraschend. Erstens impliziert 

Gerrings ursprŸngliches, oben wšrtlich zitiertes Argument hierbei vielmehr, dass ein 

extremer Fall ãextremÒ hinsichtlich der theoretisch mšglichen, nicht der empirisch 

vorhandenen AusprŠgungen der in Frage stehenden Variablen ist. Zweitens sagt diese 
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Fallauswahlstrategie nichts Ÿber die HŠufigkeit oder Seltenheit dieses extremen Werts in der 

Auswahl- oder Grundgesamtheit aus. Es kšnnten schlie§lich auch viele oder fast alle 

empirischen FŠlle eines Falluniversums den oben geforderten extremen Wert einer 

ansonsten vorŸbergehend schwer zu bewertenden Variablen besitzen und es ist nicht 

ersichtlich, wie die HŠufigkeit dieses Werts mit diesem Anspruch an die Fallauswahl 

interferieren sollte. Die eben umrissene Extremfallauswahl ist nun anzuwenden. 

3.3.2. Falluniversum (Grundgesamtheit)  

ZunŠchst ist das fŸr diese Untersuchung relevante Falluniversum (universe of cases; z.B. 

Geddes 1990) oder die Grundgesamtheit der Auswahl zu benennen 

Das Projekt befasst sich im weiteren Sinne mit der Liberalisierung des Luftfahrtsektors, 

womit genauer gesagt die Deregulierung und Privatisierung der zivilen Luftfahrt 

insbesondere in Nordamerika und Westeuropa gemeint ist (OÕReilly/Stone Sweet 1998). 

Diese Liberalisierung bildet den Kontext der hier zu untersuchenden Prozesse. Dabei ist 

eines der entscheidenden Argumente fŸr die Steigerung der KommunalitŠt in den Flotten von 

Netzwerkcarriern gerade in der Konkurrenz durch Billigfluggesellschaften zu suchen, fŸr 

deren Entstehen wiederum die Deregulierung notwendige Voraussetzung war. Zwar bilden 

Nordamerika und Westeuropa dabei nicht schon immer den einheitlichen regulativen Raum, 

den die Open-Skies-Abkommen (Woll 2012, 2006) derzeit schrittweise schaffen, aber 

zwischen diesen Regionen besteht der grš§te gegenseitige regulative Einfluss und 

Regulierungen diffundieren schnell innerhalb der einzelnen regulativen territorialen 

ZustŠndigkeitsbereiche. Auch der Wettbewerb zwischen Fluggesellschaften aus diesen 

Regionen ist mehr oder weniger integriert. 

Zweitens befasst sich das Projekt mit Passagierfluggesellschaften. Dabei handelt es sich um 

die ehemaligen, prestigetrŠchtigen Staatsfluggesellschaften inklusive ihrer seit der Senkung 

von Markteintrittsbarrieren entstandenen Konkurrenz. Sie bilden einen integrierten Markt, der 

hier untersucht werden soll. Ob die hierbei gewonnenen Erkenntnisse auch auf 

Frachtfluggesellschaften Ÿbertragen werden kšnnen, die všllig andere kommerzielle 

Konzepte verfolgen und auf vollkommen anderen MŠrkten konkurrieren, kšnnte 

anschlie§end geklŠrt werden. 

Nicht zuletzt besteht aus technologischer Sicht die Innovation von dFBW darin, 

Flottensegmente technologisch zu integrieren. Mit anderen Worten, die KommunalitŠt 

innerhalb von Flottensegmenten war schon ohne dFBW technologisch weitestgehend 

maximierbar, in der Mittelstrecke noch stŠrker als auf der Langstrecke dank der 

€hnlichkei ten sowohl in AIRBUSÔ A320-Familie wie in Boeings 737-Serie. Jedenfalls ist der 
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Einfluss von dFBW nur dann ermittelbar, wenn eine Fluggesellschaft untersucht wird, die 

zumindest theoretisch die Grundlagen besitzt, gerade die sich aus dieser Technologie 

ergebende KommunalitŠt umzusetzen. Dazu benštigt die auszuwŠhlende Fluggesellschaft 

sowohl ein Mittel- als auch ein Langstreckensegment. 

Die Grundgesamtheit besteht zunŠchst aus allen Fluggesellschaften aus den USA und dem 

EWR inkl. Kroatiens sowie zusŠtzlich aus Kanada, als einem der wichtigsten Partner der 

USA und wichtigen Partner der EU, und nicht zuletzt aus der Schweiz, die gemŠ§ einem 

partial integration agreement mit der EU Teil des europŠischen Binnenmarktes fŸr 

Luftfahrtdienstleistungen ist (Breitenmoser 2003). FŠlle aus den grundsŠtzlich zur European 

Common Aviation Area (ECAA) gehšrenden Staaten SŸdosteuropas Ð wie z."B. Serbien, 

Albanien oder Kosovo Ð werden nicht einbezogen, weil  diese LŠnder Ÿber weite Strecken 

des voraussichtlichen Untersuchungszeitraums im bewaffneten Konflikt waren und die 

Volkswirtschaften dieser LŠnder noch im Wiederaufbau sind. Vergleichbare Vorbehalte 

mŸssen fŸr die enthaltenen post-sozialistischen Mitgliedsstaaten der EU abgewogen werden. 

Die Datenbasis hierfŸr ist die so genannte JP airline-fleets international 2013/14-Liste 

(Flightglobal 2013). EinschrŠnkend sind zusŠtzlich die folgenden, oben bereits erlŠuterten 

Kriterien anzuwenden: 

1. Es handelt sich um eine Linienfluggesellschaft (scheduled passenger carrier). Die 

Auswahl wurde getroffen gemŠ§ der Einordnung durch ch-aviation.com. 

2. Es ist eine Mittel- und eine Langstreckenflotte an Verkehrsflugzeugen (airliners) 

vorhanden.6 

Es ergibt sich eine Grundgesamtheit von 40 Fluggesellschaften (Tabelle 3). 

Tabelle 3: Falluniversum (Grundgesamtheit) der Fallauswahl  
Name Land Name Land 
Aer Lingus Ireland Hawaiian Airlines US 
Air Austral France Iberia Spain 
Air Canada Canada Jetairfly Belgium 
Air Europa Spain KLM [Royal Dutch 

Airlines] 
Netherlands 

Air France France LOT Polish Airlines Poland 
Air Italy Italy Lufthansa Germany 
airberlin Germany Meridiana fly Italy 
AirCalin France Monarch Airlines UK 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
6 GeschŠftsreiseflugzeuge wurden nicht als Verkehrsflugzeuge gewertet, zu GeschŠftsreise- oder 
Privatflugzeugen umgebaute Verkehrsflugzeuge hingegen schon. 
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Alitalia Italy NEOS Italy 
American Airlines US SAS [Scandinavian 

Airlines] 
Sweden 

Arkefly Netherlands SWISS Switzerland 
Blue Panorama 
Airlines 

Italy TAP Portugal Portugal 

British Airways UK TAROM Romania 
Brussels Airlines Belgium Thomas Cook 

Airlines [UK] 
UK 

Condor Germany Thomson Airways UK 
CSA Czech Airlines Czech Republic TUIfly Nordic Sweden 
Delta Air Lines US United Airlines US 
Edelweiss Air Switzerland US Airways US 
Finnair Finland Vision Airlines US 
First Air Canada XL Airways France France 
Quelle: Eigene Berechnungen. 

Im Folgenden wird ein kurzer †berblick Ÿber die wesentlichen Kennziffern dieser 

Grundgesamtheit gegeben.s 

Von den 40 Unternehmen in der Auswahlgesamtheit sind 26 Mitglieder im internationalen 

Interessenverband IATA (Stand: 15. MŠrz 2014). Die folgende Tabelle gibt die wesentlichen 

deskriptiven Werte von Grš§envariablen fŸr die Auswahlgesamtheit wieder, sofern 

ermittelbar.7 

Tabelle 4: Deskriptive Statistiken des Falluniversums  
Kennzahl  Minimum  Maximum  arithm. Mittel  Median  N 
Flottengrš§e 8 3 745 114,1 42 40 
BeschŠftigte 240 120000 19028,9 4953 32 
Passagiere 
p.!a. (Mio.) 

0,225 193,7 31,8 10 32 

Quellen: ch-aviation.com, Jahresberichte, Statistiken der Luftfahrtallianzen, statista.de, Unternehmens-
Webseiten. (Eigene Berechnungen.) 

AIRBUS-Technologie ist dabei in unterschiedlichem Ma§e in den jeweiligen Flotten 

vorhanden (Abbildung 4). Dabei fŠllt auf, dass es eine Konzentration von AIRBUS-

Technologie gibt und dass gemischte Flotten eher selten sind. Das hei§t, die Verteilung ist 

hinsichtlich des Anteils von AIRBUS-Mustern an der gesamten aktiven Flotte bimodal Ð die 

meisten Fluggesellschaften haben entweder einen besonders gro§en oder besonders 

kleinen Anteil an AIRBUS-Mustern.  

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
7 Der zu Grunde liegende Datensatz ist auf der dieser Arbeit beigefŸgten CD enthalten. 
8 Einschlie§lich Frachtflugzeuge, ohne getŠtigte wet leases, einschlie§lich getŠtigter dry leases. 
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Abbildung 4: Anteil von AIRBUS -Typen neuer Generation an der Gesamtflotte (Histogramm)  

 
Quelle: ch-aviation.com. (Eigene Berechnungen.) 

Diese Berechnung enthŠlt jedoch noch Flottensegmente, nŠmlich so genannte Kurzstrecken- 

oder Regionalsegmente, fŸr die AIRBUS nicht produziert (ebensowenig Boeing) und in 

denen AIRBUS nicht systematisch konkurriert. Die Fluggesellschaften kšnnen in diesen 

Segmenten keine AIRBUS-Muster erwerben.Die Berechnung unterschŠtzt daher aus 

mathematischer Sicht die Bedeutung von AIRBUS. Sobald man nur noch die Mittel- und 

Langstreckenflotten der betreffenden Fluggesellschaften untersucht, also Regionalflugzeuge 

ausschlie§t, die ohnehin weder von Boeing, noch von AIRBUS produziert werden, bietet sich 

ein noch klareres Bild in dieser Hinsicht (Abbildung 5). 
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Abbildung 5: Anteil an AIRBUS -Mustern neuer Generation an der Mittel - und Langstreckenflotte 
(Histogramm)  

 
Quelle: ch-aviation.com. (Eigene Berechnungen.) 

Die BimodalitŠt der Verteilung ist nun noch stŠrker. Der Anteil an AIRBUS-Technologie in 

den untersuchten Fluggesellschaften ist demnach entweder besonders niedrig oder 

besonders hoch. Nur vier von 40 Unternehmen betreiben zwischen 40 und 60"% AIRBUS-

Typen in ihrer Mittel- und Langstreckenflotte. Jeweils Ÿber ein Viertel betreiben entweder fast 

ausschlie§lich oder fast Ÿberhaupt keine AIRBUS-Muster. Dank der duopolischen 

Angebotsstruktur bedeutet Letzteres im Prinzip Ð und auch empirisch Ð, dass die 

Fluggesellschaften mit einem Anteil AIRBUS-Muster unter 20"% in ihrer aktiven Mittel- und 

Langstreckenflotte praktisch reine Boeing-Flotten betreiben. 

Aus Sicht der Extremfallauswahl interessieren nun die FŠlle aus dem oberen Quintil Ð sie 

weisen einen erheblichen Anteil AIRBUS-Technologie in der Lang- und Mittelstreckenflotte 

auf. Dies bezieht sich aber auf die beiden Flottensegmente zusammengenommen und sagt 

genau genommen noch nichts EndgŸltiges Ÿber die Anteile in den einzelnen 

Flottensegmenten aus. Schlie§lich kšnnte zum Beispiel eine Fluggesellschaft eine sehr 

kleine Langstreckenflotte ohne jegliche AIRBUS-Muster und eine sehr gro§e 

Mittelstreckenflotte ausschlie§lich aus AIRBUS-Flugzeugen besitzen, was sich aber dann 

nur unwesentlich im Anteil AIRBUS-Muster in der Vereinigungsmenge der beiden 

Flottensegmenten niederschlagen wŸrde. Um den Effekt von KommunalitŠt durch dFBW im 

Sinne der Verringerung der technologischen Unterschiede zwischen den Flottensegmenten 

zu untersuchen, mŸssen die Anteile in den einzelnen Segmenten jeweils ebenfalls maximal, 

oder in der Nomenklatur der Fallauswahl: extrem, sein. 
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3.3.3. Einzelfallauswahl  

Die fŸr die Fallauswahl entscheidenden Variablen sind letztlich die Anteile von AIRBUS-

Typen neuer Generation an der Grš§e der Mittel - und der Langstreckenflotte. Beide mŸssen 

im auszuwŠhlenden, ãextremenÒ Fall grš§tmšglich sein.. FŸr alle 40 Fluggesellschaften wird 

daher hierfŸr eine neue Variable berechnet, nŠmlich das Minimum aus dem Anteil von 

AIRBUS-Typen an der Mittelstreckenflotte und dem Anteils an der Langstreckenflotte, also 

der jeweils kleinere der beiden Werte. Die folgende Abbildung zeigt das Ergebnis fŸr alle 40 

Unternehmen in der Auswahlgesamtheit.9 

!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!!
9 Die Boeing 717 wurde als Mittelstreckenflugzeug gewertet. 
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Abbildung 6: Minimum aus den Anteilen AIRBUS -Muster neuer  Generation jeweils in der Lang - und 
Mittelstreckenflotte ausgewŠhlter Fluggesellschaften  

 
Quelle: ch-aviation.com. (Eigene Berechnungen.) 

Es ist nun eine Fluggesellschaft auszuwŠhlen, sofern empirisch vorhanden, die einen Wert 

von 100"% besitzt, um das oben definierte Kriterium eines Extremfalls zu erfŸllen. Da es sich 
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um das Minimum der Anteile handelt, ist hier automatisch der Anteil von AIRBUS-

Technologie neuer Generation in beiden Flottensegmenten 100"%. 

Dies ist fŸr acht Fluggesellschaften der Fall. Die numerischen Werte mŸssen nun noch mit 

Fallwissen in Kontext gesetzt werden. CSA Czech Airlines besitzt nŠmlich praktisch keine 

Langstreckenflotte, abgesehen von einem AIRBUS A330, den das Unternehmen 

ausschlie§lich zur Bedienung der Route nach Seoul von Korean Air geleast hat. SWISS 

wurde erst 2002 gegrŸndet und deckt daher kaum einen relevanten Untersuchungszeitraum 

ab. AirCalin und Edelweiss Air betreiben insgesamt nur drei bzw. sechs Flugzeuge und 

befšrdern lediglich 386.000 bzw. 1,3 Mio FluggŠste p."a. und sind damit bemerkenswert klein 

und spezialisiert. Damit verbleiben TAP Portugal, Finnair, Iberia und Aer Lingus. Folgende 

Tabelle gibt die wichtigsten Grš§envariablen fŸr diese vier Unternehmen wieder, sowie die 

entsprechenden z-Werte im VerhŠltnis zur Grundgesamtheit. 

Tabelle 5: Kennziffern und z -Werte ausgewŠhlter Fluggesellschaften auf ausgewŠhlten Variablen  

Name 
Flotten -
stŠrke 
(aktiv)  

BeschŠf -
tigte  

Passa-
giere 
p.!a. 
(Mio.)  

Sitzkilo -
meter 
(ãRPKÓ; 
Mrd.)  

z-Werte  
FLEE
T_ST
D 

EMP
L_ST
D 

PAX_
STD 

RPK
_STD 

Iberia 73 20608 44,900 48,068 -0,22 0,13 0,28 -0,26 
TAP 
Portugal 

55 7055 10,700 25,960 -0,38 -0,40 -0,48 -0,55 

Finnair 44 5859 9,300 23,563 -0,37 -0,48 -0,47 -0,65 
Aer Lingus 47 3566 9,700 14,523 -0,32 -0,36 -0,45 -0,52 

           
min 3 240 0,225 1,932 -0,61 -0,60 -0,67 -0,80 
max 745 120000 193,700 357,388 3,44 3,71 3,45 3,35 
mean 114,1 16990,1 31,8 70,5 0,00 0,00 0,00 0,00 
median 42 3533 10 31 -0,39 -0,48 -0,46 -0,47 
N 40 38 32 26 40 38 32 26 
Quellen: Siehe Tabelle 4. (Eigene Berechnungen.) 

Iberia stellt hierbei einen gro§en Legacycarrier dar. Hinsichtlich der strukturellen Kennwerte 

liegt sie in unmittelbarer NŠhe der Mittelwerte. Es spricht aus struktureller Sicht nichts 

dagegen, die fŸr diese Fluggesellschaft gewonnenen Erkenntnisse anschlie§end in 

Propositionen umzuwandeln, die fŸr weitere Legacy- oder Netzwerkcarrier ŸberprŸft werden 

kšnnen. Bereits gewonnene Erkenntnisse Ÿber Legacycarrier kšnnen ebenfalls im 

Forschungsprozess sinnvoll eingesetzt werden. 

Im Gegensatz hierzu hat Aer Lingus auf die Konkurrenz durch Billigfluggesellschaften derart 

reagiert, dass das kommerzielle Modell des ganzen Unternehmens kurzzeitig zu dem einer 

Billigfluggesellschaft modifiziert wurde, bevor Aer Lingus in letzter Zeit wieder stŠrker als 

Netzwerkcarrier betrieben wurde. Unter anderem die direkte Konkurrenz durch die ebenfalls 

irische Ryanair dŸrfte hier ein Faktor gewesen sein (Aer Lingus 2010). Dies ist jedenfalls so 
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speziell, dass die Generalisierbarkeit von auf Basis von Aer Lingus getroffenen 

Beobachtungen stŠrker in Zweifel steht. Zudem ist die Datenlage fŸr Iberia gut, wŠhrend 

beispielsweise schon die Jahresberichte von TAP Portugal nicht ohne weiteres šffentlich 

zugŠnglich sind. Hinzu kommt, dass Iberia zu den wenig untersuchten Legacycarriern der 

gro§en europŠischen politischen …konomien gehšrt, wŠhrend u."a. gerade Lufthansa, Air 

France und British Airways in Europa und die gro§en US-amerikanischen Fluggesellschaften 

in den Vereinigten Staaten schon ausfŸhrlich untersucht worden sind. 

Der ausgewŠhlte Fall weist auch die entscheidenden Rahmenbedingungen auf (siehe oben). 

In Spanien herrscht formale Tarifautonomie gemŠ§ dem ãArbeitnehmerstatutÒ (Estatuto de 

Trabajadores; Brinkmann 2012: 726) aus dem Jahre 1980. Die vom technologischen Wandel 

hin zu dFBW betroffenen, die Pilot*innen des Unternehmens Iberia, sind, in organisationaler 

Form ihrer Gewerkschaft SEPLA, zugleich relevante Akteure in den Tarifverhandlungen. Die 

erste Randbedingung ist also erfŸllt. SEPLA ist eine Berufsgewerkschaft fŸr Pilotinnen und 

Piloten, also ist auch die zweite Randbedingung erfŸllt, dass keine Interessen nicht vom 

technologischen Wandel Betroffener integriert werden mŸssen. Hinzu kommt, dass SEPLA 

in so genannten Gewerkschaftssektionen (secciones sindicales) organisiert ist. Die 

Pilot*innen einer Fluggesellschaft werden durch eine Sektion SEPLAs gegenŸber dem 

Arbeitgeber reprŠsentiert, die nur aus BeschŠftigten derselben Gesellschaft gebildet wird. 

Innerhalb SEPLAs setzen sich diese Sektionen dann (mit anderen Sektionen, beispielsweise 

pensionierte Pilot*innen, Pasivos) zur Gesamtgewerkschaft zusammen. Das hei§t, 

gegenŸber Iberia mŸssen durch die secci—n sindical SEPLA-Iberia sogar auch nur die 

Interessen der Pilot*innen von Iberia vertreten werden: ã[T]he secciones sindicales are 

critical structures for the direct participation of the grass-roots in trade unionsÒ (Molina 2008). 

Als Untersuchungszeitraum wurde der Zeitraum zwischen Ende der 1980er Jahre und heute 

festgelegt. AIRBUS brachte 1986 das erste dFBW-Flugzeug, den AIRBUS A320, auf den 

Markt. 1998 fasste das Unternehmen den Plan zu einer umfassenden, an der HomogenitŠt 

der Flotte systematisch orientierten Flottenerneuerung (s."u.). Um 2007 bestand Iberias 

Flotte nur noch aus AIRBUS-Mustern. Dies wird unten genauer erlŠutert. Diese 

pragmatische Festlegung deckt diese Ereignisse jedenfalls angemessen ab, wŠhrend sie 

zugleich ausreichend Vergleichszeitraum zum heutigen Stand bietet. Sechs KollektivvertrŠge 

zwischen SEPLA und Iberia fallen in diesen Zeitraum, zwei davon seit der Herstellung einer 

vollstŠndigen AIRBUS-Flotte  (2009 und 2014). Davon abgesehen, dass der Zeitraum nicht 

weiter als 2014 verlŠngert werden kann, stellen diese beiden KollektivvertrŠge eine adŠquate 

Grundlage fŸr die Beschreibung und Bewertung institutioneller VerŠnderungen dar. 
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3.4. Datenerhebung und Feldzugang  

Um eine konkludente Analyse mit der ausgewŠhlten Methode durchfŸhren zu kšnnen, ist 

umfassendes qualitatives Datenmaterial bedeutende Voraussetzung. Unterschiedliche 

Datenquellen sind nštig zum Zweck der Triangulation. Wichtigste Methoden zur 

Datenerhebung waren hierbei Dokumentenanalysen und insbesondere Expert*innen-

Interviews. Beides wird im Folgenden kurz diskutiert, bevor anschlie§end der Feldzugang 

und die praktische Umsetzung der empirischen Arbeiten beschrieben und bewertet werden. 

3.4.1. Erhebungsverfahren  

Die zentrale Methode zur Datenerhebung sind in diesem Projekt Expert*innen-Interviews 

(vgl. Tansey 2007). Bogner und Menz (2001: passim) unterscheiden hierbei zwischen 

explorativen, systematisierenden und theoriegenerierenden Expert*innen-Interviews. 

Diese unterschiedlichen Varianten unterscheiden sich, kurz gesagt, in der Funktion des 

Experten/der Expertin im Forschungsvorhaben. Die explorative Variante dient dem †berblick 

Ÿber ein Forschungsfeld und geht der Formulierung von Hypothesen Ÿblicherweise voraus. 

Die Befragung des Experten/der Expertin dient dabei dazu, Ÿber grundlegende Sachverhalte 

des Forschungsfeldes zu informieren und das Feld fŸr den/die Forscher*in einfacher 

durchschaubar zu machen. Dem gegenŸber stehen verschiedene Formen ãfundierenderÒ 

Expert*innen-Interviews (Bogner et al. 2014: 22): Das theoriegenerierende Interview dient 

dazu, die subjektiven Einstellungen und Handlungsorientierungen des Experten/der Expertin 

zu erschlie§en. Er oder sie ist also Expert*in mit besonderer Stellung vor allem innerhalb der 

Sinnbildung des konkreten Forschungsfeldes und wird auf diese definitorische Rolle in einem 

interpretativen Verfahren befragt. Dies ist die breit rezipierte Variante, die von Michael 

Meuser und Ulrike Nagel (1997, 1994, 1991) ausgeht. Davon ausgehend kann mit 

interpretativen Methoden eine empirisch basierte (grounded) Theorie formuliert werden 

(Suddaby 2006; vgl. Glaser/Strauss 1968). 

Jedoch ist keine dieser Herangehensweisen adŠquat fŸr das vorliegende Forschungsprojekt. 

Weder dient schlie§lich das Expert*innen-Wissen hier dem †berblick Ÿber das 

Forschungsfeld Ð immerhin sind bereits Hypothesen formuliert, die sich darŸber hinaus auf 

generellere als blo§ an das Feld gebundene Mechanismen beziehen Ð, noch geht es in 

diesem Projekt darum, die subjektive Sinngebung und Definitionsmacht individueller 

Expert*innen zu untersuchen. Weder exploratives noch theoriegenerierendes Expert*innen-

Interview erscheinen als angemessene Erhebungsmethoden. Stattdessen dient die 

Befragung von Expertinnen und Experten hier der Erlangung zwar notwendigerweise 

subjektiven, aber in erster Linie sachlichen, technischen Wissens Ÿber sich ereignete 




























































































































































































